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Kosten des Verbrechens

Rede des damaligen Justizministers und jetzigen Finanz-
ministers Dr. Diether Posser anlaBlich der Einflihrung des
Leitenden Oberstaatsanwalts Kimmel in Duisburg

am 29. Mai 1985

Die meisten unter uns werden Swifts ,Gullivers Reisen”
als anregende Lektare fUr Kinder oder Jugendliche in Erin-
nerung haben. Geschrieben wurde dieses Buch jedoch in
der Absicht, der englischen Gesellschaft des beginnenden
18. Jahrhunderts einen kritischen Spiegel vorzuhalten. In
dem Teil ,Reise nach Lilliput* wird auch die Kriminalpolitik
unter die satirische Lupe genommen. So berichtet Swift au-
genzwinkernd, in Lilliput werde ein Gber 73 Monate hinweg
straftatenfreies Leben mit der Verleihung eines nicht erbli-
chen Ehrentitels und mit Bargeld belohnt. In einer zeitgenos-
sischen lllustration ist Justitia demgemags mit einem offenen
Geldbeutel dargestelit, aus dem sie wie aus einem Fiillhorn
ihre Gaben verteilt. Justitia mit Scheckheft anstelle des
Schwertes — eine recht ungewodhnliche Vorstellung.

Swifts kriminalpolitischer Alternativvorschiag fiihrt zu ei-
nem Aspekt der Kriminalpolitik, der zu Unrecht bisher ver-
nachlassigt worden ist: Bei der Kriminalitdt und ihrer Be-
kdmpfung sind auch wirtschaftliche Faktoren zu bedenken.
Es ist schon aufschluBreich, sich zu vergegenwartigen, wie-
viel Geld die Kriminalitdt unsere Gesellschaft kostet. Diese
Kosten lassen sich zwar nicht prazise beziffern, aber es gibt
eine Reihe von Anhaltspunkten, die wenigstens die GréBen-
ordnung verdeutlichen.

Nach Schatzungen der Polizei ist im Jahre 1984 in Nord-
rhein-Westfalen der Geldwert der rechtswidrig erlangten
Guter auf 2,2 Milliarden DM zu beziffern; hinzugerechnet
werden miBten die bei den Delikten entstandenen Sach-
und Folgeschaden, die haufig erheblich Uiber dem unmittel-
baren Schaden liegen dirften. Der den staatsanwaltlichen
Anklagen zugrundeliegende Schaden der Wirtschaftskrimi-
naliat betrug in Nordrhein-Westfalen im Jahre 1983 ca. 330
Millionen DM; und das ist allenfalls die Spitze des Eisberges;
das Dunkelfeld ist hier besonders groB.

Kosten der Kriminalitat sind auch die privaten Aufwendun-
gen fir Vorbeugung und Vorsorge, also Diebstabls- und Ein-
bruchsversicherungen, Sicherheitsschldsser, Alarmanla-
gen, Tresore, Wachmannschaften usw.; nach einem Bericht
des ,Spiegel” belief sich die Summe der Aufwendungen der
Bundesbirger fiir sicherheitstechnische MaBnahmen ge-
gen Kriminalitat im Jahre 1983 auf 6 Milliarden DM.

Ein weiterer groBer Kostenfaktor sind schlieBlich die 6f-
fentlichen Ausgaben fur Kriminalpravention, Strafrechtspfle-
ge und Strafvollzug. Aktuelle Angaben flir den Geschéaftsbe-
reich des Innenministers liegen mir nicht vor. Bei liberschla-
giger Rechnung, die nicht durch tatsachliche Erfahrungs-
werte gesichert ist, beliefen sich im Jahre 1983 in Nordrhein-
Westfalen die Nettokosten der Strafrechtspflege im Bereich
der Justiz auf ca. 470 Millionen DM; der Strafvollzug kostete
ca. 452 Millionen DM. Das macht insgesamt fast eine Milliar-
de DM. Legt man diese Summe auf die Zahl der in Nord-
rhein-Westfalen Verurteilten des Jahres 1983 (218.960) um,
so entfielen auf eine Verurteilung durchschnittliche Justiz-
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kosten in Hohe von ca. 4.200,— DM. Diese Hinweise mdgen
als Beleg daflr ausreichen, daB die Kriminalitat mit Milliar-
denbetragen zu Buche schlagt. Und das bedeutet eine ent-
sprechende Verknappung der gesellschaftlichen Ressour-
cen fir andere Ziele und Aufgaben, wie etwa den Ausbau 6f-
fentlicher Dienstleistungen im schulischen oder gesundheit-
lichen Bereich. Auf lange Sicht werden wir angesichts der
genannten GréBenordnungen priifen miissen, ob inunseren
kriminalpolitischen Konzepten volks- und betriebswirt-
schaftliche Uberlegungen starker zu beriicksichtigen sind.

Erste Voraussetzung dafiir wére die genavere Kenntnis
von den Kosten und Folgekosten der Kriminalitét, wie sie in
den Vereinigten Staaten schon vor 20 Jahren ansatzweise
ermittelt worden sind. Solchen Ermitllungen haftet aber von
vornherein das Manko an, dal3 die Kriminalitat nicht zuver-
lassig bestimmt werden kann, daB es wohl immer ein nicht
quantifizierbares Dunkelfeld nicht registrierter Kriminalitat
geben wird. Hinzu kommt noch etwas anderes: Wie es vom
Standpunkt der Betrachtung abhangt, ob Lohnzahlung ein
Ausgaben- oder ein Einnahmefaktor ist, so hangt die Be-
stimmung der Kosten einer Straftat davon ab, auf wen die
wirtschaftlichen Folgen dieser Straftat bezogen werden. Sie
kénnen bezogen werden auf den Téater, das direkte Opfer,
den Justizhaushalt oder die Volkswirtschaft. Dabei ist zu be-
ricksichtigen, daB diese verschiedenen Kostenzurechnun-
gen miteinander zusammenhingen und sich gegenseitig
beeinflussen. Ein Beispiel: Fiir den Eigentlimer ist der Dieb-
stahl seines Kraftfahrzeuges ein Verlust. Fiir den Dieb istder
gleiche Vorgang wirtschaftlich ein Gewinn. Fir die Automo-
bilindustrie bedeutet der Diebstahl mdglicherweise einen
Produktionszuwachs, also auch Gewinn. Der Gewinn der
Automobilindustrie erhéht das Steueraufkommen, ist somit
wiederum fir die Gesellschaft ein Gewinn. Andererseits
muB die Gesellschaft fir diesen Diebstahl bezahlen, indem
sie fur seine Aufklarung und Sanktionierung Polizei und Ju-
stiz einsetzt. Dieses Gedankenspiel [aBt sich weiter fortset-
zen. Die Frage ist, was schlieBlich unter dem Strich als Saldo
steht. Die genauen Kosten der Kriminalitat unter diesen Ge-
sichtspunkten diirften immer eine unbekannte GréBe blei-
ben. Weiter konnte es flihren, die volkswirtschaftliche Ebene
der Betrachtung zu verlassen und sich einen diffeenzierten
Uberblick iiber den Umfang zu verschaffen, in dem éffentli-
che und private Haushalte zur Vorbeugung vor oder zur Be-
kampfung von Kriminalitat investieren, und was das Ergeb-
nis dieser Investitionen ist.

Um es deutlich zu sagen: Ich meine nicht Kosten-Nutzen-
Analysen, wie sie die allgemeinen Haushaltsplanvorschrif-
ten fir geeignete MaBnahmen von erheblicher finanzieller
Bedeutung vorsehen. Solche Analysen dirften sich im Be-
reich der Kriminalpolitik kaum durchfiihren lassen. Denn der
Nutzen kriminalpolitischer MaBnahmen ist weitgehend nicht
in monetaren GroBen zu erfassen. Ein wesentlicher Nutzen-
faktor der Kriminalitatsbekdmpfung sind das Sicherheitsge-
flhl und die Rechtstreue der Birger. Dies |aBt sich aber nicht
in Deutscher Mark messen.

Der wichtigste Nutzen staatlicher Kriminalitatsbekamp-
fung besteht darin, daB weniger Blirger Opfer von Straftaten
werden. Was Opfer von Straftaten erleiden oder was Bur-
gern durch eine erfolgreiche Kriminalitatsbekampfung oder
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Kriminalitatsverhinderung erspart wird, 1aBt sich haufig nur
zu geringen Teilen oder iberhaupt nicht in Mark und Pfennig
ausdricken, sondern nur psychologisch oder medizinisch
bestimmen. Mehr verspreche ich mir von Kosten-Wirksam-
keits-Analysen, also von Untersuchungen, die Aufwand und
eben nicht monetar bestimmtes Ergebnis in Beziehung zu-
einander setzen.

Zu fragen ware beispielsweise, ob die staatlichen Investi-
tionen in die Kriminalitdtsbekdmpfung allen Teilen unserer
Bevdlkerung in gleichem MaBe zugute kommen. AufschluB-
reich erschiene mir auch eine Beantwortung der Frage, ob
sich die dffentlichen Ausgaben zur Einddmmung der Krimi-
nalitat auf bestimmte Eigentumsdelikie und -tater mehr als
auf andere richten. Schenkt man den Untersuchungen Gber
nicht bekannt gewordene Kriminalitat, also den ,,Dunkelfeld-
untersuchungen®, Glauben, so sind insbesondere Eigen-
tumsdelkikte in allen Schichten der Bevélkerung anndhernd
gleich haufig. Andererseits finden sich unter den Verurteilten
tberwiegend Angehdrige vergleichsweise einkommens-
schwacher Schichten. Es ware zu priifen, ob wir die uns ver-
figbaren finanziellen Mittel so einsetzen, daB fir jeden Tater
das Risiko der Aburteilung wirklich gleich ist, wie es das Le-
galitatsprinzip verlangt. DaB davon nicht immer ausgegan-
gen werden kann, belegt beispielsweise die Geschichte der
Wirtschaftskriminalitdt und ihrer Behandiung durch die
Strafrechtspflege. Die herkdmmliche Ausstattung und Orga-
nisation der Staatsanwaltschaften reichte frither wohl aus,
um der klassischen Eigentums- und Vermdgenskriminalitat
wirksam zu begegnen. Wirtschaftsdelikte konnten damit je-
doch vergleichsweise wenig wirksam aufgeklart werden.
Erst durch die Einrichtung von Schwerpunkistaatsanwalt-
schaften zur Bekampfung der Wirtschaftskriminalitat und die
Einstellung von Wirtschaftsspezialisten konnten mehr Wirt-
schaftsdelikte aufgeklart und eine entsprechend groBere
Zahl von Straftatern verurteilt werden. Hinsichilich der Ver-
stoBe gegen die dem Umweltschutz dienenden Straf- und
BuBgeldbestimmungen stehen wir heute vor ahnlichen Pro-
blemen. Unter Kosten-Wirksamkeitsgesichtspunkien wére
auch zu fragen, wie sich die materiellen Aufwendungen des
Staates auf die drei Bereiche Vorbeugung, Bestrafung und
Resozialisierung verteilen und ob oder wie sich diese Berei-
che gegenseitig beeinflussen. So ware es wiinschenswert,
zu wissen, ob etwa vermehrte Ausgaben filr die Vorbeugung
zu entsprechend verminderten Ausgaben fir die Strafverfol-
gung und die Resozialisierung fihren. Mdglicherweise
kénnte das gesamte Ausgabenvoiumen fir Kriminalpolizei
und Strafjustiz verringert werden durch eine Verlagerung fi-
nanzieller Schwerpunkte von der Bestrafung auf die Vorbeu-

gung.

Damit ist das Verhaltnis von Aufwand und Erfolg in der
Strafrechtspflege angesprochen. Auf besondere Schwierig-
keiten stGBt die Erfolgskontrolle bei den vorbeugenden MaB-
nahmen. Es ist naturgemaR schwer, Erkenntnisse daruber
zu gewinnen, in welchem Umfang Kriminalitdt durch vor-
beugende MaBnahmen verhindert wurde. Uber Erfolg und
MiBerfolg von Bestrafung und Resozialisierung sind der
Wissenschaft nur recht vordergriindige Angaben bekannt.
Angaben tiber Rilckfallguoten und ahnliches sind nicht ohne
weiteres den MaBnahmen oder den fehlenden MaBnahmen
der Strafrechtspflege zuzuschreiben. Es sei denn, man un-
terstellte, fiir Straftat und Straftater sei grundsatzlich nichts

anderes von Bedeutung als das, was die Strafrechtspflege
oder der Strafvollzug tut oder 1aBt.

Weiter flihrten wahrscheinlich — in Anfihrungsstrichen —
,betriebswirtschaftliche” Analysen, wenn bestimmte MaB-
nahmen gezielt auf das Verhaltnis von finanziellem Aufwand
und Erfolg untersucht wirden. Alternative Resozialisie-
rungsmaBnahmen kénnten daraufhin geprift werden, mit
welcher MaBnahme bei gleichen Kosten der gréBere Erfolg
erzielt werden kann oder welche MaBnahme bei gleichem
Erfolg kostenglinstiger ist. Solche Alternativen sind — jeden-
falls bei bestimmten Tatergruppen — Bewahrungshilfe oder
Strafvollzug. Fir den US-Bundestaat Kalifornien wird bei-
spielsweise berichtet, daB sich bei wesentlich hoheren Er-
folgsquoten als im Strafvollzug die jahrlichen Kosten eines
erwachsenen Probanden der Bewdhrungshilfe auf 200 Dol-
lar beliefen; demgegeniiber verursachte ein Stratgefange-
ner jahrlich 2.000 Dollar an Kosten; die Kosten fiir den Neu-
bau einer Vollzugsanstalt betrugen 13.000 Dollar pro Gefan-
genen. Fir den US-Bundesstaat New Mexico wird berichtet,
daB eine Verdreifachung der Zahl der Bewdhrungshelfer die
Zahl der Strafgefangenen um ein Drittel verminderte, wasim
Ergebnis zu einer Einsparung von 4 Millionen Dollar Voll-
zugskosten und Kosten der Sozialbehérden flhrte. Fir die
Bundesrepublik Deutschland wird man davon ausgehen
kénnen, daB das Verhéltnis von Kosten und Erfolg durch die
(allerdings natirlich in erster Linie kriminalpolitisch motivier-
ten) Strafrechtsreformgesetze erheblich verbessert worden
ist. Und zwar namentlich dadurch, daf3 kurzfristige Freiheits-
strafen weitgehend beseitigt und die Méglichkeiten der
Geldstrafe sowie der Strafaussetzung zur Bewahrung und
der bedingten Entlassung wesentlich erweitert worden sind.
Trotz dieser viel weniger kostenaufwendigen MaBnahmen
ist die Zahl der bekanntgewordenen Straftaten zuimindest
nicht starker gestiegen als in den Jahren vor den Reformge-
setzen.

Im Jahre 1984 kostete ein unter Bewahrungsaufsicht ge-
stellter Verurteilter ca. 5,— DM und ein Strafgefangener ca.
80,— DM pro Tag. Einen gleichen Resozialisierungserfolg
vorausgesetzt, ware demnach die Bewdhrungshilfe 16mal
kostenglinstiger als der Strafvolizug. Solche Kostenverglei-
che sind schon oft angestellt worden, sie sind aber in dieser
Form irrefiihrend. Denn eine Bewahrungsaufsicht wird in der
Regel fur einen Zeitraum von mehreren Jahren angeordnet,
wahrend die entsprechenden zur Bewahrung ausgesetzten
Freiheitsstrafen oder nach Teilverbiung ausgesetzten
Reststrafen in der Masse der Falle von wesentlich kiirzerer
Dauer sind. Realistischer ware der Kostenvergleich zwi-
schen einer dreijahrigen Bewahrungsaufsicht und dem Voll-
zug einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe. Dann lautet die
Kostenrelation Bewahrungshilfe und Strafvolizug etwa 1:3.

Bei dem Kostenvergleich beider Institutionen ist noch
zweierlei zu berlicksichtigen: Die Bewahrungshilfe erscheint
auch deshalb so kostengiinstig, weil die finanzielle Situation
des Landes es hicht erlaubt hat, daB der personelle und son-
stige Ausbau der Bewahrungshilfe mit der standigen Zunah-
me der Probanden Schritt hielt. Und durch eine Verringerung
der Gefangenenzahl zugunsten einer vermehrten Unterstel-
lung unter Bewdahrungsaufsicht lieBen sich die Strafvoll-
zugskosten erst langerfristig verringern. Ein groBer Teil die-
ser Kosten fallt unabhangig von der Zahl der Gefangenen



an, z.B. Personalkosten, Baukosten, Bauunterhaltungsko-
sten und allgemeine Investitionskosten.

Der Kostenvorteil der Bewahrungshilfe gegeniiber dem
Strafvollzug war — auBer den im Vordergrund stehenden kri-
minalpolitischen Erwagungen sowie der drohenden, in an-
deren Bundeslandern schon vorliegenden Uberbelegung
der Vollzugseinrichtungen — ein maBgeblicher Gesichts-
punkt fir die Gesetzesinitiative des Landes Nordrhein-West-
falen zum Ausbau des Instituts der Strafaussetzung zur Bewéh-
rung. Diese Initiative ist, wie Sie wissen, im vergangenen Jahrim
Bundesrat gescheitert. Der entsprechende Gesetzentwurf der
Bundesregierung sieht nur einen halbherzigen Ausbau der Straf-
aussetzung zur Bewahrung vor und 148t damit auBer dem krimi-
nalpolitischen Fortschritt — trotz der allenthalben angespannten
Haushaltssituation — auch den jedenfalls Iangerfristig gege-
benen Kostenvorteil der Bewahrungshilfe weitgehend unbe-
riicksichtigt.

Eine verstarkte Inanspruchnahme der Bewahrungshilfe
héatte nicht unmittelbar zur Folge, daB die auf die entspre-
chende Zahl von Gefangenen entfallenden Strafvollzugsko-
sten in vollem Umfange gespart wiirden. Genauso wenig ist
davon auszugehen, daB ein Sinken der amtlich festgestell-
ten Kriminalitatsrate notwendig und unmittelbar einen ent-
sprechenden Riickgang der staatlichen Ausgaben zur Be-
kampfung der Kriminalitat zur Folge haben kdnnte. DaRB dies
nicht der Fall ist, hat eine von dem Prasidenten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika eingesetzte Kommission aus-
driicklich festgestellt. Es wére auch nicht nur unrealistisch,
sondern unverantwortlich, aus einem anhaltenden Riick-
gang amtlicher Kriminalititszahlen die Konsequenz zu zie-
hen, weniger Mittel in die Kriminalitatsbekdmpfung zu inve-
stieren. Denn die amtlichen Kriminalstatistiken geben, wie
bereits erwahnt, nicht die ganze Wirklichkeit, d.h. den gan-
zen Umfang der Kriminalitat wieder. Sie zeigen nur, wieviel
wie beschaffene Kriminalitat wir mit unseren — ja auch éko-
nomisch bedingten — Ressourcen ermitteln und ahnden.
Waéren die Méglichkeiten fir die Strafverfolgung kleiner oder
groBer als sie es sind, so wére die Zahl der Verdachtigen und
der Verurteilten und damit ,die Kriminalitat* geringer oder
gréBer, als wir sie statistisch ausweisen.

Meine Damen und Herren, abschlieBend méchte ich noch
einen weiteren Aspekt des Themas ,Kosten des Verbre-
chens” ansprechen. Viele kriminologische Untersuchungs-
ergebnisse sprechen daflr, daB Kriminalitatsraten zu einem
erheblichen Teil abhangen von sozialen Problemen oder
Mi3stdnden. Auch aus ékonomischer Sicht stellt sich die
Frage, ob es nicht besser ware, bereits an der Ursprungs-
stelle verstarkt und planvoll finanzielle Mittel einzusetzen —
und nicht erst dann, wenn die Folgen dieser MiBstande sich
in Gestalt von Kriminalitat zeigen und in vielen Fallen kaum
noch positiv zu beeinflussen sind. Eine Durchsetzung tat-
sachlicher Chancengleichheit in allen Lebensbereichen
kdnnte zu einer Verringerung der Kriminalitat flhren. Daraus
folgt, daB Kriminalpolitik und Sozialpolitik nicht getrennt von-
einander betrieben werden dirfen. Kriminalpolitik und So-
zialpolitik missen vielmehr aufeinander bezogen geplant
und hinsichtlich ihres Aufwandes in einer Zusammenschau
gesehen werden. Gute Sozialpolitik ist nicht nur die aus hu-
manen Griinden beste, sondern wahrscheinlich auch die am
wenigsten Kosten verursachende Kriminalpolitik.
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Stellung und Bedeutung
der Freiheitsstrafe aus
rechtsvergleichender Sicht*

Michael Walter

1. Das Verstédndnis der Freiheitsstrafe
aus der geschichtlichen Entwicklung:
Die Freiheitsstrafe als Surrogat und
Surrogate zur Freiheitsstrafe

Jescheck bezeichnet in dem von ihm herausgegebenen
dreib&ndigen Werk Uber die Freiheitsstrafe diese mehrfach
als das Riickgrat des Strafensystems. Diese Charakterisie-
rung erscheint durchaus treffend, kann aber in verschiede-
ner Weise verstanden werden. Geht man von unserem ge-
genwadrtigen kriminalrechtlichen Rechtsfolgensystem aus,
ist die Bedeutung der Freiheitsstrafe nicht auf die vergleichs-
weise wenigen Falle der vollstreckbaren Freiheitsstrafe be-
schrankt, deren Anteil von Ktirzinger (im dritten Band, Lan-
desbericht fur die Bundesrepublik Deutschland, S. 1737 f.)
mit 6,5%, bezogen auf alle im Jahre 1982 nach allgemeinem
Strafrecht Verurteilten, angegeben wird (s. S. 1868). Sie
Lstitzt* auBerdem die immer bedeutsamer gewordene an-
fangliche und nachtragliche Straf(rest)aussetzung, die unter
dem ,Damoklesschwert” des Widerrufs steht, und ebenso
die bei weitem haufigste Geldstrafe (ca. 85%), die im Falle
der Uneinbringlichkeit mit der Ersatzfreiheitsstrafe bewehrt
ist. Eine solche Betrachtung bleibt freilich noch sehr vorder-
griindig, denn sie bezieht nicht die sozialen Wirkungen mit
ein, die vom Strafvollzug ausgehen. Die Bedeutung der Frei-
heitsstrafe 148t sich adaquat nur erfassen, wenn man Strafe
und Strafvollzug in ihrem Zusammenspiel begreift. Deswe-
gen war die Entscheidung Jeschecks, Strafe und Strafvoll-
zug gemeinsam darzustellen, sehr sachgerecht und ange-
sichts der traditionellen Trennung des materiellen Straf-
rechts vom Vollzugsrecht keineswegs selbstverstandlich.
Der Strafvollzug demonstriert den Biirgern die Einlésung der
Strafdrohungen, er macht die Strafprozeduren sichtbar und
erfahrbar, etwa im Gegensatz zur Geldstrafe, die gleichsam
im Verborgenen abgewickelt wird. Insofern kénnen von der
Freiheitsstrafe besondere generalpraventive als auch ,be-
ruhigende® sozialpsychologische Auswirkungen erwartet
werden (s.a. § 2 Satz 2 StVollzG: Der Vollzug der Freiheits-
strafe dient auch dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren
Straftaten). Abgesehen von dem standigen Nachweis, daB
Freiheitsstrafen nicht nur angedroht, sondern auch tatsach-
lich vollstreckt werden, bleibt der reale Hintergrund derarti-
ger sozialpsychologischer Fernwirkungen allerdings in viel-
facher Hinsicht zweifelhaft und dunkel, nicht nur weil die An-
zahl der Haftplatze begrenzt ist, sondern ebenso weil haufi-
ger die sozialschadlichsten Blirger nicht einsitzen (oder erst
zu einer Zeit, zu der sie keinen Schaden mehr anrichten, wie

*) Zugleich eine Besprechung von Hans-Heinrich Jescheck (Hrsg.): Die Frei-
heitsstrafe und ihre Surrogate im deutschen und ausléndischen Recht
(Rechtsvergleichende Untersuchungen zur gesamten Strafrechtswissen-
schaft. Hrsg. vom Max-Planck-Institut fir auslandisches und internationa-
les Strafrecht in Freiburg i.Br. durch Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Heinrich
Jescheck 3. Folge Band 16.1, 16.2, 16.3). Nomos Verlagsgesellschaft, Ba-
den-Baden 1983, 1984. XIll, XIII, XIli, 2172 Seiten.
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beispielsweise die NS-Tater) und demgegeniber viele kurze
Strafen von Gefangenen verbi(iBt werden, deren ,Gefahr-
lichkeit“ begrenzt ist und bei denen eine Sicherung, bedingt
durch die kurzen VerbliBungszeiten, ohnehin kaum erreicht
wird.

Die Vorsteliung von der Freiheitsstrafe als dem Ruckgrat
des Sanktionssystems fiihrt allerdings auch leicht zu MiB-
verstandnissen, soweit ndmlich Freiheitsstrafe und Straf-
vollzug als unverriickbare GroBen angesehen werden, die
gewissermaBen genauso notwendig zu unserer sozialen
Umwelt hinzugehéren wie Schulen, Gerichte oder Postam-
ter. Die Wahrnehmung des vorhandenen Gestaltungsspiel-
raums, innerhalb dessen Freiheitsstrafe verzichtbar ist, wird
vor allem durch die von Jescheck mit Recht kritisierte Utopie
der vollstAndigen Abschaffung der Gefangnisse erschwert,
die es den konservativen Kriminalpolitikern immer wieder
leicht macht, schon die Suche nach Alternativen als ersten
Schritt der Entfernung von den Realitaten anzusehen. Zu-
néchst gilt es, sich die historische Bedingtheit der Freiheits-
strafe bewuBt zu machen. Dazu liefert das vorliegende Werk
knappe, jedoch ausreichende Informationen. Zwar ist es als
Querschnittsanalyse angelegt, das ,Recht und Praxis der
Freiheitsstrafe und ihrer Surrogate” (s. Vorwort S. VI in 23
Landesberichten schildert, wobei die Landesberichte im all-
gemeinen auf dem Stand der Jahre 1981, 1982 gehalten
sind und die vergleichende Zusammenfassung Jeschecks
im dritten Band (S. 1939 bis 2163) den Stand von Mitie 1983
wiedergibt (also neueste Anderungen iiber die Landesbe-
richte hinaus mit umfaBt). Doch trotz der Schwerpunkiset-
zung im derzeit geltenden Recht enthalten die drei Bande
auBerdem den historischen Langsschnitt. Sowohl die ein-
heitlich gegliederten Landesberichte als auch die dement-
sprechend geordnete Zusammenschau Jeschecks bringen
einen gerafften einleitenden historischen Teil, der die betref-
fenden Regelungen als gewordene versteht, der erst deut-
lich macht, warum das Recht in einer bestimmten Richtung
verdndert worden ist. Fiihrt man sich diese geschichtliche
Dimension vor Augen, erscheint die Freiheitsstrafe als eine
vergleichsweise junge Sanktion, die entsprechend unserem
heutigen Verstandnis als grundsatzlich befristete Entzie-
hung der Fortbewegungsfreiheit mit dem Anspruch huma-
ner Behandlung und ohne Tendenz zur Existenzvernichtung
erst im 16. Jahrhundert entstanden ist. Die vollkommen un-
terschiedlichen Funktionen und die damit einhergehenden
unterschiedlichen Notwendigkeiten oder Unverzichtbarkei-
ten der Freiheitsstrafe erhellen bereits bei einer Berticksich-
tigung der stark schwankenden Haftzeiten, denen zufolge
die Bedeutungsspanne der Freiheitsstrafe vom kurzen
+Denkzettel bis hin zum tiefen Eingriff in das gesamte Le-
ben reicht. Von geringerem Gewicht ist demgegeniber die
nahere rechtliche Qualifikation, weswegen die thematische
Eingrenzung auf die Freiheitsstrafe des Erwachsenenrechts
und somit die grundséatzliche Ausklammerung des Jugend-
rechts und des Rechts der stationaren MaBregeln in den
Darstellungen nicht unproblematisch ist.

Das Ruckgrat muB folglich als relativ jung angesehen wer-
den und ist seinerseits ebenfalls ein ,Surrogat”, ein Ersatz
gewesen fur Leibes- und Lebensstrafen (dazu s. Jescheck
S. 1951). Die lebenslange Freiheitsstrafe wird nur vor die-
sem Hintergrund verstandlich, sie schien gleichsam die ,,na-
tarliche® Alternative zur Hinrichtung zu sein. Je mehr jedoch
dieser Ursprung unserem BewuBisein entriickte, desto
mehr waren wir in der Lage, die Grausamkeit und Fragwiir-

digkeit der lebenslangen Freiheitsstrafe zu erkennen, weil
sie, aus dem Kontext der Tétung entfernt, nicht mehr vorran-
gig als ein wohltuendes Minus zur Tétung erschien. Frei-
heitsstrafe als Rickgrat darf nicht im Sinne einer Fixierung
auf die Freiheitsstrafe aufgefat werden. Als eine soiche Fi-
xierung kann man jedoch die Vorgange begreifen, die der
von Jescheck mehrfach erérterten ,Krise der Kriminalpoli-
tik® zugrunde lagen. Gemeint sind die hohen Erwartungen
und anschlieBenden Enttiduschungen gegendlber einem the-
rapeutisch gestalteten Strafvollzug. Die Krise beruhte letzt-
lich auf einem zu kurz gefaBten Kriminalitatsverstandnis
(Kriminalitat als krankheitsahnliche Erscheinung). Die nahe-
zu vollstandige Verfiigbarkeit des Delinquenten im Vollzug,
seine Bereitstellung zu heilsamer ,intensiver Einwirkung*
wurden angesichts der ganz erheblichen Therapieschwie-
rigkeiten Uberbewertet. Der Blick zuriick auf die tatsAchli-
chen Auswirkungen des Vollzuges durfte den Sanktions-
wandel, mithin die Suche nach ,Surrogaten” zur Freiheits-
strafe, beglinstigt haben. In dem von Jescheck verwendeten
Begriff des Surrogats schwingt freilich leicht die Einschat-
zung mit, als sei das Eigentliche oder Echte, das lediglich er-
setzt werde, nach wie vor die Freiheitsstrafe. Dem aber lage
ein statisches, die Entwicklungsperspektive vernachlassi-
gendes Verstandnis zugrunde. Jescheck selbst Gberwindet
es, wenn er am SchluB seiner Ausfihrungen den Bogen der
Alternativen duBerst weit spannt und beispielsweise sogar
auf Verfahrenseinstellungen gemaB § 153a StPO oder das
Absehen von Strafe zu sprechen kommt (s. S. 2113 1.).

2. Ertrag und Grenzen eines
Rechtsvergleichs zur Freiheitsstrafe

Wie nunist die Gesamtdarstellung des naheren angelegt?
Als rechtsvergleichendes Werk stellen die drei Bande die
Regelungen zur Freiheitsstrafe in den einbezogenen Lan-
dern nach bestimmten Gesichispunkten geordnet zusam-
men. So wird es moglich, die gesetzlichen Bestimmungen
der Bundesrepublik mit den jeweiligen Vorschriften in ande-
ren Staaten zu vergleichen, die Bundesrepublik mithin im in-
ternationalen Vergleich zu verorten. Der umfangreichste der
drei Bande, der erste (A), der die europaischen Landesbe-
richte enthalt, bezieht sich auf Belgien, die DDR, England,
Frankreich, ltalien, die Niederlande, Norwegen, Osterreich,
Polen, Schweden, die Schweiz und Spanien. Der zweite, et-
was schmalere Band (B), der die auBereuropaischen Lander
betrifft, besteht aus Berichten Uber Australien (nur dieser in
englischer Sprache), Brasilien, Costa Rica, Ekuador, Gha-
na, Japan, Kanada, Peru, USA. Der dritte und schmalste
Band (C) enthdlt gleichwohl den umfangreichsten Bericht,
den Uber die Bundesrepublik, sowie die schon erwéhnte ver-
gleichende Zusammenfassung Jeschecks. Die themati-
schen Punkte, zu denen vergleichende Ausfiihrungen vor-
liegen, ergeben sich nahezu von selbst: Geschichtliche Ent-
wicklung der Freiheitsstrafe, Stellung der Freiheitsstrafe im
Gesamtsystem der Sanktionen, Formen der Freiheitsstrafe,
insbesondere die lebenslange Freiheitsstrafe, die zeitige,
die kurze; die rechtlichen Grundlagen des Strafvollzugs,
Strafaussetzung zur Bewahrung, andere Surrogate der Frei-
heitsstrafe, bedingte Entlassung. Der Leser wird mit einer
meist komprimierten Darstellung der wesentlichen Rege-
lungsinhalte konfrontiert. Der Text war in den Passagen, die
der Rezensent vollstandig gelesen hat, gut und leicht ver-
standlich. Allerdings ist es nur begrenzt méglich, die Berich-
te hintereinander fort zu lesen, da die Informationen von ei-
nem bestimmten Zeitpunkt an nicht mehr behalten werden



kénnen. Insofern handelt es sich um ein Nachschlagewerk,
das zu den schon vorliegenden vergleichenden Publikatio-
nen, insbesondere von Jescheck und Grebing herausgege-
benen Werk iiber ,Die Geldstrafe im deutschen und auslan-
dischen Recht* (1978) hinzutritt. Ergdnzend hingewiesen
sei ferner auf Diinkel und SpieB (Hrsg.): Alternativen zur
Freiheitsstrafe. Strafaussetzung zur Bewahrung und Be-
wahrungshilfe im internationalen Vergleich (1983) und Kai-
ser: Strafvollzug im europaischen Vergleich (1983).

Von der Ertragsseite her gesehen vermittelt der Band die
Erkenntnis, daB die Bundesrepublik im Bestreben um eine
Minimierung der Freiheitsstrafe relativ weit vorne liegt, aber
etwa im Vergleich zu Schweden oder Japan durchaus noch
weitere Anstrengungen in dieser Richtung unternehmen
kénnte. Die Aussagen bleiben freilich trotz des standig spur-
baren Bemihens, dem Recht die Rechtswirklichkeit gegen-
Uberzustellen, fragmentarisch. Zunachst bedarf es keiner
weiteren Begrindung, daB rechtliche Entwiirfe der Wirklich-
keit nicht die Wirklichkeit selbst sind. Gerade wer im Straf-
vollzug tétig ist, wird dazu neigen, einen derartigen Gleich-
klang nicht einmal fiir wahrscheinlich zu halten. Soweit offi-
zielle Zahlen verfugbar waren, sind sie dankenswerterweise
erganzend verwertet worden. Man erfahrt beispielsweise et-
was Uber sehr groBziigige Strafrestaussetzungsvorschriften
und zugleich Uber eine dazu im Kontrast stehende engherzi-
ge Praxis (zusammenfassend Jescheck S. 2136 f.). Doch
lassen sich die tatsachlichen Verhaltnisse bekanntlich nicht
allein den offiziellen Sanktionsstatistiken entnehmen. Mitun-
ter fehlen auch diese Stitzen, man bleibt dann auf allgemei-
ne Eindricke oder MutmaBungen angewiesen. Subtilere
Prozesse kdnnen von einem eher grobrasterigen Ansatz her
nur schwer oder gar nicht erfaBt werden. So wére beispiels-
weise 2u Uberpriifen, ob und inwieweit der vermeldete Trend
zur Einheitsfreiheitsstrafe, also die Aufgabe des Zuchthau-
ses, verschérften Kerkers usw., von einer differenzierenden
Gewahrung von Vollzugslockerungen praktisch wieder un-
terlaufen wird. Um solchen spezielleren Fragen nachzuge-
hen, miiBte man die Vollzugspraxis und auch — soweit vor-
handen — die einschiagige Rechtssprechung einbeziehen.

Jescheck schlieBt seine vergleichende Betrachtung am
Ende mit ,Folgerungen und Vorschlage(n) flir die weitere
Reform der Freiheitsstrafe in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ ab (S. 2155 {.). Bei strenger Betrachtungsweise han-
delt es sich dabei jedoch um gar keine Folgerungen, son-
dern lediglich um Uberlegungen, die an das zuvor ausge-
breitete Material ankniipfen. Wenn etwa ausgefihrt wird, die
Freiheitsstrafe sei fir die Wahrung der éffentlichen Sicher-
heit unentbehrlich, aus Griinden der Generalpravention un-
vermeidlich, die kurze Freiheitsstrafe werde als Schockstra-
fe fir rickfallige Verkehrstater bendtigt usf., so kann das
nicht aus irgendwelchen Regelungen folgen. Derartige Aus-
sagen setzen kriminologische Vorarbeiten voraus und kénn-
ten hdchstens von dort aus gestiitzt werden. Die Rechtsver-
gleichung bleibt hier darauf beschrankt mitzuteilen, welche
kriminalpolitischen Uberzeugungen andernorts vorherr-
schend sind oder nicht, mehr kann nicht gesagt werden. Vie-
le Standpunkte, die Jescheck zum Abschlu3 vortragt, wer-
den freilich auf einen breiten Konsens stoBen, wie etwa die
Beflrwortung einer grofiziigigeren Handhabung der Rest-
aussetzung, die Aufgabe der absoluten Androhung der le-
benslangen Freiheitsstrafe, die Einschrénkung der Ersatz-
freiheitsstrafe, die Aufgabe verdnderter Strafrahmen im
Rickfall, die allgemeine Ausdehnung der Strafaussetzung
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zur Bewéahrung auf zwei Jahre oder die Herabsetzung der
Bewahrungszeit auf drei Jahre.

Trotz aller Einschrankungen bleibt dennoch ein erhebli-
cher Ertrag, der nicht zuletzt aus einer Sensibilisierung er-
wachst, die durch einen Blick auf andere Lander erreichbar
ist. So erfahrt man beispielsweise, daf} der italienische Ver-
fassungsgerichtshof ebenso wie der US Supreme Court die
Ersatzfreiheitsstrafe gegen den mittellosen Geldstrafen-
schuldner, zumindest bei unverschuldeter Armut (Wie will
man sie (berzeugend ausschlieBen,) fir verfassungswidrig
erklart haben. Ferner wird in Norwegen die Einfiihrung von
~Konfliktrdten“ geplant, offenbar um autonome Formen der
Kriminalitatsbewaltigung zu unterstiitzen. Auch soweit na-
here Angaben nicht erfolgen konnten, sind die betreffenden
Hinweise weiterfiihrend und wertvoll. Ein Handicap der
Rechtsvergleichung bleibt freilich bestehen, das darin be-
grindet ist, daB von den Anregungen am meisten die Lander
profitieren (kénnten), die international am weitesten hinten
liegen, und daB Anregungen dort fehlen, wo alle dhnliche
Regelungen aufweisen, die ja deswegen noch nicht befriedi-
gend zu sein brauchen. Ein derartiger Stillstand scheint
beim Umgang mit Mehrfachauftalligen zu bestehen, denen
man offenbar Giberall mit zunehmender Harte begegnet.

3. Freiheitsstrafe und Strafvollzug in
Abhéngigkeit von sozio-6konomischen
Rahmenbedingungen

Das vorliegende Werk verdeutlicht, da3 auch ein rechts-
vergleichender Ansatz, der die unterschiedlichen Normsy-
steme in den Mittelpunkt riickt, die jeweiligen sozio-6kono-
mischen Rahmenbedingungen in den betreffenden Landern
mitberlcksichtigen muB, wenn und soweit das Verstandnis
der Regelungen erreicht werden soll. Es ist eine Binsen-
wabhrheit, daB3 die Prozesse der Entstehung und Handha-
bung der Normen von der komplexen sozialen Wirklichkeit
abhangig sind, auf die sie idealiter wiederum gestaltend ein-
wirken. Jescheck thematisiert in seinem vergleichenden
Querschnitt die Beziehung zwischen Armut und sozialer In-
stabilitat auf der einen und dem haufigen und gleichzeitig
harteren Gebrauch der Freiheitsstrafe in Lateinamerika (s.
S.19751. und S. 2049 1.) auf der anderen Seite. Den Armen
kann man, zumal bei erheblicher Arbeitslosigkeit, nur noch
ihre Freiheit nehmen. Wo der Staat gleichfalls mittellos ist,
sieht es in den Geféngnissen besonders schlimm und trost-
los aus. Der Eigentumskriminalitat, die oft zur Lebenserhal-
tung geradezu notwendig wird, begegnet man mit rigiden
Strafen. Die verstarkte Unsicherheit, ob der Beschuldigte
zum Gerichtsverfahren erscheinen wird, das vielleicht erst
wesentlich spater durchgefihrt werden kann, fiihrt zum ex-
tensiven Gebrauch der Untersuchungshaft. Diese wird dann
schlieBlich im Termin durch entsprechend lange oder noch
langere Freiheitsstrafen nachtraglich legitimiert usf. Zusam-
menhange dieser Ant, die Jescheck skizzient, sind Gberaus
plausibel und kénnten in einer freilich kriminologischen
Theorie zum Gebrauch der Freiheitsstrafe systematisch zu-
sammengefaBt werden. Die Hypothesen werden vom ande-
ren Ende der wohlhabenden und sozial stabileren Staaten
her ebenso gestiitzt, wie die Landesberichte von beispiels-
weise Schweden zeigen, einem Land mit langjahrigem Frie-
den und Wohlistand, oder auch von Japan, einem Land mit
einem gewissen Wohlstand und vor allem einer stabileren
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Sozialordnung (1980: Anteil der Geldstrafe ca. 96,5%, 3,5%
Freiheitsstrafe, davon zur Bewahrung ausgesetzt (ber
60%, von denen nur 12,9% widerrufen werden! Ergebnis:
Bei ca. 115 Millionen Einwohnern nur ca. 50.600 Gefangene
einschlieBlich Untersuchungsgefangene, s. Jescheck S.
1989). In einem gewissen Spannungsverhiltnis zu derartig
soziologisch bestimmten Verstandnissen der Freiheitsstrafe
befindet sich allerdings der geschichtliche Rickblick, der,
der bisherigen Tradition entsprechend, vorwiegend ideen-
geschichilich konzipiert wird (s. Kirzinger S. 1747 f., Je-
scheck S. 1951 {.). Es erweist sich einmal mehr, daB wir von
einer umfassenderen empirischen Theorie der Freiheits-
strafe und des Strafvollzugs noch entfernt sind. Bei allen
Schwierigkeiten aber hatte man sich doch eine Erwdhnung
der Arbeiten etwa von Foucault (Uberwachen und Strafen.
Die Geburt des Gefangnisses, deutsch 1975) und Rusche/
Kirchheimer (Sozialstruktur und Strafvollzug, deutsch 1974)
vorstellen kénnen.

Die Abhangigkeiten der Strafpraxis vom sozialen Wandel
sind vielfaltig. Ein Aspekt, den Jescheck anspricht, betrifft
Verschiebungen der Wertigkeit der Freiheit (s. Christie
Changes in Penal Values, Skand. Studies i. Crim_, Bd. 2, S.
172), deren Bedeutung in einer Zeit groBerer Handlungs-
und Konsummédglichkeiten hdher veranschlagt werden
kénnte mit der Folge, daB Verkiirzungen der Haftzeiten nicht
als Fortschritte der Humanisierung, sondern lediglich als
wertmaBige Anpassung, gleichsam als Korrektur des Wech-
selkurses, zu beurteilen waren. Ein zweiter Gesichtspunkt
bezieht sich auf das Anwachsen des Uberwachungspotenti-
als, das in Wirklichkeit vielleicht nicht den futuristischen
Schreckensvisionen entspricht, aber doch kaum zu leugnen
ist. Es wird eben allmahlich immer schwerer, sich einem
kontrollierenden Zugriff zu entziehen, abgesehen vielleicht
von mulitinational tatigen Verbrechern. Diese Entwicklungen
durften mit dazu beigetragen haben, daB sich der polare Ge-
gensatz zwischen Freiheit hier und Freiheitsentzug dort in
den Strafensystemen zusehends verfeinert, daB eine Reihe
von Mischformen und Zwischenstufen entstanden ist, die
die Inhaftierung auf den Feierabend, das Wochenende und
noch anders bestimmte Zeitabstande begrenzen und mit
den verschiedensten Ausdriicken belegt werden. Die hier
besprochenen Bande liefern eine ganze Fille von Anschau-
ungsmaterial und lassen gleichzeitig die damit verbundenen
neuen Schwierigkeiten for die Vollzugsorganisation erken-
nen, da der Vollzug vermehrt in Zeiten fallt, zu denen unger-
ne gearbeitet wird.

Bemerkenswert in diesem Zusammenhang scheint mir
schlieBlich zu sein, daB sozialer Wandel, Industrialisierung
und kriminalpolitischer Fortschritt keineswegs Hand in Hand
gehen. So stellt Jescheck fest: ,Das einzige der hier vertre-
tenen Lander, das die Entschadigung des Verletzten als Al-
ternative und vollen Ersatz flr die eigentliche Kriminalstrafe
kennt, ist Ghana“ (s. S. 2131). Dort ist also schon (oder
noch?) vorgesehen, was derzeit in vielen anderen industria-
lisierten Staaten von Viktimologen mihsam mit Projekten
und manchen Kompromissen versucht wird. Solche Anga-
ben stitzen die Vermutung, kriminalpolitisch kédnnten man-
che Entwicklungsldnder Vorreiter sein (L. Hulsman) und da-
mit die Entwickiung einmal in entgegengesetzter Richtung
betreiben.

4. Wandlungen der Sanktionspraxis und
Reformsbestrebungen — aus der Distanz
betrachtet

Das Beispiel Ghana zeigt an, daB uns kriminalpolitische
Reformvorstellungen manchmal nur deshalb als neu oder gar
revolutionar erscheinen, weil wir entweder zu wenig wissen
oder unsere eigene Geschichte vergessen haben. Entspre-
chendes gilt fiir Bestrebungen in den Vereinigten Staaten,
den Strafvollzug zu privatisieren, wobei diese Tendenzen
noch kaum das Pradikat einer Reform verdienen. Auch inso-
fern gibt es — ungute — Vorerfahrungen in der Gestalt der Ver-
pachtung von Zuchthdusern an private Unternehmer (hierzu
s. Jescheck S. 1954), die weniger die Arbeitserziehung der
Gefangenen als den privaten Gewinn im Auge hatten.

Aus der geschichtlichen Distanz kommen uns heute fri-
here Reformen und Reformvorstellungen teilweise beson-
ders riicksichtslos und hart vor. Reformen bedeuten aus der
heutigen Sicht bei weitem nicht immer einen humanitaren
Fortschritt. Das kriminalpolitische Programm der ,moder-
nen Schule” des ausgehenden 19. Jahrhunderts, das die
sUnverbesserlichen unschadlich“ machen wollte und fir sie
die ,zweite Spur® der sichernden Internierung vorsabh, fiihrte
praktisch zur Abschreibung der wiederholt Straffalligen, oh-
ne daB die gesellschaftliche Bedingtheit solcher Entwick-
lung wahrgenommen worden wére. Im Ergebnis &hnlich in-
human waren die vollzuglichen Folgerungen, die die Quéker
aus ihrer religiosen Uberzeugung herleiteten. Sie isolierten
die Gefangenen streng in einem Zellengefangnis und lieBen
sie ohne Arbeit und Anregungen mit sich und der Bibel allein.
Immerhin jedoch haben sich aus grausamer Harte manch-
mal auch positive Ansétze entwickelt. So mag man die fri-
here Praxis der Kolonialmachte, Gefangene in die Kolonien
zu deportieren, als Vorlaufer und Wegbereiter der spateren
bedingten Entlassung ansehen. Freilich kann nicht ange-
nommen werden, eine derartige Vorstufe sei fiir die Ubung
der vorzeitigen und schrittweisen Entlassung in irgendeiner
Weise notwendig gewesen.

Betrachtet man die jungeren Reformen, stellen sie sich
teilweise als Beseitigung alterer Reformen dar. Ein Beispiel
dafiir liefert die international zu beobachtende Abschaffung
der unbestimmten Verurteilung und die Abkehr von reinen
Ermessensentlassungen, die die Gefangenen dem schwer
kontrollierbaren Gutdiinken der Vollzugsverwaltungen und
ihren Gremien auslieferten. Entgegen weitverbreiteter Auf-
fassung ist allerdings die Rolle der Gesetzgebung bei derar-
tigen Umorientierungen eher bescheiden. So wurde bei-
spielsweise in Schweden im Jahre 1980 die zeitlich unbe-
stimmte Inhaftierung im Jugendgefangnis abgeschafft,
nachdem es 1965 ca. 400 Neuzugénge, 1970 ca. 250 und
1979 nur noch 6 Neuzugange gegeben hatte (s. Cornils, S.
802 f.). Das Gleiche trifft flir die der Sicherungsverwahrung
ahnliche Internierung zu, die in Schweden 1981 aufgehoben
wurde. Ihr waren im Jahre 1979 nur noch 15 Personen zuge-
fihrt worden (s. Cornils S. 814). Abschaffungsreformen die-
ser Art voliziehen sich in der alitaglichen Praxis, der Gesetz-
geber zieht den SchluBstrich erst hinterher. Diese Gesetz-
maBigkeit kdnnte genausogut an bundesdeutschem Mate-
rial aufgezeigt werden. Wie lange noch wird es die unbe-
stimmte Verurteilung im Jugendrecht und die Sicherungs-
verwahrung im Allgemeinen Strafrecht bei uns geben?



Im Verlauf der gréBeren Gesetzesreformen, die gerade
hinter uns liegen, entstand leicht der Eindruck, die Rechts-
wirklichkeit sei durch gesetzliche Regelungen weitgehend
steuerbar. Wohl noch jinger ist die nach den Erniichterun-
gen des realen Behandlungsvollzugs entstandene Hoff-
nung, die Situation Gefangener durch Rechtsgarantien und
gerichtliche Kontrollverfahren zu verbessern. Gegeniber
solchem Gesetzesoptimismus stimmen die in den vorliegen-
den Banden zusammengetragenen Befunde eher nach-
denklich. Es ist zwar zu erfahren, daB das Vollzugsziel der
Resozialisierung fast nahezu einhellig anerkannt und regel-
mafig auch gesetzlich verankert ist (teilweise sogar schonin
den Landesverfassungen), doch ist damit offensichtlich kei-
ne Revolution des Vollzugswesens verbunden gewesen.
Andere Funktionen des Vollzuges werden, wie Jescheck
feststellt (s. S. 2090 {1.), selten erwéhnt, aber sie kénnen
gleichwohl und ohne Gesetz den Alltag im Geféangnis be-
stimmen. Hehre Grundséatze miissen in Alltagsrelevanz um-
gesetzt werden, und dafur gibt das Recht nur sehr begrenzt
etwas her. Auch die Kontrolle dartber, daB die Vollzugspra-
xis die Normen tatsachlich einhalt, wird nicht schon mit de-
taillierten Vorschriften und durch eine richterliche Beteili-
gung sichergestellt, es kommt vielmehr offenbar auf die
rechts- und sozialstaatlichen Gesamtbedingungen an. Aus
diesem Blickwinkel gesehen wird man vor voreiligen SchluB-
folgerungen bewahrt, wenn man etwa liest (s. S. 2093), daB
zwar in Polen wichtige Vollzugsentscheidungen dem Voll-
zugstrichter Ubertragen sind, wahrend es in Schweden an ei-
ner fir den Strafvollzug zustandigen gerichtlichen Instanz
fehlt. Im Gbrigen kdnnen Verrechtlichungen im Hinblick auf
den an sich erstrebenswerten Vereinheitlichungs- und
Gleichbehandlungseffekt zweischneidig sein: Bei vorherge-
hender restriktiver Praxis helfen sie, aber sie beseitigen zu-
gleich groBzlgigere frihere Verfahrensweisen (auch im
Gnadenwege), die auf das EinheitsmaB zurlickgestutzt wer-
den (Beispiele: Begnadigung Lebenslanglicher, Gewéhrung
von Vollzugslockerungen).

Jescheck berichtet von | Siegesziigen®, die bestimmte
Ideen und Rechtsinstinstitute angetreten haben, aber eben-
s0 von Stagnationen und Regelungen, die gelauterter krimi-
nalpolitischer Auffassung entgegenstehen. Zu letzteren ge-
hért die oft noch zulassige Kombination oder Kumulation
von Geld- und Freiheitsstrafe (s. S. 2054). Hinter den einzel-
nen Phanomenen erhebt sich die generelle Frage, wie es
kommt, daB von den (berzeugenden Ideen eben nur einige
und diese teilweise mit jahrzehntelanger Verspatung aufge-
griffen werden. Diese Frage verweist auf die Notwendigkeit
und Dringlichkeit der Normgenese- und Implementationsfor-
schung, die nach den empirisch-kriminologischen Gesetz-
maBigkeiten fragt, nach denen sich der Normwandel und die
Normdurchsetzung vollziehen oder nicht vollziehen.

5. Die Gefahr von Dogmen — das Beispiel
der kurzfristigen Freiheitsstrafe

Die Feststellung, daB eine jungere Reform haufig die Be-
seitigung einer alteren Reform beinhaltet, scheint auf den er-
sten Blick geradezu exemplarisch fir die tiber 100 Jahre alte
Forderung der AusschlieBung der kurzen Freiheitsstrafe zu-
zutreffen. Wahrend wir in der Bundesrepublik dabei sind,
den Erfolg der letzten Strafrechtsreform zu bilanzieren (s. S.
Heinz, ZStW 1982, 632 ff.), die durch Bemessungsvor-
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schriften (s. § 38 Abs. 2 StGB) sowie Verhangungs- und Voll-
streckungsverbote (s. §§ 47 und 56 StGB) die kurze Frei-
heitsstrafe im Sinne einer Strafe von weniger als 6 Monaten
zurlickdrangen wollte, ihr ,den Kampf angesagt” hatte, be-
richtet man von den Vorreitern der Reform das genaue Ge-
genteil, nadmlich Gber Bestrebungen, kurze und kirzeste
Freiheitsstrafen zu ermdglichen. In Schweden, wo wie bei
uns bis 1981 die Freiheitsstrafe mindestens einen Monat be-
trug, ist sie auf 14 Tage herabgesetzt worden und liegt damit
im skandinavischen Mittelfeld (D&dnemark 7 Tage, Finnland
auch 14 Tage, Norwegen 21 Tage; s. Cornils S. 810 1.). Die
Hollander, die trotz paralleler Versuche, die kurze Freiheits-
strafe zu vermeiden, dieses Ziel nie erreicht haben, verhan-
gen zunehmend kurze und klrzeste Strafen von noch weni-
ger als 14 Tagen (Minimum 1 Tag; s. Sagel-Grande, S. 408
f.), wahrend bei uns die mittel- und langerfristigen Strafen im
Anwachsen begriffen sind. Gilt das Dogma vom Unheil der
kurzen Freiheitsstrafe nicht mehr? Die Antwort: Nicht in die-
ser starren Form. Die Doktrin unterscheidet vielmehr nach
den Delikten. Die geringere und mittlere Kriminalitat, fir die
die kurze Freiheitsstrafe gewissermafen als Breitbandsank-
tion schon seit langem verpoént ist, bleibt weiterhin jenseits
ihres Anwendungsgebiets, doch fungiert die kurze Freiheits-
strafe vermehrt als Alternative zur langeren Freiheitsstrafe.
Im Rickzug begriffen ist mithin die Ansicht, eine langere
Freiheitsstrafe kénne spezialpraventiv férderlich sein und
mehr bewirken als Resozialisierungsbemihungen in Frei-
heit. Wenn schon, dann je kiirzer, desto besser, ist die Devi-
se. Die vielgenannten entsozialisierenden Nachteile der kur-
zen Freiheitsstrafe fallen bei der langeren Freiheitsstrafe
noch mehr ins Gewicht, andererseits ergibt sich bei ganz
kurzen Strafzeiten die grundsatzliche Méglichkeit des Frei-
zeit- und Wochenendvollzugs. Freilich steht und fallt der
Fortschritt damit, ob es gelingt, die 1angeren Strafen zu sen-
ken und zu verhindern, das mit den Denkzettelvollziigen der
Anwendungsbereich der Freiheitsstrafe unbemerkt auf die
leichteren Delikte erweitert wird.

6. Die Zweischneidigkeit von Alternativen

Ob letztlich eine Verkilrzung langerer Freiheitsstrafen
oder eine Ausdehnung kiirzester Freiheitstrafen au’. neue
Bereiche eintritt, ist mit Normen nur bedingt steuerbar. Diese
Situation dirfte flr rechtliche Anderungen im Sanktions-
system nicht untypisch sein. Es entstehen haufig neue Risi-
ken daraus, daB die gutgemeinten kriminalpolitischen Ab-
sichten nicht in den Gesetzestext eingehen und sich dieser
als mehrfunktional erweist. Hinzu treten organisationssozio-
logische Gesetzmafigkeiten. Es entsteht etwa die Frage,
wie die Vollzugsverwaltung auf einen kleineren Bestand rea-
gieren wird. Wird tatsachlich den Einsitzenden mehr Auf-
merksamkeit zuteil oder wird die Arbeitskraft vermehrt dazu
eingesetzt, das Gefangnis wieder starker auszulasten, weil
anderenfalls der Personalbestand und die Mittelzuweisung
verringert zu werden drohen?

Den Fortfall der ,,zweiten Spur“, der sichernden Verwah-
rung (MaBregel) neben der Strafe hat man in England und in
Schweden mit einer kompensatorischen Verlangerung der
Freiheitsstrafe durchgesetzt (extended sanctions bzw.
Rickfallverscharfung; val. Jescheck S. 2072 ). Zwar wer-
den hohe Hochststrafen erfahrungsgeman lange nicht so
praxisrelevant wie vergleichsweise hohe Mindeststrafen,
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weil die Gerichte die durchschnittlichen Strafen eher am un-
teren Ende der Skala orientieren. Doch diitften auf diesem
Wege neue Probleme aus einer Aufweichung des Schuld-
prinzips sowie der Vermengung von Schuld- und Praven-
tionserwagungen erwachsen. Die Annahme hoherer Tat-
schuld bei wiederholter Auffalligkeit 1auft oft auf reine Fiktio-
nen hinaus, die durch die Unterstellung von Hartnackigkeit
(warum nicht Schwiache?) und ,krimineller Energie” bewirkt
werden. Auch die praventiven Notwendigkeiten lassen sich
nicht ohne weiteres aus Vorauffalligkeiten fortschreiben,
denn es gilt neben anderem zu berlcksichtigen, das die
Wahrscheinlichkeit und Intensitat kiinftiger Straftaten mit zu-
nehmendem Lebensalter abnimmt. Das unginstigste Er-
gebnis ware mithin eine Freiheitsstrafe, die der Tatschuld
kaum noch entspricht und die Uberdies praventiv unnétig ist.

Besondere Aufmerksamkeit wird derzeit in vielen Landern
der Arbeitsverpflichtung Straffalliger —~ auBerhalb der Frei-
heitsstrafe als Alternative zur Freiheitsstrafe — zuteil. Das
hangt im wesentlichen damit zusammen, daf sich die Ver-
pflichtung zu Arbeitsleistungen mit vielen Zielvorstellungen
in Verbindung bringen 148t, mit der Schadensersatzleistung
ebenso wie mit der spiirbaren Ubelszufiigung, mit der Reso-
Zialisierung (berufliche Férderung) ebenso wie mit der Diszi-
plinierung (Arbeitserziehung, Gewohnung an Arbeit). Diese
Vielfalt ermdglicht natirlich zugleich viele Ausgestaltungen
der Arbeitsverpflichtungen. Die Idee, Straftéter zu (vor allem
schweren und gefahrlichen) Arbeiten anzuhalten, ist uralt.
Unser Grundgesetz steht der Zwangsarbeit ablehnend ge-
genlber (s. Art. 12 Abs. 3 GG). Es gibt abschreckende histo-
rische Beispiele, das auBerste Extrem stellt die schrittweise
Vernichtung des Menschen durch Arbeit dar. Von derartigen
unmenschlichen Vorstellungen sind die Reformer freilich
weit entfernt. Dennoch ist es angebracht, gegeniiber der
Zauberformel skeptisch zu bleiben, die jeweiligen Modalita-
ten genau zu bedenken, ideologische Uberhdhungen zu er-
kennen. Diese wiinschenswerte Differenzierung leistet Je-
scheck, indem er insbesondere die englischen Community
Service Orders und hollandische Dienstleistungsstrafe von
der Besserung- und Erziehungsarbeit sozialistischer Staa-
ten abhebt. Letztere enthalt vom Modell her insofern interes-
sante Aspekte, als sie die Gestalt einer Art Laufzeitgeldstra-
fe annehmen kann, bei der ein gewisser prozentualer Anteil
des monatlichen Einkommens einbehalten wird. Diese Va-
riante der ,verkappten Geldstrafe" (so Jescheck S. 2127)
hat allerdings mit dem, was wir unter einer kriminalrechtli-
chen Arbeitsverpflichtung verstehen, nichts zu tun. Sie kann
Uberdies nicht unabhangig von den Einkommensverhaltnis-
sen gesehen werden. Eine Kiirzung des Existenzminimums
wirde die Menschen zu notstandsahnlichen Handlungen
veranlassen und die Probleme noch potenzieren. Das ,,An-
gebot” zusatzlicher Arbeit (wie etwa in Polen) bietet zwar ei-
nen gewissen Ausweg, aber nur solange wie der Verpflichte-
te dadurch nicht ganzlich Uberfordert wird. Das ungarische
Strafgesetzbuch sieht seit 1978 die Zuweisung eines Ar-
beitsplatzes in einem staatlichen Betrieb (bis zu 3 Jahren)
vor, um dem Straftater eine minderungsfahige Erwerbs-
quelle zu verschaffen. Ein solches Vorgehen entspricht be-
reits nicht unserem Grundrechtsverstandnis, wenngleich in
den Strafanstalten letztlich nicht viel anderes geschieht.
Doch wére es nicht akzeptabel, die dort normierte Arbeits-
pflicht im staatlichen Betrieb auf das Leben auBerhalb der
Mauern auszudehnen.

Zur Situation im Strafvollzug und
Perspektive der Sozialarbeit in den
Vollzugsanstalten

Peter Asprion

Ist der Behandlungsvollzug gescheitert?

LDer Strafvollzug in der Bundesrepublik Deutschland ist
sicherlich in erheblichem MaB verbesserungsbediirftig.” Mit
diesem Satz leitete M. Busch 1972 einen Aufsatz zum The-
ma ,Sozialarbeit im Strafvollzug* ein." Acht Jahre nach dem
Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes ist der Vollzug und
sein Ansehen nicht wesentlich verbessert. ,Behandlungs-
idee am Ende* sagen die einen, , Hotelvollzug* die anderen.
Ebenso unterschiedlich sind die Folgerungen, die von der
Forderung ,,Abschaffung der Gefangnisse* bis zur ,Neuent-
deckung” des Sihne- und Vergeltungsgedankens reichen.
Diese beiden Konzepte haben auf den ersten Blick beide zu-
mindest eines flir sich: Sie scheinen der Ebbe in den Staats-
kassen entgegenzukommen, da sie gegeniber dem prakti-
zierten Strafvollzug zumindest kostenneutral, wenn nicht so-
gar kostenglinstiger erscheinen. Die Forderung nach der
Abschaffung der Gefangnisse erhebt dariiber hinaus noch
einen hohen humanen Anspruch, der besonders von soge-
nannten alternativen Kreisen hoch eingeschatzt wird. Das
Vergeltungs- und Sihneprinzip wirkt verglichen damit nur
rickschrittlich, verspricht aber, endlich wieder fiir Recht und
Ordnung zu sorgen. Das scheint der Volksseele besonders
in kritischen Zeiten aus dem Herzen gesprochen und hat da-
zuhin den nicht zu unterschitzenden Vorteil, den seit der
Wende“ Regierenden am ehesten genehm zu sein; dies
kann letztendlich Durchsetzung bedeuten.

Es bleibt also ,nur” noch die Frage: In welcher Situation
befindet sich der Strafvollzug wirklich, von welchen Fakten
wird er bestimmt, und welche Perspektiven bleiben (brig?
Der Anspruch im Vollzugsziel des § 2 StVolizG, ,fahig zu
werden, kiinftig ein Leben in sozialer Verantwortung ohne
Straftaten zu flihren”, entspricht nicht dem, was in Wirklich-
keit erreicht wird. Dies zumindest dann, wenn man den Stati-
stiken Glauben schenken darf, die fast unveranderte Riick-
fallzahien feststellen.

Im Inneren hat der Vollzug mit immer neuen Problemen zu
kampfen, die auch von den Vollzugspraktikern selbst als
nicht bewaltigt angesehen werden. Erinnert sei hier an das
Problem der Uberbelegung, an die gestiegene Zahl von Dro-
genabhangigen und an den gréBer gewordenen Anteil von
auslandischen Getangenen. Dazu hat die allgemeine wirt-
schaftliche Situation — ausgedriickt in Massenarbeitslosig-
keit und knappen 6ffentlichen Finanzen — ihre negativen
Rickwirkungen auf den Vollzug gehabt. So stehen wir heute
vor der Situation, daB immer lauter vom Ende des Behand-
lungsvollzuges gesprochen wird, bevor Uberhaupt eine klare
Umschreibung und Definition dessen gegeben wird, was
denn nun Uberhaupt Behandlung ausmacht. Es stelit sich
die Frage, ob etwas gescheitert sein soll, was wir vielleicht
s0 gar nicht haben oder hatten.



Spatestens hier ist die Sozialarbeit im Strafvollzug ge-
fordert und gefragt, mit zur Klarung und Entwicklung beizu-
tragen.

Stellung der Sozialarbeit im Strafvollzug

Um zu dieser Frage eine Entwicklung festzustellen oder
vielleicht auch zu verneinen, komme ich nochmals auf den
anfangs zitierten Beitrag von M. Busch von 1972 zuriick. Er
schrieb dort unter anderem: ,Es muB mit aller Klarheit fest-
gestellt werden, daB sich der Strafvollzug als solcher in den
letzten hundert Jahren im Kern kaum verandert hat. Was
heute an sozialen Aktivitdten und padagischen Mdglichkei-
ten in ihm vorhanden ist, stellt nach wie vor lediglich eine
Randerscheinung oder eine Bereicherung dar. {...) Der So-
zialarbeiter, der Psychologe, der Heilpadagoge und der Leh-
rer sind im Strafvollzug letztlich weiterhin als ,Géste” tatig.
(...) Der Sozialarbeit wird durch die rechtlichen Mdglichkei-
ten lediglich ein freier Raum zur Mitwirkung gelassen. {(...)
Auch in personeller Hinsicht sind die erforderlichen Grundla-
gen fUr Sozialarbeit im Strafvollzug noch keineswegs ge-
schaffen.“? Und weiter zur Frage von Behandlungsinhalten
bzw. Methoden: ,, Zugleich kommt von der Institution ein Ge-
genangriff, der sich daraus ergibt, daB ein GroBteil der me-
thodischen und therapeutischen Erkenntnisse bisher nir-
gends erprobt werden konnte, sondern lediglich theoretisch
erarbeitet wurde. Alt gewordene Praktiker und skeptisch ein-
geengte Betrachter schlagen dem Strafvollzug mit einem
gewissen Zynismus vor, man mdge doch diese Theorien er-
proben. Sie sind dann selbstverstandlich sofort bereit, die
Ungeeignetheit von wissenschaftlichen Erkenntnissen als
bewiesen anzusehen, wenn die Ziele auf Grund der unzu-
langlichen Gegebenheiten weder erreicht noch im Rahmen
der Praxis korrigiert werden kénnen.“® Wie sich die Bilder
gleichen!

1983 verdffentlichte Maelicke ,Thesen zur durchgehen-
den Betreuung als zentrale Aufgabe ambulanter Straffalli-
genhilfe” und schreibt dazu in These 1: ,Historisch kann
nachgewiesen werden, daf3 die unterschiedlichen Funktio-
nen des Strafrechts und der Sozialarbeit immer wieder dazu
gefiihrt haben, daB die unterschiedlichen Funktionen des
Strafrechts und der Sozialarbeit immer wieder dazu geftihrt
haben, daf die Verteidigung staatlicher Ordnung und staatli-
cher Strafgewalt die mit dem Begriff der Resozialisierung
verbundenen Ziele der Straffalligenhilfe {iberlagert, defor-
miert und zum Teil in ihr Gegenteil verkehrt haben. (...) In
These 3: Deshalb hat Sozialarbeit im Strafvollzug nur Alibi-
funktion, sie ist eine Randerscheinung, die die strukturelien
Probleme des Vollzugs nicht verdndern kann.« These 4:
»Sozialdienst im Strafvollzug sollte deshalb reduziert wer-
den auf Krisenintervention und Reduzierung von Vollzugs-
schaden.*?

Die Arbeiterwohlfahrt erganzt diese Thesen in einem Bei-
trag zu ,phantasievollen Alternativen zur traditionellen Straf-
falligenhilfe" unter anderem mit der Feststellung: ,,Dominie-
rendes Sicherheitsdenken und perfektionistische Verwal-
tungsvorschriften und Auflagen von Ministern usw. er-
schweren sozialpadagogisches Handeln und férdern exzes-
sive Birokratisierung.“®
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Aus den beiden Beschreibungen, die immerhin elf Jahre
auseinanderliegen, 148t sich ablesen, daB wesentliche Ver-
anderungen im Kern des Strafvollzugs nicht stattgefunden
haben. Dies zumindest dann nicht, wenn wir die Stellung der
Sozialarbeit im Vollzug als MaBstab nehmen. Und es han-
delt sich hier um eine Berufsgruppe, der bisher zumindest
theoretisch eine wesentliche Beteiligung bei der Behand-
lung im Vollzug allgemein zuerkannt wurde und wird!

Situation der Sozialarbeit im Vollzug

Die konkrete Situation der Sozialarbeit im Vollzug ist
durch verschiedene Faktoren gepragt. Einige seien hier an-
gefithrt: Die Sozialarbeiter in den Vollzugsanstalten sind
nach wie vor von zu hohen Fallzahlen belastet. Busch nennt
als Etappenziel im Erwachsenenvollzug ein Verhaltnis von
1:50, im Jugendvollzug 1:25 flr erforderlich. Als den Bedirf-
nissen entsprechend und sachbezogen notwendig nennt er
ein Verhaltnis von 1:10 im Jugendvollzug und 1:20 im Er-
wachsenenvollzug. Dies unabhangig von anderem daneben
erforderlichem Fachpersonal wie z.B. Psychologen, Psy-
chiater, Lehrer u.a.®) Das Justizministerium von Baden-
Wrttemberg hat bereits Anfang der 70er Jahre eine Fallzah!
von 1:50 fiir angemessen gehalten”),

Obwohl die Fallzahlen von 1970 1:142 auf 1980 1:71 zu-
riickgegangen sind, muB von einem starken zahlenmaBigen
MiBverhaltnis zwischen Sozialarbeitern und zu betreuenden
Gefangenen gesprochen werden.® Diese Zahlen entspre-
chen nach unseren Informationen im wesentlichen immer
noch dem heutigen Stand. Dabei ist unber(cksichtigt, daf
zum einen Unterschiede zwischen den einzelnen Bundes-
landern bestehen, aber auch daB die Durchschnittszahlen
durch zahlenmaBig relativ glinstige Verhaltnisse im Jugend-
vollzug aufgebessert sind. Gerade im Erwachsenenvollzug
sind auch heute noch Betreuungsverhaltnisse von Uber
1:100 nicht selten. Gerade in Anbetracht erschwerter ge-
samtgesellschaftlicher Bedingungen wie Massenarbeitslo-
sigkeit, Wohnungsmangel, steigender Zahl von Abhangigen
etc. stellt sich die Personalsituation fir die Sozialarbeit in
den Vollzugsanstalten sehr schwierig dar, da diese Bedin-
gungen immer ihre Rickwirkungen auf den Vollzug haben.

Diesen quantitativen Bedingungen stehen aber auch ent-
sprechende qualitative Hindernisse gegenuber. 1981 hat die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Sozialarbeiter/Sozialpad-
agogen in den Vollzugsanstalten Thesen zum Selbstver-
stdndnis der Sozialarbeit in den Vollzugseinrichtungen for-
muliert, in denen unter Hinweis auf § 71 StVollzG als Voraus-
setzungen fir soziale Hilfen u.a. genannt wurde: , Bediirfnis-
orientierte Vollzugsgestaltung, die nicht von einem einseiti-

. genSicherheitsdenken geleitet sein darf, eine iiberschauba-

re Gliederung der Vollzugseinrichtungen in Betreuungs- und
Behandlungsgruppen sowie eine verantwortliche Beteili-
gung der Sozialarbeiter am Vollzugsgeschehen.” Es wurde
in den Thesen vorausgesetzt, daB die Vorrangigkeit des Be-
handlungsauftrags die Notwendigkeit einer sozialpadagogi-
schen Ausgestaltung des Vollzugs bedingt. 1983 wurden
von der BAG aufbauende ,Thesen zur verantwortlichen Be-
teiligung der Sozialarbeiter/Sozialpddagogen am Behand-
lungs- und Vollzugsgeschehen erstellt, in denen festge-
stelit wurde, daB ,zunehmend nicht die Entscheidungstra-
ger Uber das entscheidungsrelevante Wissen verflgen,
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sondern die Betreuer. (...) Sachkompetenz und Entschei-
dungskompetenz missen jedoch miteinander in Einklang
stehen (...} zu den lbertragbaren Funktionen gehdren Auf-
gaben aus dem Vollzugs- und Behandlungsbereich bis hin
zur eigenverantwortlichen Leitung von selbsténdigen Voll-
zugseinheiten.” Hiervon erscheint die Sozialarbeit im Straf-
vollzug weiter weg als zur Zeit der Einfiihrung des Strafvoll-
zugsgesetzes. Bis auf wenige Ausnahmen sind die Sozialar-
beiter nicht in diesen Funktionen, was zumindest als Indiz
dafir gelten muB, daf3 Sozialarbeit im Strafvolizug nicht die
zentrale Stellung erlangt hat, die ihr M. Busch noch 1972 zu-
gedacht hatte. Ganz in diesem Sinne hat z.B. auch das Ju-
stizministerium von Baden-W(dirttemberg in einem Gespréch
mit Vertretern der Sozialarbeiter um die Frage der Kompe-
tenzibertragung erklart, die Verwaltungen in den Anstalten
wirden im Vollzug die Verantwortung tragen und dabei
Spielrdume fir die Behandlung schaffen, die die Sozialar-
beiter nutzen sollen.

Entsprechend stellt sich auch die konkrete Arbeitssitua-
tion der Sozialarbeiter in den Vollzugsanstalten dar. Eine
guantitative Analyse von H. Folke Jakobsen® kam zu fol-
genden Ergebnissen bei einer Untersuchung im Bayrischen
Strafvollzug: Bei der zeitlichen Auflistung der Tatigkeit der
Sozialarbeiter in den Anstalten entfielen auf den Bereich
»Betreuung und Behandlung® ca. 25%, auf ,EinfluBnahme
auf den Vollzugsplan* ca. 7%, auf ,Beratung und Vermitt-
lung von Sachinformation® ca. 9%, auf ,,Administrative Ta-
tigkeiten“ ca. 32% der wdchentlichen Arbeitszeit; unter
»Sonstige Tétigkeiten® wurden verschiedene Dinge wie
Fortbildung, Teilnahme an Konferenzen, Betreuung von Eh-
renamtlichen, Praktikantenausbildung u.a. genannt. Aus der
Studie wurden folgende SchluBfolgerungen gezogen: Unab-
hangig von den Faktoren ,Zahl der zu betreuenden Gefan-
genen® und , Grad der Kustodialitat des betreuten Vollzugs*
wenden Sozialarbeiter ein Drittel ihrer Arbeitszeit fir Tatig-
keiten auf, von denen die betreuten Gefangenen nur indirekt
profitieren. Mehr zu betreuende Gefangene bedeuten mehr
Zeitaufwand im administrativen Bereich. Persénliche Be-
treuung kann erst nach Erledigung der administrativen T&-
tigkeiten erfolgen. Je restriktiver der Vollzug ist, desto mehr
ist der Sozialarbeiter mit der administrativen Erteilung von
Sachinformationen beschaftigt.

Es muB davon ausgegangen werden, dafl diese Situation
sich nicht wesentlich verandert hat und auch in den anderen
Bundeslandern sich ahnlich darstellt. Das bedeutet, daB die
Sozialarbeit sich der allgemeinen Blrokratisierung im Voll-
zug nicht entziehen konnte und dementsprechend viele
Energien und Behandlungsansatze durch Verwaltungshan-
deln verschlissen und aufgesogen werden.

Zusammenfassend muB festgestellt werden, daB die Si-
tuation der Sozialarbeit im Vollzug im wesentlichen durch
drei Umstande negativ gepragt ist. Die zu geringe Ausstat-
tung mit Stellen fiir Fachpersonal geht einher mit dem Status
einer Randposition ohne wesentliche Kompetenzibertra-
gung. Dabei ist auch die Sozialarbeit mitgepragt von der ex-
zessiven Burokratisierung im Vollzug allgemein. Unter die-
sen Voraussetzungen miissen die Forderungen nach einer
Neuorganisation der Sozialarbeit in der Justiz gesehen wer-
den, die das Ziel anstreben, die Sozialarbeit in den Vollzugs-
anstalten auf ein Minimum zu beschranken.

Uber die Konsequenzen, die eine derartige Neuorganisa-
tion fir die Vollzugspraxis hatte, wurde allerdings bisher nur
sehr wenig nachgedacht oder gesagt. Hierzu nur kurz die-
ses: Es erscheint sehr unwahrscheinlich, daB durch eine
Vereinheitlichung des Sozialdienstes in der Justiz etwa eine
Entbirokratisierung geschaffen wird. Nach den Erfahrun-
gen aus anderen Bereichen, in denen zusammengefaft und
vereinheitlicht wurde, ware sogar eher ein Mehr an Blrokra-
tisierung zu erwarten. Ebenso fraglich bleibt, ob der Vollzug
sich dadurch, daB keine Sozialarbeiter mehr in ihm sind, of-
fener und weniger gesichert wird. Dies besonders deswe-
gen nicht, da den auBenstehenden Sozialarbeitern noch we-
niger Ansatzpunkte fur eine Beteiligung bleiben werden, als
diese den im Vollzug organisierten Sozialarbeitern derzeit
moglich ist. Nicht zuletzt muB auch davon ausgegangen
werden, daB durch ein Herausldsen der Sozialarbeit aus
dem Vollzug immer noch nicht geniigend Personal vorhan-
den ist, das gerade auch fir eine durchgehende Betreuung
erforderlich ist; ganz im Gegenteil muB befiirchtet werden,
daB die politisch Verantwortlichen in einer Zentralisierung
die Mdéglichkeit sehen kénnten, noch zusatzlich weiteres
Personal einzusparen.

Auf diesem Hintergrund sind die Sozialarbeiter in den Voll-
zugsanstalten gefordert, Schwerpunkte und Perspektiven
far ihre Arbeit und damit fiir die Behandlung im Strafvollzug
zu entwickeln und zu formulieren.

Perspektiven und Arbeitsschwerpunkte fiir
die Sozialarbeiter in den Vollzugsanstalten

Leitlinie fir die Sozialarbeit in den Volizugsanstalten muB
nach wie vor das Prinzip von , Sozialarbeit als ganzheitlicher
Sozialisationshilfe“'® bleiben. MaBstab bleibt auch das in
§ 71 StVollzG festgelegte Prinzip, das in der Sozialarbeit ge-
nerell unter dem Gedanken der Hilfe zur Selbsthilfe aner-
kannt ist.

Ansitze flir so verstandene Sozialarbeit lassen sich be-
reits aus Bestimmungen des StVollzG ableiten; insbesonde-
re sei hier erinnert an: § 3 mit dem Angleichungsgrundsatz
an die aligemeinen Lebensverhaltnisse, ohne die eine Ver-
wirklichung des Selbsthilfegrundsatzes kaum verwirklichbar
erscheint; § 10 mit dem noch lange nicht erreichten Ziel der
Vorrangigkeit des offenen Vollzugs als Regelvolizug, in dem
auch am ehesten dem Grundsatz des § 3 entsprochen wer-
den kann; § 154, mit dem Gebot der Zusammenarbeit mit
Stellen und Organisationen aufBerhalb des Vollzugs; dies
bedeutet letztlich Offnung des Vollzugs und beinhaltet auch
Ansitze flr eine durchgehende Betreuung; auch der § 160
erscheint hier als wichtige Vorschrift, da er die Moéglichkeit
der Beteiligung und Mitverantwortung der Gefangenen fest-
halt.

Aus diesem sind z.B. folgende Arbeitsschwerpunkte
denkbar:

— eigenverantwortliche Ubernahme von kleinen und tiber-
schaubaren Vollzugseinheiten, die nach sozialpadagogi-
schen und nicht nach biirokratischen Gesichtspunkien or-
ganisiert sind.

— verstarkte Zusammenarbeit mit sozialen Einrichtungen
und ambulanten Betreuungsstellen. Dabei sollte es gera-
de nicht in erster Linie darum gehen, Beratungs- oder



sonstige Angebote vorrangig in die Anstalten zu verla-
gern, sondern die Aktivitdten und das Engagement nach
drauBen vor die Mauern zu verlegen. Diese Moglichkeit
muf auch im geschlossenen Vollzug geschaffen werden,
da sie eine Mdglichkeit der Angleichung an die Lebens-
verhéltnisse.und eine Offnung des Vollzugs bedeutet.

— Der familienorientierte Ansatz kommt in der Sozialarbeit
in den Vollzugsanstalten zu kurz. Die Mdglichkeit von Se-
minaren, Gruppen u.a. mit Angehérigen innerhalb und vor
allem auBerhalb der Anstalten sind noch wenig erprobt.
Gerade in diesem Bereich bietet sich auch die Mdglichkeit
der Zusammenarbeit mit Stellen auBerhalb der Anstalten
an.

— Insassenvertretungen von Gefangenen spielen bisher
kaum oder gar keine Rolle im Geschehen in den Vollzugs-
anstalten. Dabei liegt auch hier ein weites Feld, wo prakti-
che Beteiligung und damit Erlernen sozialer Verhaltens-
weisen moglich erscheint. Gerade die Sozialarbeiter sind
hier gefordert, entsprechende Anregungen und Anleitun-
gen zu geben.

— Sozialarbeit muB3 sich verstarkt darum kiimmern, daf
MaBnahmen der Ubersicherung in den Anstalten als sol-
che erkannt und gedndert werden. Es kann nicht ange-
hen, daB Sicherheitsstandards an einzelnen, als beson-
ders schwierig eingestuften Gefangenen orientiert wer-
den und damit eine sozialpadagogische Ausrichtung gan-
zer Anstalten unmoglich gemacht wird.

— Sozialarbeiter sollten sich an ,,neuen” Programmen und
Konzepten, die eine sozialpddagogische Orientierung er-
kennen lassen, wie z.B. Soziales Training, beteiligen und
dabei vor allem darauf achten und drangen, daf Program-
me nicht nur als Etiketten fir einen Vollzug dienen, derim
Kern behandlungsfeindlich eingestellt bleibt. Das heiBt,
daB immer geprift werden sollte, ob auBer einem papier-
nen Programm auch sachliche, personelle und finanzielle
Voraussetzungen geschaffen werden; ohne diese ist das
schonste Behandlungskonzept hdchstens das Papier
wert, auf dem es steht.

— Ganzheitliche Sozialarbeit heiBt auch, daB der Gefange-
ne als verantwortungsféhig akzeptiert wird und ihm ent-
sprechende materielle Bedingungen und Voraussetzun-
gen geschaffen werden; eine gesicherte Lebensgrundla-
ge muB als Voraussetzung fir ein gesundes Selbstver-
trauen und SelbstbewuBtsein angesehen werden. Auch
wenn es manchem als dauernde Wiederholung langwei-
lig oder gar nicht mehr zeitgemaB erscheinen mag, hat die
Forderung nach Einbeziehung der Gefangenen in die
Renten- und Krankenversicherung und ein leistungsbe-
zogener Lohn immer noch seine Aktualitat und Gittigkeit
nicht verloren, dies umso mehr, als z.B. in einigen schwe-
dischen Anstalten seit Jahren eine volle tarifliche Entloh-
nung praktiziert wird.

Zusammenfassung

Die Sozialarbeiter in den Vollzugsanstalten sind in einem
birokratischen und sicherheitsorientierten Strafvollzug im-
mer noch geduldete Randerscheinung. Von einer sozialpad-
agogischen Ausgestaltung des Strafvollzugs kann nicht ge-
sprochen werden. Durch eine selbstlberprifte Praxis und
das Setzen von Arbeitsschwerpunkten miBten die Sozial-
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arbeiter es zumindest erreichen, die Konturen einer sozial-
padagogisch orientierten Vollzug als Perspektive herauszu-
arbeiten. Dabei muB in jedem Fall berlcksichtigt werden,
daB es nicht darum gehen kann, einzelne Vorzeige- oder
Propagandaprojekte zu initiieren, die den Vollzug als Gan-
zes nicht beriihren. Die Forderung von M. Busch'" hat im-
mer noch Gltigkeit und sollte zumindest den Sozialarbei-
tern in den Vollzugsanstalten im BewuBtsein bleiben: Sozial-
arbeit muB im Strafvollzug eine zentrale Stellung erlangen.
Solange sich der Vollzug nicht mehr auf diese Forderung
einlaBt, wird die Sozialarbeit darin die Funktion ausfiillen,
auf die sie von Kritikern wie z.B. Maelicke reduziert wird,
namlich der Krisenintervention und der Minderung von Haft-
schaden. Solange sollte sie sich aber auch nicht als Alibi be-
nutzen lassen, sondern zumindest noch der Stachel im
Fleisch sein, der auf die Diskrepanz von Anspruch und Wirk-
lichkeit im Vollzug hinweist.
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Zur Situation und Entwicklung von
Untersuchungshaft und Unter-
suchungshatftvollzug in der
Bundesrepublik Deutschland

Frieder Diinkel

1. Einleitung

In jingster Zeit haben Probleme der Untersuchungshaft
und des Untersuchungshaftvollzugs in der Offentlichkeit und
Fachpresse verstarkt Aufmerksamkeit gefunden. Hierzu ha-
ben u.a. Initiativen der Rechtsanwaltschaft beigetragen, die
eine zu haufige und nach Dauer und AnlaB vielfach unver-
héltnismaBige Untersuchungshaftanordnung kritisierte ™.
Neben dieser eher quantitativen Dimension gehort auf der
Ebene des Untersuchungshaftvollzugs die Klage Gber unzu-
langliche Haftbedingungen als qualitativer Aspekt zum tradi-
tionellen Bestand der Gefangniskritik?. Die Untersuchungs-
haft —und dies durfte nahezu einhelligem Konsens entspre-
chen — kann man zurecht als , Stietkind der Strafjustiz*® be-
zeichnen. Dies umso mehr, als mit dem Inkrafttreten des
Strafvollzugsgesetzes 1977 der Erwachsenenstrafvollzug
immerhin eine den verfassungsrechtlichen Anspriichen ge-
niigende rechtliche Ausgestaltung erfahren hat und nun-
mehr auch der Jugendstrafvollzug auf dem Wege hierzu
zu sein scheint?. Die gesetzliche Neuregelung des Untersu-
chungshaftvollzuges wird allgemein als notwendig erkannt
und gehdrt unbeschadet der politischen ,\Wende" auch zum
Gesetzgebungsprogramm der jetzigen Bundesregierung®.
Allerdings muB derzeit noch als offen betrachtet werden, ob
von einer gesetzlichen Reform wesentliche innovatorische
impulse fiir die Praxis des Untersuchungshaftvollzuges
ebenso wie der Verhdngung von Untersuchungshaft ausge-
hen wird. An Vorschlagen hierzu mangelt es nicht, wenn
man etwa die Arbeiten des Arbeitskreises StrafprozeBre-
form oder des Fachausschusses | im Bundeszusam-
menschiuB fir Straffilligenhilfe® bzw. die Gesetzesentwlir-
fe fur ein Untersuchungshaftvollzugsgesetz von Baumann
und aus dem Kreise der Anstaltsleiter” bedenkt, auf die
noch naher eingegangen wird (s.u. 7.).

2. Rechtliche Ausgangspunkte

Ziel der Untersuchungshaft ist die Sicherung des Strafver-
fahrens und gegebenenfalls einer spateren Strafvollstrek-
kung®. Die Voraussetzungen der Anordnung von Untersu-
chungshaft sind in den §§ 112 ff. StPO geregelt. Danach be-
darf es neben dem Vorliegen eines dringenden Tatverdach-
tes in der Regel eines Haftgrundes. Und zwar besteht ein
Haftgrund entweder bei Flucht, Fluchtgefahr oder Verdunke-
lungsgefahr. Bei bestimmten schweren Delikien, insbeson-
dere T6tungsdelikten, bedarf es eines derartigen Haftgrun-
des nicht (vgl. § 112 Abs. 3 StPO), wenngleich auch hier der
VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz beachtet und eine konkrete
Gefahrdung des mit der Untersuchungshaft verfolgten Zie-
les der Verfahrenssicherung dargelegt werden missen.
Uber den Zweck der Verfahrenssicherung hinaus wurde mit
§ 112a StPO ein kriminalpraventiver Haftgrund der Wieder-
holungsgefahr bei bestimmten Sexual-, Gewalt- und Eigen-

tumsdelikten geschaffen. Mit Ausnahme der Sexualdelikte
wird — abgesehen von der generell durch bestimmte Tatsa-
chen zu begrindenden Wiederholungsgefahr — als spezifi-
scher Ausdruck des VerhaltnismaBigkeitsgrundsatzes eine
zu erwartende Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr vor-
ausgesetzt. Die Héchstdauer der Untersuchungshaft wegen
Wiederholungsgefahr betragt ein Jahr (vgl. § 121a StPO).
Das VerhéaltnismaBigkeitsprinzip kommt u.a. auch darin zum
Ausdruck, daB im Falle von Fluchtgefahr stets weniger ein-
schneidende MaBnahmen im Zusammenhang mit dem re-
gelmaBigen Wohn- und Aufenthaltsort bzw. bestimmten
Meldepflichten zu prifen sind. Im Rahmen des Vollzuges
von Untersuchungshaft ist die weitere Vollstreckung unter
VerhaltnismaBigkeitsgesichtspunkten stets in Bezug zu der
zu erwartenden Strafe zu setzen (vgl. § 120 StPO). Kommt
eine zu vollziehende Freiheitsstrafe nicht in Betracht oder
erscheint diese eher unwahrscheinlich, so wird man im Re-
gelfall Untersuchungshaft als unverhaltnismaBig ansehen
missen. Gleichzeitig Ausdruck des VerhaltnismaBigkeits-
gedankens ebenso wie der Beschleunigungsmaxime stellt
die fur den Regelfall auf sechs Monate begrenzte Dauer der
Untersuchungshaft dar (vgl. § 121 StPO).

Bei 14-17jahrigen Jugendlichen wird die Anordnung von
Untersuchungshaft zuséatzlich durch § 72 JGG dahingehend
eingeschrankt, daB sie nur zuldssig sein soll, ,wenn ihr
Zweck nicht durch eine vorlaufige Anordnung ber die Erzie-
hung oder durch andere MaBnahmen erreicht werden kann*
(Abs. 1). Dieses Subsidaritatsprinzip der Untersuchungshaft
beruht in erster Linie auf erzieherischen Bedenken wegen
der negativen Folgen einer Inhaftierung®, jedoch ist dane-
ben auch der allgemeine Grundsatz der VerhaftnismaBigkeit
zu beachten, mit der Folge, daB Untersuchungshaft bei nicht
zu erwartender Jugendstrafe in der Regel als unverhaltnis-
maBig anzusehen ist. Im Ubrigen kommt anstatt eines Haft-
befehls jeweils auch die einstweilige Unterbringung in einem
Erziehungsheim (§ 71 Abs. 2 JGG) in Betracht. § 72 Abs. 4
JGG fordert die besondere Beschleunigung des Verfahrens
bei Jugendlichen, die sich in Untersuchungshaft befinden.

Auch im Rahmen des Vollzuges der Untersuchungshaft
sind die grundlegenden Ziele der Verfahrenssicherung allei-
ne maBgebend. Dies kommt am deutlichstenin § 119 Abs. 3
StPO zum Ausdruck, wonach dem Verhafteten nur solche
Beschrankungen auferlegt werden dirfen, die der Zweck
der Untersuchungshaft oder die Ordnung in der Vollzugsan-
stalt erfordern. Im Ubrigen stellt § 119 StPO lediglich einige
wenige Vollzugsgrundsatze, wie etwa das Trennungsprinzip
in bezug auf andere Untersuchungs- und Strafgefangene
(Abs. 1 und 2) heraus, wahrend die maBgeblichen Regelun-
gen — sieht man von den Bestimmungen Uber die Anwen-
dung unmittelbaren Zwanges (§ 178 StVollzG) oder das Ar-
beitsentgelt (§ 177 i.V.m. § 43 StVollzG) ab — bisher lediglich
in einer Untersuchungshaftvolizugsordnung (UVollzO), d.h.
einer Verwaltungsvereinbarung der Bundeslander, enthal-
ten sind. Diese Verwaltungsvereinbarung kann nach dem
heutigen verfassungsrechtlichen Verstandnis und vor allem
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
seit 19729 nicht als ausreichende Rechtsgrundlage fir die
Beschrakung von Grundrechten der Untersuchungsgefan-
genen angesehen werden. Das Bundesverfassungsgericht
sieht allerdings (vorlaufig noch) § 119 Abs. 3 StPO insoweit
als ausreichende Eingriffsnorm an™.
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Schaubild 1: Die Belegungsentwicklung in Untersuchungshaft
(Bundesrepublik insgesamt) 1970 — 1985

Angaben jeweils zum 31.3., 30.6., 30.9., 31.12. des Jahres
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Die UVolizO regelt u.a. den Kontakt von Untersuchungs-
gefangenen mit der AuBenwelt (iber Besuche, Telefonge-
sprache, Briefe etc. Fur Untersuchungsgefangene besteht
zwar keine Arbeitspflicht, jedoch soll ihnen auf Verlangen
Gelegenheit gegeben werden zu arbeiten (vgl. Nr. 42, 43
UVolizO). Im Gegensatz dazu werden junge Gefangene
~aus erzieherischen Griinden zur Arbeit verpflichtet* (Nr. 80
Abs. 2 UVolizO), was Uberwiegend als Ausdruck der erzie-
herischen Gestaltung der Untersuchungshaft i.S.d. § 93
Abs. 2 JGG anerkannt wird'?. Eine gemeinschaftliche Un-
terbringung wird schon von § 119 Abs. 1 StPO grundsatzlich
ausgeschlossen. Der Trennungsgrundsatz wird in Nr. 78
UVolizO auch bezogen auf jugendliche und erwachsene Un-
tersuchungsgefangene konkretisiert, der auch in § 93 Abs. 1
JGG zum Ausdruck kommt.

Damit sind einige wesentliche Grundsatze von Untersu-
chungshaftanordnung und -vollzug in einem groben Uber-
blick skizziert. Im folgenden geht es darum, die rechtstat-
séchliche Seite im Hinblick auf den gesetziichen Anspruch
hin zu Oberpriifen.

3. Zur quantitativen Entwicklung der
Untersuchungshaft in der Bundesrepublik

Einer der in der jingsten Zeit verstarkt in die Diskussion
gebrachten Kritikpunkte beinhaltet die quantitative Auswei-
tung der Untersuchungshaft, wobei sowohl Haufigkeit wie
Dauer der Anordnung als problematisch empfunden wer-
den. Betrachtet man zunachst die Entwicklung der Untersu-
chungshaftpopulation im bundesdeutschen Strafvollzug seit
1970, so wird anhand Schaubild 1 folgendes deutlich: Nach
absoluten Zahlen ist die Gesamtbelegung in der Untersu-
chungshaft von Anfang der 70er Jahre bis 1975 von ca.
12.000 auf etwas mehr als 15.000 deutlich angestiegen. Da-

nach sank die Belegung bis Ende 1978 auf zeitweise unter
13.000 Gefangene am Stichtag, stieg dann allerdings erneut
auf 14.000 bis 15.000 an. Im Jahre 1982 wurden die héch-
sten Werte mit jeweils dber 16.000 Untersuchungsgefange-
nen erreicht, die seither aber wiederum deutlich auf unter
13.000 gesunken sind (28. 2. 1985: 12.967). Differenziert
man die Belegungsentwickiung zu einzeinen Stichtagen
nach Altersgruppen, so gelten die beschriebenen Schwan-
kungen tendenziell auch fur Jugendliche und Heranwach-
sende, jedoch fallen sie bei Jugendlichen nach prozentualen
Veranderungen besonders deutlich aus. Die Stichtagsbele-
gung bei 14- 17jahrigen hat von Ende 1982 bis Anfang 1985
um 42% abgenommen (absolut von 861 auf 499). Bei Her-
anwachsenden bedeutet die Abnahme um mehr als 600 Ge-
fangene seit September 1982 (645) einen Riickgang von
30% . Bei Jugendlichen und Heranwachsenden wurde damit
1985 ein Tiefsistand im Zeitraum seit Anfang 1970 erreicht,
bei Erwachsenen entsprechen die absoluten Zahlen wieder
den Werten zwischen 1976 und 1980 (vgl. Schaubild 1).
Auch im Verhaltnis zur Gesamtpopulation des Strafvollizugs
haben sich die Untersuchungsgefangenenzahlen seit 1970
verandert. So handelte es sich jeweils um etwa 25% bei ei-
nem leichten Anstieg auf bis zu 28% Mitte der 70er Jahre
und einem Riickgang auf 21% Anfang 1985. Hierbei zeigen
sich allerdings einige interessante landerspezifische Unter-
schiede insoweit, als beispielsweise Hessen in den 70er
Jahren zeitweise tiber 30% Untersuchungsgefangene auf-
wies', wahrend in Bremen der entsprechende Anteil je-
weils deutlich unter 20% lag, zum letzten verfugbaren Stich-
tag am 28. 2. 1985 bei 17,1% 4.

Auch altersspezifisch ergeben sich deutliche Unterschie-
de: Besonders bedenklich muf3 in diesem Zusammenhang
die Tatsache stimmen, daB sich in den letzten Jahren zeit-
weise mehr 14-17jahrige Jugendliche in Untersuchungshaft

Tabelle 1:  Das Verhditnis von Untersuchungs- zu Strafhaft ausweislich der Belegung zum 31. 3. 1983 im Landervergleich
Bundesland Jugendliche Heranwachsende (18 — 20 Jahre) Erwachsene (21 Jahre und mehr)
(14— 17 Jahre)
U-Haft | Strathaft | U-Haft Strafhaft U-Haft Strafhaft
insgesamt | Jugend- | Erwachse- insgesamt | Jugend- | Erwachse-
vollzug | nenvollzug vollzug | nenvollzug
Baden-Wiirttemberg 111 112 339 554 498 56 1.952 5515 251 5.264
Bayern 139 135 374 674 635 39 2.321 7.584 347 7.237
Berlin 24 41 58 191 187 4 899 2.798 185 2.613
Bremen 10 20 27 72 71 1 103 776 52 724
Hamburg 31 22 44 109 108 1 642 1.739 65 1.674
Hessen 57 56 129 342 324 18 1.462 3.909 174 3.735
Niedersachsen 56 73 162 445 429 16 1.035 4.330 346 3.984
Nordrhein-Westfalen 220 269 642 1.233 1.197 36 3.643 | 11.756 722 | 11.034
Rheinland-Pfalz 51 34 100 248 214 34 542 2.500 137 2.363
Saarland 34 26 71 140 135 5 225 710 115 595
Schleswig-Holstein 10 15 57 145 140 5 382 | 1.485 104 1.381
BRD insgesamt 743 803 2.003 4.153 3.938 215 13.206 | 43.102 | 2.498 | 40.604

Quelle: Strafvollzugsstatistik 1983, 24; unverdffentlichtes Material des Bundesjustizministeriums.



als in Strafhaft befanden. Auch 1983 (31. 3.) waren 48% der
inhaftierten Jugendlichen Untersuchungsgefangene (1982
sogar 52%)'%). Bei Heranwachsenden betrug das Verhiltnis
Untersuchungshaft zu Strathaft etwa 1: 2 (31. 3. 1983 =
2003 : 4153), bei Erwachsenen lediglich 1: 3 (13.206 :
43.102, vgl. Tabelle 1)'®. Landerspezifisch ergeben sich fiir
1983 einige interessante Besonderheiten. So war bei Ju-
gendlichen der Anteil von Untersuchungsgefangenen in
Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len unterdurchschnittlich, wahrend in Hamburg 59% und in
Rheinland-Pfalz sogar 60% der inhaftierten Jugendlichen
Untersuchungsgefangene waren. Bei Heranwachsenden ist
demgegeniiber der Untersuchungshaftanteil abgesehen
von Berlin, Bremen und Niedersachsen auch in Hamburg,
Hessen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein unter-
durchschnittlich gewesen (vgl. Tabelle 1).

Der im Vergleich zu Erwachsenen iberhdhte Anteil von
Untersuchungshaft bei Jugendlichen und Heranwachsen-
den dirfte auf teilweise sachfremden Erwagungen beruhen,
die nichts mit dem gesetzlichen Zweck der Verfahrenssiche-
rung zu tun haben. Immer wieder wird im Schrifttum kritisch
auf die Verhangung von Untersuchungshaft aus erzieheri-
schen oder generalpraventiven Griinden verwiesen'”. Ab-
gesehen von derartigen ,apokryphen“ Haftgriinden wird vor
allem die Tendenz deutlich, Untersuchungshaft im Sinne ei-
ner dem nunmehr kriminalpolitisch geforderten Einstiegsar-
rest verwandten und der Strafaussetzung zur Bewéhrung
vorangehenden kurzzeitigen Inhaftierung ,padagogisch”
sinzusetzen. Daflir sprechen die hohen Anteile von Zugan-
gen bei der Bewéhrungshilfe, die direkt aus Untersuchungs-
haft entlassen wurden. Ausweislich der Strafverfolgungssta-
tistik hatten 1983 von dem gemaB § 21 JGG zu Jugendstrafe
mit Bewahrung Verurteilten nicht weniger als 18% zuvor Un-
tersuchungshatft erlitten. Aber auch bei nach allgemeinem
Strafrecht Verurteilten geht etwa jeder achten Bewahrungs-
aussetzung Untersuchungshaft voraus (1983 : 12%)'®. Von
daher bezeichnet es Hassemer' als ,fromme Tauschung®,
wenn man annehme, daf sich die erwahnten apokryphen
Haftgriinde nur im Jugendstrafrecht finden. Die Ideologie,
die Strafe (!) misse der Tat auf den FuB folgen, scheint tief
verwurzelt und wird als allgemeines ,padagogisches” Prin-
zip auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen propagiert
bzw. praktiziert.

Die Strategie, eine Strafaussetzung zur Bewahrung bei
Jugendlichen Uber eine kurze Untersuchungshaft vorzube-
reiten, lag dem Modell einer gesprachs- bzw. verhaltensthe-
rapeutischen Betreuung in der Freiburger Untersuchungs-
haftabteilung fiir junge Gefangene zugrunde®®. Nach dem
Auslaufen eines entsprechenden Behandlungsforschungs-
projekts hat sich diese Praxis weitgehend tberlebt und sind
die Belegungszahlen in dieser Abteilung auf etwa ein Drittel
bis die Halfte im Vergleich zu Mitte der 70er Jahre gesunken.
Im tbrigen haben die Ergebnisse in spezialpraventiver Hin-
sicht keineswegs eine extensive Untersuchungshaftpraxis
aus erzieherischen Griinden stiitzen kénnen. Angesichts
der nur relativ kurzen therapeutischen EinfluBnahme und
den (beraus restriktiven Hafthedingungen in der Freiburger
Abteilung im Vergleich zu den Bedingungen der Kontroll-
gruppen in Rastatt und Mannheim zeigten sich im Hinblick
auf psychometrische Dimensionen so gut wie keine Veran-
derungen in der erw(inschten Richtung?".
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Untersuchungshaft aus erzieherischen Griinden im Sinne
einer Schock-Strafe Ubergeht im Gbrigen bewuBt, daB der
Gesetzgeber im Jugendstrafrecht — sieht man einmal vom
Jugendarrest ab — einen kurzfristigen Freiheitsentzug we-
gen der eingeschétzten schadlichen Wirkungen gerade
nicht einfithren wollte (vgl. § 18 Abs. 1 JGG: MindestmaB der
Jugendstrafe = 6 Monate), was sich auch im Erwachsenen-
strafrecht in § 47 StGB widerspiegelt (nur ausnahmsweise
Anordnung von Freiheitsstrafe unter 6 Monaten).

Der bei Jugendlichen und Heranwachsenden seit Ende
1982 zu beobachtende besonders deutliche Rickgang von
Untersuchungshaftzahlen kénnte abgesehen von bevolke-
rungspolitischen Entwicklungen auch als erste Folge der
sich mehrenden Kritik in der Offentlichkeit zu interpretieren
sein. Teilweise kdnnte die Entwicklung bei Jugendlichen
auch auf den vermehrten Versuchen einer ersatzweisen Un-
terbringung in Erziehungsheimen nach §§ 71, 72 JGG als Al-
ternative zur Untersuchungshaft beruhen, wie sie in einigen
Modellen in Nordrhein-Westfalen bzw. in Baden-Wiirttem-
berg beispielhaft verdeutlicht werden.

Die VerhiltnismaBigkeit der Untersuchungshaftpraxis
wird vor allem wegen der Tatsache bezweifelt, daB sowohl
im Bereich des Jugend- als auch Erwachsenenstrafrechts
jeweils nur 50% der verurteilten Untersuchungsgefangenen
mit einer zu vollziehenden Freiheitsstrafe belegt werden?®.
30% erhalten jeweils eine Freiheits- oder Jugendstrafe mit
Bewahrung, weitere 16% lediglich eine Geldstrafe, Zucht-
mittel oder ErziehungsmaBregel nach dem JGG u.4. (1983).
Damit bleibt flr die Halfte der Falle die Untersuchungshaft
selbst der einschneidenste Eingriff in die Freiheitsrechte mit
den damit haufig zu beobachtenden desintegrativen Folgen
des Verlustes des Arbeitsplatzes, von Wohnung usw. In der
Untersuchung von Spief3 ergab sich bei jugendlichen Be-
wahrungshilfeprobanden in Baden-Wiirttemberg, daf3 etwa
50% von denjenigen, ,die zur Tatzeit noch in einem festen
Arbeits- oder Ausbildungsverhélinis waren, nach der Unter-
suchungshaft nicht an ihre alte Stelle zurlickkehren konn-
ten“2%_ Der vom Gesetzgeber verfolgte Zweck, mit der un-
mittelbaren Strafaussetzung nach §§ 21 JGG, 56 StGB die
negativen Folgen der Inhaftierung zu vermeiden, wird damit
in groBem Umfang nicht erreicht. Die Aufgaben der Bewah-
rungs- und Straffalligenhilfe verlagern sich demgeman ver-
starkt in den Bereich einer faktischen Entlassenenhilfe, die
zahireiche erst durch die Untersuchungshaftanordnung ent-
standenen Probleme kompensatorisch aufzuarbeiten hat.
Die Untersuchungshaftproblematik wird noch dadurch ver-
schérft, daB 1983 in 6,5% der insgesamt abgeurteilten Fille
mit Untersuchungshaft diese langer oder gleichlang wie die
erkannte Strafe dauerte®.

Die Anteile von Verurteilungen zu Freiheitsstrafe ohne Be-
wahrung (1983 = 52%) variieren stark nach dem jeweiligen
Delikt: Bei Mord/Totschlag wurden erwartungsgeman 90%
der Untersuchungsgefangenen, bei Raub- 75%, bei Sexual-
delikten 66% zu Freiheitsstrafe ochne Bewahrung verurteilt,
wahrend der Anteil bei Diebstahls- 53%, bei Vermdgensde-
likten 42% und bei StraBenverkehrsdelikten sogar nur 28%
betrug. Bei Betaubungsmitteldelikten ist danach zu unter-
scheiden, ob der Schuldvorwurf sich auf einen schweren
Fall im Sinne des § 29 Abs. 3, 30 BtMG oder einen der
Grundtatbestande des § 29 Abs. 1 BIMG bezieht. Im erste-
ren Fall erhielten 1983 67% eine unbedingte Freiheitsstra-
fe, im letzteren nur 44% (vgl. Tabelle 2).
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Tabelle 2: Abgeurteilte mit Untersuchungshaft nach der Deliktsstruktur und Art der Entscheidung 1983

Delikte A%?liﬁg" Art der Sanktion
mit Freiheits- oder Freiheits-oder |Geldstrafe, Zucht- | Freispruch, Ein-
U-Haft Jugendstrafe Jugendstrafe  |mittel, Erziehungs- | stellung des Ver-
ohne Bewahrung | mitBewahrung | maBregeln, Ver- |fahrens, Absehen
ins- warnung mit von Strafe bzw.
gesamt Strafvorbehalt Strafverfolgung
absolut | absolut % absotut \ %o absolut % absolut %
Straftaten insgesamt 40.372 |20.919 | 51,8 | 12.063 ( 29,8 | 6.516 | 16,1 731 1,8
Mord/Totschlag 799 717 | 89,7 37 ) 4,6 — — 24 3,0
é‘gfgg“_cggefé'pe”e”etZ“”QSde”kte 1726 | 723|419 | 547 | 31,7 | 403 | 233 | 46 | 27
Sexualdelikte 1.630 1.078 | 66,1 422 ‘ 25,9 73 4,5 50 3,1
e wkatier | 05 | 2654 s | |20 w2 12w s
Diebstahl/Unterschlagung 15.680 8.312 | 53,0 4652 | 29,7 | 2440 | 156 266 1,7
Vermodgensdelikte (Betrugu.a.) 5.649 2.374 | 42,0 1.768 | 31,3 | 1.393 | 24,7 113 2,0
StraBenverkehrsdelikte insgesamt 1.170 332 | 28,4 340 | 29,1 487 | 416 11 0,9
BtM-Delikte insgesamt 5.096 3.010 | 59,1 1.766 | 34,7 266 5,2 52 1,0
Schwere BtM-Delikte (§§ 29 111, 30 BtMG) 3.343 2.237 | 66,9 1.047 | 31,3 35 1,0 22 0,7
Andere vorsatz!. BtM-Delikte (§ 29 | BtMG) 1.741 767 | 44,1 713 | 41,0 230 | 13,2 30 1,7

Quelle: Strafverfolgungsstatistik 1983, Tab. 4 (eigene Berechnungen)

Die Deliktschwere korreliert auch auBerordentlich hoch
mit der Frage, ob (iberhaupt ein Beschuldigter in Untersu-
chungshaft genommen wird. So betrug beispielsweise der
Anteil von Untersuchungsgefangenen an den 1983 insge-
samt wegen Diebstahl/Unterschlagung Abgeurteilten 6%,
bei Vermégensdelikten 4%, bei StraBenverkehrsdelikien

sogar nur 0,3%. Umgekehrt wurden nicht weniger als 81%
der wegen Mord/Totschlag Beschuldigten und im Jahr 1983
Abgeurteilten auch in Untersuchungshaft genommen. Bei
Raubdelikten lag die Quote mit 41% bereits deutlich niedri-
ger (vgl. Tabelle 3). Der Durchschnittswert flr samtliche
im selben Jahre abgeurteilten Delikte lag bei 4,0%, wobei

Tabelle 3: Abgeurteilte mit Untersuchungshaft nach der Deliktsstruktur und der Dauer der Untersuchungshaft 1983

Delikte Abgeur- davon: mit U-Haft Dauer der U-Haft in Monaten (Angaben in % bez. auf Sp. 2)
teilte
'”:gggl‘irt”‘ absolut | % bezSp1)| <1 |>1bis<3|>3bis<6 |>6bis<12| 12u mehr

1 2 3 4 5 6 7 8
Straftaten insgesamt 998.208 | 40.372 4,0 38,1 25,3 19,9 12,6 4,0
Mord/Totschlag 993 799 80,5 2,8 4,9 13,3 39,6 39,6
Vorsatzliche Kérperverietzungs- 3
delikte (§§ 223 — 226) 48.663 1.726 | 3,5 44,0 23,0 18,0 11,4 6
Sexualdelikte 7.745 1.630 21,0 229 16,4 27,9 25,2 7.6
Raub, Erpressung, rauberischer
Angriff auf Kraftfahrer 8.723 3.543 40,6 14,6 20,2 30,8 26,7 7.6
Diebstahl/Unterschlagung 253.294 | 15.680 6,2 39,4 30,0 21,2 8,3 1,1
Vermogensdelikte (Betrugu.a.) 130.546 5.649 4,3 47,3 27,6 15,0 7,8 2,4
StraBenverkehrsdelikte insgesamt 365.742 1.170 0,3 81,1 11,8 4,0 2,6 0,5
BtM-Delikte insgesamt 21.014 5.096 24,3 227 20,5 25,7 227 8,3
Schwere BtM-Delikte

. . 18,1 27,0 28,1 11,3
(8529 11I, 30 BIMG) 5.556 3.343 60,2 15,5 8

Quelle: Strafverfolgungsstatistik 1983, Tab. 1 und 4 (eigene Berechnungen)



erwdhnenswert erscheint, daB bei deutlich gestiegenen ab-
soluten Zahlen von Verurteilten seit 1976 der Anteil von Ab-
geurteilten mit Untersuchungshaft absolut gesehen relativ
konstant blieb und prozentual leicht riicklaufig ist?®. Im (ibri-
gen fehlt es noch weitgehend an Datenmaterial Uber die
durchschniitliche Dauer von Untersuchungshaft. Nach vor-
liegenden Untersuchungen kann man allerdings davon aus-
gehen, daB sie durchschnittlich 2 — 3 Monate dauert?”. Die
offizielle Strafverfolgungsstatistik gibt hierzu folgenden gro-
ben Uberblick: 38% der Abgeurteilten befanden sich bis ein-
schlieBlich einen Monat, weitere 25% bis drei Monate und
20% bis einschlieBlich sechs Monate in Untersuchungshaft.
Dies bedeutet, daB immerhin 13% (liber sechs Monate und
weitere 4% sogar Uber ein Jahr in Untersuchungshaft ver-
bleiben muBten, d.h. insgesamt 17% der Abgeurteilten (iber
die grundsétzlich vorgesehene Hochstfrist des § 121 StPO
hinaus Untersuchungshaft erlitten (vgl. Tabelle 3). Diese
Zahlen deuten bereits an, daB die im Vergleich zum Ausland
héheren Untersuchungshaftanteile, wie sie im folgenden
noch im einzelnen dargelegt werden, vor allem auf der 1an-
geren Untersuchungshaftdauer beruhen dirften. Auf der an-
deren Seite kann die Tatsache, daf fast 40% der Untersu-
chungsgefangenen vor Ablauf eines Monats wieder entlas-
sen werden, als weiteres Argument flir eine in vielen Fallen
zu schnelle und unverhaltnismasige Untersuchungshaftan-
ordnung angesehen werden.

Auch die Dauer der Untersuchungshaft ist erwartungsge-
maB in starkem MaBe von der Art des jeweiligen Delikts ab-
hangig. So wurde die erwahnte 6-Monatsfrist bei Mord/Tot-
schlag in 79% der U-Haftfalle iberschritten, aber auch bei
jedem dritten wegen Raub-, Sexual- und Betaubungsmittel-
delikten beschuldigten Untersuchungsgefangenen. Umge-
kehrt verblieben die ohnehin seltenen wegen StraBenver-
kehrsdelikten beschuldigten Untersuchungsgefangenen in
81% der Falle weniger als einen Monat in U-Haft und auch
bei Korperverletzungs-, Vermégensdelikten sowie Dieb-
stahl/Unterschlagung dauerte die U-Haft in Zweidritteln der
Falle jeweils weniger als drei Monate (vgl. Tabelle 3). Dieses
Ergebnis erscheint insoweit wenig Uberraschend, als mit zu-
nehmender Schwere des Delikts i.d.R. umfangreichere Er-
mittlungen notwendig sind, die das Verfahren verzégern
konnen. Bei Betaubungsmitteldelikten, wo die durchschnitt-
liche Untersuchungshaftdauer deutlich Giber drei Monate be-
tragt, konnten auch Probleme eines Transfers in Thera-
pieeinrichtungen (vgl. § 35 BtMG) eine Rolle spielen?®,

4. Untersuchungshaft und die im Untersu-
chungshaftvollzug untergebrachte Popu-
lation im internationalen Vergleich

Betrachtet man die Untersuchungshaftgriinde im interna-
tionalen Vergleich, so stehen zwar Flucht- und Verdunke-
lungsgefahr ebenso wie in der Bundesrepublik regelméBig
im Vordergrund; dariiber hinaus existieren allerdings in eini-
gen Landern weitere Haftgriinde, etwa im Zusammenhang
mit Bediirfnissen der Ermittlungen oder der éffentlichen Si-
cherheit, der Beunruhigung in der Offentlichkeit u.a. (vgl.
Frankreich, Belgien)®®. In Spanien werden keine Haftgriin-
de in unserem Sinne explizit vorausgesetzt und statt dessen
ab einer gewissen Delikischwere im Regelfall U-Haft ange-
ordnet, deren Vollzug dann (gegen Kaution) ausgesetzt wer-
den kann.
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Vielfach werden aber als Ausdruck des VerhaltnismaBig-
keitsprinzips starkere Einschrankungen als hierzulande vor-
gesehen. So darf in Frankreich beispielsweise U-Haft bei
Vergehen nur angeordnet werden, wenn eine Freiheitsstrafe
von mindestens 2 Jahren zu erwarten ist. Danemark und
Schweden schlieBen U-Haft bei einer absehbaren Verurtei-
lung lediglich zu ambulanten Sanktionen grundsatzlich aus.

U-Haft kommt in allen Landern Ausnahmefunktion zu und
soll méglichst kurz bemessen sein, weshalb teilweise zeitli-
che Hochstgrenzen oder Haftprifungstermine von Amts we-
gen gesetzlich festgelegt sind. In den Niederlanden gilt z.B.
eine absolute Héchstgrenze von 112 Tagen, nach Ablauf de-
rer das Verfahren begonnen haben muB, andernfalls der Be-
schuldigte zu entlassen ist®®. In Belgien ist zwar keine
Hochstfrist festgelegt, dafir findet jedoch nach fiinf Tagen
und danach monatlich eine obligatorische Haftprifung statt.
In der Schweiz ist U-Haft in einigen Kantonen Uber eine Frist
von 14 (Ziirich) oder 20 Tage (Zug) hinaus nur mit besonde-
rer Begriindung mdglich, mit der Folge, daf3 ca. Dreiviertel
aller Untersuchungsgefangenen noch vor dieser von Amts
wegen statffindenden Haftpriifung entlassen zu werden
scheinen®"). Die Beispiele lieBen sich beliebig erweitern®?.
Die bei Jung® angefiihrten empirischen Belege verdeutli-
chen die in zahlreichen LAndern im Verhaitnis zur Bundesre-
publik relativ kurze Untersuchungshaftdauer. Allerdings
sind lange Untersuchungshafizeiten sicherlich nicht immer
und ausschlieBlich den Strafverfolgungsorganen zur Last zu
legen, da manche Untersuchungsgefangene durch den —
grundsétzlich nicht zu beanstandenden — Gebrauch von
Rechtsmitteln mit dazu beitragen. Jedoch kénnte hier, so-
weit es sich z.B. um lediglich auf das StrafmaB bezogene
Rechtsmittel handelt, der in der Schweiz®* mégliche vorlati-
fige Strafvollzug Abhilfe schaffen, der die Integration in Re-
sozialisierungsmafBnahmen relativ friihzeitig ermoglicht. In
keinem Fall darf allerdings eine derartige Verkdrzung der U-
Haft mit einem Verlust an Rechtsstaatlichkeit erkauft wer-
den, weshalb bei einer Einflihrung solcher Systeme eine klar
abgegrenzte Regelung notwendig erscheint.

Wie stellt sich nun die Realitat der U-Haft in quantitativer
Hinsicht im internationalen Vergleich dar? Betrachtet man
die in Tabelle 4 enthaltenen Gefangenenraten, so ergeben
sich zwei BezugsgréBen fur die Zahl von Untersuchungsge-
fangenen. Einmal der prozentuale Anteil an der Vollzugspo-
pulation insgesamt, zum anderen Untersuchungsgefange-
ne pro 100.000 der Wohnbevélkerung. Im ersteren Fall wir-
ken sich die sehr unterschiedlichen Gefangenenraten z.T.
verzerrend aus, wie das folgende Beispiel verdeutlichen
kann: Spanien hatte im Februar 1985 mit 50% prozentual
deutlich mehr Untersuchungsgefangene als die Bundesre-
publik (24%), kam wegen seiner deutlich niedrigeren Gefan-
genenrate insgesamt (51 : 100) jedoch auf nahezu die glei-
che Untersuchungsgefangenenrate pro 100.000 der Bevél-
kerung wie die Bundesrepublik (26 : 24). Nach den prozen-
tualen Anteilen an der Gefangenenrate liegt die Bundesre-
publik im Mittelfeld, wenn man bedenkt, daB in Frankreich,
Italien und Spanien mehr als die Halfte bzw. in den Nieder-
landen und Portugal jeweils ca. 37% der Vollzugspopulation
Untersuchungsgefangene waren. Das Bild andert sich je-
doch grundlegend, wenn man die Untersuchungshaftpopu-
lation auf 100.000 der Wohnbevdlkerung bezieht. Hier las-
sen sich im europaischen Vergleich drei, gegebenenfalls
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vier Landergruppen bilden: zum einen die auch hier beson-
ders belasteten Lander Tirkei (51), ltalien (50) und Frank-
reich (41), dann eine mitteimaBig belastete Gruppe mit Por-
tugal (33), Osterreich, Spanien (jeweils 26), Nordirland (25),
Bundesrepublik Deutschland, Luxemburg (jeweils 24), Bel-
gien, Schottland (jeweils 21) und England/Wales (19), und
schlieBlich Landern, die im Vergleich dazu im Durchschnitt
mit deutlich weniger, z.T. nur der Hélfte an Untersuchungs-
gefangenen auskommen wie die Schweiz, Danemark (je-
weils 16), die Niederlande (13), Norwegen (12), Finnland
(11), Schweden (10) sowie Griechenland und Malta (jeweils
9). Selbst aus diesem Rahmen fallen Irland (3), Island und
Zypern (jeweils 2) heraus, die eine acht- bis zwélfmal niedri-
gere Untersuchurgsgefangenenrate als die Bundesrepublik
aufweisen. Insgesamt kann daher die Situation in der Bun-

Tabelle 4: Straf- und Untersuchungsgefangene im
internationalen Vergleich

Land Gefangene pro Anteilvon U-Gefangene pro
100.000der  U-Gefangenen  100.000der
Wohnbevélkerung (in %) Wohnbevélkerung
(1.2.1985) (1.2.1985)
Tirkei 147 35,0 51
Nordirland 135 18,6 25
Osterreich 112 23,1 26
BRD 100 23,9 24
Schottland 97 21,8 21
Finnland 97 1,2 11
England/Wales 88 22,0 19
Portugal 87 37,5 33
Frankreich 80 50,9 41
Italien 78 64,1 50
Belgien 77 30,6 21
Luxemburg 69 34,8 24
Schweiz 68 22,7 16
Danemark 68 23,4 16
Schweden 58 17,6 10
Norwegen 51 245 12
Spanien 51 50,3 26
Irland 47 6,3 3
Griechenland 37 241 9
Niederlande 34 36,8 13
Island 34 6,2 2
Zypern 33 6,3 2
Malta 28 33,1 9

Quelle: Council of Europe (Hrsg.): Prison Information Bulle-
tin No. 5. Strasbourg 1985, S. 16 ff., 23.

desrepublik in quantitativer Hinsicht — vor allem wenn man
Lander mit einer ahnlichen Kriminalitatsbelastung und
-struktur zum MaBstab nimmt wie etwa GroBbritannien, die
Niederlande oder die skandinavischen Lander — keines-
wegs als befriedigend angesehen werden.

5. Méglichkeiten und Ansétze der Verminde-
rung von Untersuchungsgefangenenzah-
len am Beispiel von Modellen in der Praxis

Auch in der Bundesrepublik mangelt es nicht an Ideen und
Versuchen, Untersuchungshaft durch konkrete Praxismo-
delle zu reduzieren. Zwar gehdrt es zum traditionellen Auf-
gabenbereich der Bewahrungs-, Gerichts- und der freien
Straffalligenhilfe, im Rahmen einzelfallbezogener Arbeit
auch im Rahmen der U-Haft bestehende Betreuungen fort-
zuflihren bzw. zu beginnen, jedoch fehlt es nach wie vor an
einer systematischen und tbergreifenden Fruhhilfe. Von da-
her haben Modellversuche wie die Ende der 70er Jahre in
Hamburg eingerichtete sog. Haftentscheidungshilfe groBere
Bedeutung fur die kriminalpolitische Diskussion gehabt und
die weitere Ausbreitung von privaten und staatlichen Initiati-
ven geférdert®. In Anlehnung an entsprechende Projekte in
den USA wurden in Hamburg zwei Sozialarbeiter, die den
Haftrichter mit zusatzlichen Informationen iber die soziale
Situation der Inhaftierten versorgen sollten, mit dem Ziel ab-
gestellt, U-Haft verstarkt zu vermeiden. Allerdings zeigte
sich im Verlaufe des Modellprojekts, daB eine Verbesserung
der Entscheidungsgrundlagen flr den Richter nicht unbe-
dingt zu einer Verminderung der Untersuchungshaftanord-
nungen fihren muB. Dementsprechend wurde von den Be-
teiligten lediglich die Verbesserung der Haftentscheidungen
selbst hervorgehoben und im dbrigen die Notwendigkeit so-
zialintegrative Hilfeangebote fiir die Betroffenen verstarkt zu
entwickeln, die erst die Wahrscheinlichkeit einer Entlassung
erhdhen kdnnen®®. Unter diesem Aspekt sind die inzwi-
schen haufiger vermittelten Betreuungs- und Hilfeangebote
von Mitarbeitern freier Trager, z.B. von Anlaufstellen far
Strafentlassene, Bewahrungshelfern und nicht zuletzt Dro-
genberatern und Mitarbeitern entsprechender Therapieein-
richtungen zu sehen.

in Baden-Wirttemberg ist in diesem Zusammenhang ins-
besondere auf die Anlaufstelle fir Strafentlassene in Frei-
burg®” und die Sozialberatung in Stuttgart hinzuweisen, die
jeweils Wohnmdglichkeiten fiir Untersuchungsgefangene
bereithalten, sowie in der Untersuchungshaft in Zusammen-
arbeit mit dem jeweiligen Sozialdienst der Anstalt Bera-
tungs- und Betreuungsangebote bereitstellen®®. Die Not-
wendigkeit verstarkter friihzeitiger sozialarbeiterischer Hil-
fen in der U-Haft durch externe Organisationen wie die Be-
wiahrungshilfe oder freie Trager der Straffalligenhilfe wird
durch die erwahnten hohen Anteile der direkt aus der U-Haft
entlassenen Neuzugange bei der Bewahrungshilfe verdeut-
licht.

In den Niederlanden sind Bestrebungen einer méglichst
frilhzeitigen Kontaktaufnahme durch die Bewahrungshilfe-
organisationen schon 1973 auf eine neue gesetzliche
Grundlage gestellt worden, indem die entsprechenden So-
zialarbeiter von jedem Haftbefehl unverziiglich zu unterrich-
ten sind und diese im Regelfall unmittelbar einen sog. Friih-
hilfebericht erstatten. Die Erfahrungen mit der Resozialisie-
rungsfriihhilfe belegten eindrucksvoll die Notwendigkeit so-
fortiger Hilfen, die von exteren Sozialarbeitern besser als
etwa durch den Sozialdienst der Anstalt vermittelt werden
kénnen. Neben der in erster Linie als Ziel genannten Hilfe
bei akuten Problemen oder der Einleitung eines kontinuierli-
chen Hilfeleistungsprozesses, wurde der Beitrag zur Ent-



scheidung Uber die Fortsetzung der U-Haft betont®®. Die Be-
gleituntersuchung des niederlandischen Justizministeriums
ergab, daB das Ziel einer Verminderung von U-Haft bzw. der
Dauer der U-Haft zwar kaum, eine verbesserte Hilfeleistung
bei akuten Problemenm jedoch haufiger erreicht wurde.

Die Erfahrungen in Hamburg und den Niederlanden las-
sen im Ergebnis das Ziel einer Verminderung der U-Haft
dann nicht als utopisch erscheinen, wenn konkrete Wohn-
und Betreuungsangebote zur Verfligung gestellt werden, die
auf die Definition der Fluchtgefahr sich positiv auswirken
koénnen. Eine EinfluBnahme auf die Haftentscheidung ist vor
allem in den Fallen sinnvoll und notwendig, wo eine zu voll-
ziehende Freiheitsstrafe im AnschluB an die U-Haft nicht
wahrscheinlich ist, d.h., nach den obenerwahnten statisti-
schen Zahlen immerhin etwa bei der Halfte der Untersu-
chungsgefangenen.

6. Zur Situation des Untersuchungshaftvoll-
zuges in der Bundesrepublik

Waéhrend die Situation im Strafvollzug in den letzten Jah-
ren vermehrt Gegenstand des Forschungsinteresses war,
blieb die U-Haft davon weitgehend unberthrt. Lediglich im
Rahmen der vom Max-Planck-Institut in Freiburg durchge-
fihrten sog. Vollzugsenquéte*® und der jiingst verdffentlich-
ten Studie von Jehle, der insgesamt 140 Untersuchungsge-
fangene der Anstalten Heilbronn und Ulm in Baden-Wiirt-
temberg befragte*”, wurden auch Daten iiber die Haftbedin-
gungen in U-Haft erhoben. Zunachst zeigte sich, daB die ge-
forderte Trennung von Untersuchungs- und Strafgefange-
nen teilweise lediglich durch Unterbringung in verschiede-
nen Zellen oder allenfalls in besonderen Abteilungen oder
Fligeln einer Anstalt realisiert wird. AusschlieBlich der U-
Haft dienende Vollzugsanstalten existieren in den sieben er-
faBsten Bundeslandern nur im Ausnahmefall. Fir Jugendli-
che sind zumeist eigene Abteilungen vorgesehen®?. Die
Haftbedingungen in U-Haft unterschieden sich von denjeni-
gen in Strafhaft durch geringere UmschluB- und friihere Ein-
schluBzeiten, auch das Freizeitangebot war vielfach sehr
beschrankt. So kann es nicht selten vorkommen, daB Unter-
suchungsgefangene bis zu 23 Stunden pro Tag auf ihrer Zel-
le eingeschlossen bleiben. Die Besetzung mit Fachdiensten
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Sozialarbeiter, Psychologen, Lehrer u.a.) war jeweils un-
glinstiger als in Strafhaft und muB3 groBenteils als ungeni-
gend bezeichnet werden. Dies wird auch dadurch verdeut-
licht, daB nach der Untersuchung von Jehle lediglich fiir 3%
der Untersuchungsgefangenen der Anstaltspsychologe, far
6% der Sozialarbeiter als gelegentlicher Gesprachspartner
angegeben wurde. In dieser Situation scheint dem Anstalts-
pfarrer, derimmerhin in 9% der Falle einen naheren Kontakt
herstellen konnte, eine gewisse kompensatorische Funktion
zuzukommen®®, Eine systematische Betreuungsarbeit
kann bei dieser personelien Situation nicht stattfinden und
selbst eine Krisenintervention erscheint nicht jederzeit gesi-
chert. Wahreind in den Strafanstalten vielfach ehrenamtliche
Betreuer und Freizeitgruppen mit Externen tatig sind, exi-
stiert ein entsprechendes Angebot in U-Haft praktisch nicht.
Mehr als einem Funftel (22%) der in der Untersuchung in
Heilbronn und Ulm ErfaBten wurde der Besitz von bestimm-
ten Gegenstanden verweigen (fir Kassetten- und Fernseh-
geréte besteht in Baden-Wiirttemberg im Ubrigen ein gene-
relles Verbot). Mehr als 20% der Untersuchungsgefange-
nen verflgten Uber keinerlei Geld zum Einkauf von Lebens-
mitteln, Tabak 0.4. 42% erhielten regelmaBig zumindest alle
14 Tage Besuch, etwas mehr als ein Drittel unterhielt aller-
dings keinerlei Besuchskontakte**. Besonders bedriickend
muB der Befund erscheinen, daf3 42% auf die Frage nachih-
rem psychischen Befinden angaben ,niedergeschlagen®,
»Mit den Nerven am Ende" zu sein oder Selbstmordgedan-
ken zu hegen bzw. Suizidversuche bereits begangen zu ha-
ben*9),

Obwohl fiir erwachsene Untersuchungsgefangene keine
Arbeitspflicht besteht, waren viele auf Arbeitsmdglichkeiten
wegen der ansonsten fehlenden finanziellen Mittel angewie-
sen. Von daher muf die Arbeitslosenquote zwischen knapp
50% in Bremen und 82% in Berlin, wie sie aus Tabelle 5 er-
sichtlich wird, besonders bedenklich erscheinen. Dies um so
mehr, als nach den Ergebnissen von Jehle’s Studie, ledig-
lich 20% keine Arbeit wiinschten, Angebot und Nachfrage
also erheblich auseinanderklaffen*®. In einzelnen Anstalten
gibt es abgesehen von einténiger Zellenarbeit praktisch kei-
nerlei Arbeitsangebote. DaB das Problem der Arbeitslosig-
keit insgesamt fir den Strafvollzug gravierend ist, wird eben-
falls aus Tabelle 5 deutlich, die mit Ausnahme von Bremen,

Tabelle 5: Arbeitslosigkeif im Straf- und Untersuchungshaftvollizug (Erwachsenenvolizug, 31. 3. 1981) in 7 Bundesldndern

Bundesland Zahtbeschifti- davon unverschuldet Zahl beschéfti- davon Arbeitslosen-
gungsfahiger arbeitslos arbeitslos gungsfahiger arbeitslos quote in
Strafgefangener” U-Gefangener Freiheit?
Jahresdurch-
schnitt 1981
absolut % absolut Y% absolut Yo absolut % absolut Y% Yo
Baden-Wiirttemberg 4.146 100 847 20,4 608 146 | 1.873 100 1.283 |68,5 33
Berlin 2.025 100 627 31,0 514 25,4 747 100 611 81,8 5,8
Bremen 541 100 54 10,0 34 6,3 127 100 59 |465 7,2
Hamburg 1.461 100 216 14,8 162 11,1 712 100 499 | 70,1 50
Niedersachsen 2.552 100 663 26,0 612 24,0 726 100 495 | 68,2 6,2
Rheinland-Pfalz 1.853 100 534 28,8 391 211 637 100 371 58,2 5,4
Saarland 495 100 98 19,8 77 15,6 198 100 135 | 68,2 8,1

1) ohne als Freigadnger Beschaftigte.

2) Quelle: Statistisches Jahrbuch 1982 fiir die Bundesrepublik Deutschland, S. 106.
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wo relativ glinstige Bedingungen 1981 bestanden, eine
zwei- bis finffach erhdhte Quote unverschuldet Arbeitsloser
im Vergleich zur Situation in Freiheit ergab. Die in U-Haft an-
gebotene Arbeit umfaBt ganz Gberwiegend einfache bis ein-
fachste Tatigkeiten (vgl. Tabelle 6). Danach wurden in Bre-
men 93%, in Hamburg 88% und in den (Ubrigen erfaBten
Bundeslandern (mit Ausnahme des Saarlandes) immer
noch mehr als 50% der beschaftigten Untersuchungsgefan-
genen nach den untersten beiden Vergiitungsstufen ent-
lohnt, wahrend umgekehrt Arbeiten mit besonderen Anfor-
derungen, insbesondere eines Facharbeiters, in den mei-
sten Anstalten (berhaupt nicht existierten und im Durch-
schnitt lediglich knapp 7% der beschéftigten Untersu-
chungsgefangenen betrafen.

Tabelle 6: Entlohnung von Untersuchungsgefangenen in
der Bundesrepublik"
(31. 3. 1981, Erwachsenenvollzug)

Bundesland beschaftigte | Entlohnung nach Vergiitungsstufe
URISUCOGS- 4 entache | I Arbetenit I+ (Arbeten
igns egam? biseinfachste | durchschnitt- | mitbesonderen
9 Arbeiten) lichen Anfor- | Anforderungen,
derungen | insbes. eines
Facharbeiters)
absolut | % | abs. | % abs. % abs. | %

Baden- ‘
Wirtrberg 53 100 | 308 [57.5 | 202 (377 26 49
Berlin 196 [100 | 86 [632] 34 [250] 16 [118
Bremen 87 [100] 81 31| 6] 69 — | —
Hamburg 213 1100 | 188 l883| 5| 24| 20 ] 9,4
Niedersachsen | 219|100 112 [51.1| 99 [452] 8| 37
Rheinlang-Pfaiz | 266 [100 [ 210 |780| 52 [196| 4 | 15
Saarland 63100 8127] 27 429] 28 |44s
insgesamt | 1.520 100 | 993 65,3 | 425 (28,0 | 102 | 67

1) ohne Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein.

Insgesamt muB damit die Situation im Untersuchungs-
haftvollzug als weitgehend frostlos bezeichnet werden, was
auch fur die modernen Hochsicherheitsanstalten gelten
kann, die eine menschenwiirdige Unterbringung im Rahmen
des dort realisierten und in Beton erstarrten Sicherheitsper-
fektionismus kaum besser gewahrleisten diirften als die tra-
ditionell iberkommenen Anstalten.

7. Legislative Reformiiberlegungen zur Un-
tersuchungshaft und zum Untersuchungs-
haftvollzug

Die eingangs erwahnten Reformvorschlage des Arbeits-
kreises StrafprozeBreform beziehen sich ausschlieBlich auf
die Anordnung, nicht den Vollzug der U-Haft. Als Haftgrinde
werden lediglich Flucht, Fluchtgefahr und Verdunkelungs-
gefahr anerkannt (§ 6), womit den Bedenken des Schrift-
tums an dem Haftgrund der Wiederholungsgefahr (§ 112a
StPO), der als systemwidrig bezeichnet wurde*”, Rechnung
getragen wird. Der Vorrang weniger einschneidender MaB-
nahmen wird starker betont (§ 8) und die Dauer der U-Haft
durch Héchstgrenzen beschrankt. Bei Verdunkelungsgefahr
soll die Hochstdauer vier Wochen, in bestimmten Fallen drei
Monate betragen (§ 20), im Ubrigen darf sie Zweidrittel der

zu erwartenden Freiheitsstrafe nicht (iberschreiten (§ 22)49).
Der Haftbefehl soll dariiber hinaus im Falle von Rechtsmit-
teleinlegung bei Verurteilungen von weniger als einem Jahr
Freiheitsstrafe ohne Bewahrung auBer Kraft treten. So wird
spatestens zwei Wochen nach der Verhaftung eine Haftpri-
fung von Amts wegen vorgeschlagen; eine Beteiligung von
Sozialarbeitern als Haftentscheidungshiife ebenso wie die
denkbare obligatorische anwaltliche Vertretung werden al-
lerdings nicht erwahnt*®).

Hierauf gehen dann die Vorschlage des Bundeszusam-
menschlusses fiir Straffdlligenhilfe konkreter ein, die eine
generelle anwaltliche Vertretung ebenso wie eine uber die
Gerichtshilfe organisatorisch zu leistende Haftentschei-
dungshilfe fordern®®. Im Rahmen des Vollzugs wird ergan-
zend die Notwendigkeit externer freiwilliger Helfer (ehren-
amtliche Betreuer, Drogenberater etc.) hervorgehoben, die
— abgesehen von den MaBnahmen zur Vermeidung oder
Verkirzung von U-Haft — zur Reduzierung von Isolation und
von Haftschaden bzw. der Erweiterung sozialintegrativer
Hilfen (Uberleitung in ambulante MaBnahmen wie Bewah-
rungshilfe u.a.) beitragen kénnten.

Die vorliegenden Reformiberlegungen zum Untersu-
chungshaftvollzug, wie sie auBer vom Bundeszusam-
menschiuB noch von Baumann und der Bundesvereinigung
der Anstalisleiter jeweils mit geringfligig unterschiedlichen
Akzenten formuliert wurden, lassen sich im AnschluB an
Miiller-Dietz in drei Bereiche gliedern®”: Zum ersten geht es
um die Frage einer Riicknahme von Beschrankungen, die
Untersuchungshaftgefangenen auferlegt werden, und um
weitergehende  Hafterleichterungen  (rechtsstaatlicher
Aspekt). Zum zweiten die Frage eines verstarkten Angebots
an sozialen und therapeutischen Hilfen, Beratung sowie Be-
rufs- und SchulbildungsmaBnahmen (sozialstaatlicher
Aspekt), und zum dritten die Frage der Zustandigkeitsrege-
lung im Verhalinis von Haftrichter, Staatsanwalt und An-
staltsleiter (rechispraktischer Aspekt), wo vor allem die Voll-
zugspraktiker flir eine starkere Kompetenzzuweisung, ins-
besondere was die Ausgestaltung des Vollzugsalltags anbe-
langt, zu ihren Gunsten fordern®?.

Dabei kénnte die Abgrenzung von MaBnahmen der Voll-
zugsgestaltung, die grundsatzlich dem Anstaltsleiter (iber-
tragen werden sollen, und der Verfahrenssicherung im Ein-
zelfall Schwierigkeiten bereiten®®. Deshalb erscheint der
Vorschiag des Bundeszusammenschlusses®, z.B. die Kon-
trolle des Brief- und Besuchsverkehrs widerruflich auf den
Anstaltsleiter zu deligieren, bedenkenswert, da hierdurch
die Verantwortlichkeit des Haftrichters nicht ausgehéhlt wiir-
de. Eine zu starke Konzentration von Machtbefugnissen
beim Anstaltsleiter birgt die Gefahr einer zu gro3en Anglei-
chung der Rechtsbeschrankungen von Untersuchungsge-
fangenen an diejenige von Strafgefangenen.

8. Reformen des Untersuchungshaftvoll-
zugs vor Inkrafttreten einer geseltzlichen
Neuregelung®®

Schon im Vorgriff auf eine gesetzliche Neuregelung kénn-
ten die Lebensbedingungen in U-Haft durch eine restriktive
Auslegung des § 119 Abs. 3 StPO verbessert werden. Aus-
gangspunkt muBte insoweit der Grundsatz moglichst unbe-



schrdnkter Kommunikation mit Personen innerhalb und au-
Berhalb der Anstalt sein, von dem nur jeweils im konkreten
Einzelfall durch richterliche Anordnung Ausnahmen erfol-
gen. So waren in der Regel Untersuchungsgefangene wah-
rend der Freizeit, und sofern eine Arbeit nicht angeboten
werden kann, auch wahrend der Arbeitszeit, UmschluB und
andere Moglichkeiten der Kommunikation zu gewéahren.
Fernseh- und Rundfunkgerate (einschlieBlich UKW) sollten
grundsatzlich gestattet und nur bei konkret drohender MiB-
brauchsgefahr untersagt werden. Soweit lediglich der Haft-
grund der Flucht bzw. Fluchtgefahr vorliegt, erscheinen
Kommunikationsbeschrankungen bezogen auf andere Un-
tersuchungsgefangene nicht begrindbar. Aber selbst bei
Verdunkelungsgefahr miiBten entsprechende MaBnahmen
etwa ahnlich dem Vorschlag des Arbeitskreises Strafpro-
zefBreform (s.o. 7.) zeitlich begrenzt werden. Jede Untersu-
chungshaftanstalt solite eine ausreichende Zahi von &ffentli-
chen Fernsprechern einrichten, die die Kommunikations-
mdglichkeiten nach drauBen erleichtern. Auch insoweit sind
Einschrankungen lediglich bei Verdunkelungsgefahr und
dann zeitlich begrenzt zu rechtfertigen.

Angesichts der obenerwdhnten immensen Arbeitslosen-
quoten ist die Verbesserung des Arbeitsangebots ein drin-
gendes Bedlrfnis. In jedem Fall miiBte eine erweiterte Ta-
schengeldregelung und die zur Verfligungstellung von aus-
reichenden Uberbriickungsgeldern fiir den Fall einer kurzfri-
stigen Entlassung bedacht werden. Dies erscheint schon
angesichts der erwahnten hohen Anteile von direkten Neu-
zugangen aus U-Haft bei der Bewahrungshilfe ein auch
quantitativ bedeutsames Problem.

SchlieBlich sollte die Arbeit Externer in der Untersu-
chungshaftanstalt gefordert werden. Dies beinhaltet sowohl
Projekte der freien Straffalligenhilfe zur Untersuchungshaft-
vermeidung bzw. -verkiirzung (Beispiel: Sozialberatung
Stuttgart), als auch die Mitarbeit ehrenamtlicher Betreuer
und Gruppen zur Verbesserung des Freizeitangebots in der
Anstalt. Insoweit und dariiber hinaus sollte der unbeaufsich-
tigte Besuch allgemein den Regelfall darstelien, womit letzt-
lich eine Ausweitung der Mindestbesuchsdauer (z.B. minde-
stens eine Stunde pro Woche) erméglicht wirde. Nicht zu-
letzt sollten die Haftrichter vor allem Jugendlichen, aber
auch bei Heranwachsenden und Erwachsenen in Haft-
sachen verstarkt Pflichtverteidiger beiordnen, um unnétige
und unverhaltnismaBige U-Haft vermeiden zu helfen.

9. Zusammenfassung

Untersuchungshaft wird in der Bundesrepublik trotz eines
seit Anfang 1983 sich abzeichnenden Riickgangs der Bele-
gungszahlen nach wie vor zu haufig und zu fange angeord-
net. Dies ergibt sich zum einen im internationalen Vergleich
und zum anderen im Hinblick auf den Verfahrensausgang,
der in der Halfte der Falle keine zu vollziehende Freiheits-
strafe ergibt und in beachtlichem Umfang Untersuchungs-
haftzeiten von mehr als drei Monaten bzw. von im Verhaltnis
zur verhangten Freiheitsstrafe langerer Dauer beinhaltet.
Insbesondere bei einigen Delikten wird die grundsétzliche 6-
Monats-Obergrenze bei jedem dritten Fall iberschritten.

Alternativen zur Untersuchungshaft sind durch konkrete
Betreuungs- und Wohnungsangebote zu intensivieren, obli-
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gatorische Rechtsberatung und sozialarbeiterische Haftent-
scheidungshilfen kdnnten den weiten Definitionsspielraum
fiir die Annahme von Flucht bzw. Fluchtgefahr, die 1983 ca.
96% der Haftgriinde betrafen®®, einengen helfen. Wesentli-
che qualitative Verbesserungen der Situation im Untersu-
chungshaftvollzug werden sich — ebenso wie im gesamten
Strafvollzug — nur lber eine quantitative Begrenzung bzw.
Reduzierung des betroffenen Personenkreises realisieren
lassen. Soweit Behandlungs- und Betreuungsangebote we-
gen der zu beachtenden Unschuldsvermutung lediglich auf
freiwilliger Basis oder z.B. im Rahmen eines einvernehmili-
chen vorlaufigen Strafvollzugs organisiert werden, bestehen
keine rechtsstaatlichen Bedenken. Als die Rickfallquote be-
einflussendes Resozialisierungsprogramm erscheinen der-
artige Programme allerdings i.d.R. ungeeignet und allen am-
bulanten Alternativen unterlegen. Wichtiger — und dies zei-
gen auch die Erfahrungen von Modellen der Friihhilfe im
Ausland — scheinen jedoch die praktische Hilfe bei akuten,
durch die Inhaftierung verursachten Problemen zu sein, fir
deren Realisierung das Personal in vermutlich allen Unter-
suchungshaftanstalten vermehrt werden miBte. Darlber
hinaus ist die Arbeit externer Helfer zu erleichtern und so ei-
ne personenbezogene Bricke zur Freiheit zu schaffen.

Ob im gegenwaértigen Zeitpunkt einige der eher innovati-
ven Reformiiberlegungen im Rahmen von Gesetzesinitiati-
ven eine Realisierungschance haben, muB offen bleiben.
Mbglicherweise wird man angesichts des bisherigen Ver-
laufs von Reformdiskussionen im Strafvollzug eher skep-
tisch sein mussen. Ohne die Grundgedanken dieser Re-
formvorschlage aus den Augen zu verlieren, solite man sich
daher verstarkt auf das im Rahmen des geltenden Rechts
Machbare konzentrieren und dabei die konkrete Rechtsan-
wendung nach Prinzipien der VerhaltnismaBigkeit stets be-
sonderer Priifung unterziehen.

Anmerkungen

1) Vgl. hierzu den Tagungsbericht von der 4. Alsberg-Tagung des Deut-
schen Strafverteidigers e.V. am 18./19. 11. 1983 in Bonn, in: Strafverteidiger
4 (1984), 48 1.; ferner z.B. Wiegand 1983, 437 ff.

2) Vgl. 2.B. Diinkel/Rosner 1982, 27 ff.; Kaiser 1984, 306 {.; Miller-Dietz
1984, 81 m. jew. w. N.

3) Miiller-Dietz 1984, 87.

4) Vgl. zuletzt den Arbeitsentwurf fir ein Jugendstrafvollzugsgesetz vom
1. 6. 1984, zusammenfassend hierzu Diinkel 1985, 179 ff.

5) Vgl. Engelhardt in: Recht, Informationen des Bundesjustizministers
1983, 44.

6) Vgl. Arbeitskreis SirafprozeBreform 1983; Jung/Miiller-Dietz 1983.
7) Vgl. Baumann 1981; Ddsch/ u.a. 1982.
8) Vgl. BVerfGE 32, 87, 93.
9) Vgl. Eisenberg 1982, Rdnr. 3 2u § 72.

10) Vgl. BVerfGE 33, 1 ff.; zu verfassungsrechtlichen Fragen von Grund-
rechtsbeschrankungen im Untersuchungshaftvollzug vgl. auch BVerfG NIW
1981, 1943 ff. und Bockwoldt 1982, 153 ff., die § 119 Abs. 3 StPO generell
nicht als ausreichende gesetzliche Grundlage ansieht.

11) Vgl. BVerfG NJW 1981, 1943 ff. und oben Anmerkung 10.

12) Vgl. OLG Stuttgart NJW 1974, 759; Bshm 1977, 90 {.; Calliess/Mtiller-
Dietz 1983, Rdnr. 1 zu § 177 m.w.N.

13) am 28. 2. 1985 allerdings nach einem erheblichen Riickgang nur noch
24,5%.

14) Vgl. hierzu Dinkel/Rosner 1982, 411, die Zahlenangaben wurden un-
veroéffentlichten monatlichen Belegungsstatistiken des Bundesjustizministe-
riums entnommen.

15) Vgl hierzu auch Diinke/ 1984, 312,
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16) Vgl. ausfihrlich Diinkel 1985, 162 ff.

17} Vgl. ausfihrlich Kreuzer 1978, 339 ff.; Schulz 1981, 402 ff.; Wolter
1981, 469 (mit Hinweisen auf Ahnliche Praktiken im Ausland); Schumann
1984, 324.

18) Berechnet nach Strafverfolgungsstatistik 1983, 50, 74, 96.
19) 1984, 39.
20) Vgl. hierzu Blumenberg 1978, 139 ff.

21) Vgl. zusammenfassend Kury 1981; zu den Haftbedingungen der drei
verglichenen Abteilungen Mannheim, Rastatt und Freiburg vgl. B. Busch
1980.

22) Vgl. zusammentassend Diinkel 1982, 166 ff.; zur baden-wirttembergi-
schen Einrichtung SchioB Stutensee vgl. Post/Blumenberg 1983.

23) Berechnet nach Strafverfolgungsstatistik 1983, 50 f.; vgl. hierzu auch
ausfihrlich Wolter 1981, 466 ff.; ferner Diinkel 1984, 312; Miiller-Dietz 1984,
80.

24) Vgl. SpieB 1982, 591.

25) Berticksichtigt man richtigerweise nur die Freiheitsstrafen ohne Be-
wahrung, so verdoppelt sich dieser Anteil auf etwa 13%.

26) Die entsprechenden Zahlen werden in der Strafverfolgungsstatistik
erst seit 1976 ausgewiesen, vgl. zur Entwicklung allgemein und insbesondere
zum Betdubungsmittelbereich Diinkel 1985a.

27) Vgl. Bhm 1977, 88, der drei bis vier Monate angibt; in der Untersu-
chung von B. Busch 1980, 358 ff. beziiglich der Jugendabteilungen in Mann-
heim, Rastatt und Freiburg waren es zwei Monate; dhnlich Kreuzer 1978, 339
mit Hinweis auf weitere Untersuchungen; ferner Carstensen 1981.

28) Vgl. hierzu den Bericht der Bundesregierung in Bundestagsdrucksache
10/843 sowie Dinkel 1985a.

29) Vgl. austiihrlich Jung 1983, 80 ff. m.w.N.; eine umfassende Bestands-
aufnahme ausgangs der 60er Jahre wurde bereits von Jescheck/Krimpel-
mann 1971 vorgelegt; vgl. ferner Woiter 1981, 453 ff.

30) Vgl. Scholten/ten Siethoff 1985, 565 ff.

31) Vgl. die Nachweise bei Jung 1983, 85.

32) Vgl. z.B. die Hinweise bei Wolter 1981, 452 ft.

33) 1983, 84 ff.; ahnlich Wolter 1981, 458 m.w.N.

34) Vgl. hierzu Schubarth 1979, 295 ff.; Woiter 1981, 498 ff.

35) Vgl. hierzu zusammenfassend Diinkel 1983, 447 ff. m.w.N.; in Hessen
hat die dortige Arbeitsgruppe Kriminalpolitik im Sommer 1984 die Einrichtung
zweier Modellprojekte zur Haftentscheidungshilfe in Frankfurt und GieBen
vorgeschlagen, vgl. Hessischer Landtag, AusschuBvorlage UJV/11/19, RIA/
11/33 vom 13. 8. 1984, S. 118 {.; als beispielhaftes Praxismodell kann inso-
weit auf die Arbeit der Jugendgerichtshilfe Aachen verwiesen werden, die bei
Festnahmen Jugendlicher sofort informiert wird und bei Vorfuhrungen zum
Haft- oder Jugendrichteri.d.R. anwesend ist, vgl. hierzu Matenaer 1985, 21 ff.

36) Vgl. hierzu die Beitrage in Heft 1/1981 der Zeitschrift ,,Bewahrungshil-
fe*; ferner Plemper 1979.

37) Vgl. hierzu Diinkel 1984 a, 227 ff. m.w.N.

38) Vgl. Dinkel 1983, 450; zum Modell der Jugendgerichtshilfe in Aachen
vgl. Matenaer 1983, 21 ff.

39) Vgl. Tigges/Nuijten-Edelbroek 1983, 355 ff.

40} Vgl. zur Konzeption Dinkel/Rosner 1982, 2 f.; an der schriftlichen Be-
fragung samtlicher Anstalten des Erwachsenenstraf- und Untersuchungs-
haftvollzugs beteiligten sich allerdings nur die folgenden sieben Bundeslan-
der: Baden-Wurttemberg, Berlin, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz und das Saarland; die Befragungsergebnisse beziehen sich auf
den 31. 3. 1981.

41) Vgl. Jehle 1985.

42) Eine ausfilhrliche Auswertung der jeweiligen Vollstreckungsplane der
Bundestander findet sich bei Diinkel 1985, 159 f.

43) Vgl. Jehle 1985, 246.

44) Vgl. Jehle 1985, 2031, 210 ft.

45) Vgl. Jehle 1985, 243 1.

486) Die Arbeitslosenquote betrug in Heilbronn und Ulm bei den befragten
Untersuchungsgefangenen 77%, vgl. Jehle 1985, 228 ff.

47) Vgl. zu der heftigen Kritik Ende der 60er Jahre z.B. Baumann 1969, 134
ff., Klug 1969, 1 ff.; die Begrindung des Arbeitskreises StrafprozefBreform
1983, 32 ff., 41 ff. knlipft an die damals geduBerten rechtsstaatlichen Beden-
ken an. :

48) Weiterhin soll die grundsatzliche 6-Monatsfrist (§ 21) gelten, zusatzlich
eine absolute Hachstfrist von zwei Jahren (§ 22 Abs. 2) bis zum Beginn der
Hauptverhandlung, was relativ hoch erscheint, wenn man die erwdhnte nie-
derlandische Regelung (112 Tage) zum Vergleich nimmt, vgl. oben Anmer-
kung 30.

49) Allerdings mochte der Arbeitskreis StrafprozeBreform 1983, 185 ff.
nach Vorbild des skandinavischen Ombudsmannes ein Kontrollorgan schaf-
fen.

50) Vgl. die Stellungnahme des Fachausschusses | des Bundeszusam-
menschlusses fir Straffalligenhilfe in Jung/Mtiller-Dietz 1983, 19 1.

51) 1984, 84 ff.

52) Vgl. insbesondere Ddschl u.a. 1982; starker einschrdnkend Baumann
1981; Miller-Dietz 1984, 86 f.

53) Vgl. Kaiser 1984, 311.

54) In Jung/Miiller-Dietz 1983, 30.

55) Die folgenden Ausfiihrungen basieren weitgehend auf einem im Rah-
men der Arbeitstagung fir Justiz- und Volizugsbedienstete vom 19./20. 4.
1985 in Bremen-Lilienthal (Niels-Stensen-Haus) entwickelten Forderungska-
talog; ich danke Pastor Horst Liitten, Bremen, flr zahlreiche Hinweise und
Anregungen.

56) 38.743 der 40.372 im Jahre 1983 Abgeurteilten mit Untersuchungshaft
(= 95,6%) saBen wegen Flucht oder Fluchtgefahr ein, vgl. Strafverfolgungs-
statistik 1983, 48 f.
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Kunst und Sozialisierung

Werner Pelrowicz

Das Projekt ,Kunst und Sozialisierung” des landesge-
richtlichen Gefangenenhauses Innsbruck wurde mit einer
Ausstellung von Bildern und Plastiken Gefangener unter
dem Motto ,Kunst hinter Gittern — Haftlinge wenden sich an
die Gesellschaft” gestartet. Ein anlaBlich der Vernissage am
15. 7. 1985 herausgegebenes Buch mit einem Vorwort zum
Projekt, 8 Farb- und 14 Schwarz-WeiB-Abbildungen der be-
sten Werke der Ausstellung, kommentiert mit Gedichten Ge-
fangener wurde an zahlreiche Institutionen, Gruppen, Fach-
zeitschriften und die Massenmedien versendet, um die fach-
liche und allgemeine éffentliche Diskussion anzuregen. Die
folgenden drei Beitrage sollen das Projekt in psychologi-
scher, sozialer und kinstlerischer Sicht naher erklaren.

Kunst zur Sozialisierung Straffélliger diagno-
stisch und therapeutisch nutzbar gemacht

Die sogenannte ,art-therapy“ kennt die Psychiatrie als
hochentwickelte Form der Beschéftigungstherapie schon
seit lAngerer Zeit. Mit ihr wird neben gruppentherapeuti-
schen Wirkungen besonders die Darstellung von Komplex-
material und die befreiende Wirkung der Gestaltung thera-
peutisch beabsichtigt. Psychoanalytische Theorien oder Hy-
pothesen der Bedeutung der Kultur fiir den Menschen zur
Beherrschung seiner Triebe, des Abwehrmechanismus der
Sublimierung und die Katharsishypothese bilden die Grund-
lage dieser Therapieform. Die Sublimierung verdient als
harmlosester und gestindester Abwehrmechanismus gegen
die Angst die gréBte Beachtung. Der Angstreduzierung wie-
derum kommt gerade im Gefangnis gréBte Bedeutung zu,
was nicht ndher ausgefihrt werden muf3.

Kunsttherapie kann von den Insassen von Gefangnissen
mit einfachsten Mitteln und in Selbsttherapie ausgelbt wer-
den, was bei den beschrankten Méglichkeiten der Haft von
Vorteil ist. Bei Drogenabhangigen, deren Zahl in Haft standig
im Steigen begriffen ist, wird der ,kreative Rausch* als Dro-
genersatz empfohlen. Im Sinne psychoanalytischer Kurz-
therapien steuert der Therapeut in gréBerem AusmaB Deu-
tungen bei, die die Insassen selbst nur zum Teil oder nicht
gefunden haben.

Ausdricklich betont sei, daB die Heranbildung von Kinst-
lern (Malern, Bildhauern, Dichtern, Musikern oder Schau-
spielern) nicht primar angestrebt wird, als Nebenwirkung
aber nicht unerwiinschtist. So hebt sich die Kunstin Haft aus
der reinen Freizeitgestaltung heraus und sollte zu einem
sinnvollen Therapiekonzept umfunktioniert werden.

Die Kunst Gefangener spiegelt, wie zu erwarten, das Erle-
ben in Haft, einer Extremsituation, wider. Unfreiheit, Aggres-
sion, Depressivitat, Sexualitat, Wunschtridume, Phantasien,
Sucht, Isolierung, Angste usw. kehren als Themen bestén-
dig wieder. Von der kriminologischen Forschung werden
Straffalligen Gberhaupt Personlichkeitsmerkmale erhdhter
Aggressivitat, sofortiger Befriedigung spontaner Bedirfnis-
se bei geringer Ausdauer und Belastbarkeit, mangelnder
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Realitatskontrolle, der Bindungslosigkeit usw. zugeschrie-
ben. Wie ein psychologischer Test kann die Kunst diese
messen und individualdiagnostisch nitzlich werden.

Kunst im Dienste der Information und
sozialer Aufgaben der Justiz

Die Offentlichkeit erhalt von den Massenmedien die wi-
derspruchlichsten Informationen und Extrempositionen
Uber den Strafvollzug vermittelt und wird so mehr und mehr
verunsichert. Die authentischen und ungeschminkten Zeug-
nisse der Insassen selbst férdern die Wahrheit zu Tage und
vermdgen am besten zu informieren.

Die Kunst erweist sich (iberhaupt als ideales Medium, vor
allem Malerei, Plastik und Dichtung, um die Kommunika-
tionsprozesse zwischen Gefangenen und Gesellschaft zu
fordern. Nach psychoanalytischer Ansicht vermag der
Kinstler, in unserem Falle der Gefangene, durch sublimato-
rische Verkleidung seiner Wiinsche als auch durch formale
Schénheit des Kunstwerkes im Kunstbetrachter, also der
Gesellschaft, Gefiihle anzusprechen. Identifikation und Pro-
jektionsprozesse in der Vielschichtigkeit des Werkes, das
verschiedene Interpretationen eréffent, sowie Symbolik des
Kunstwerkes helfen die Kluft zwischen dem Kunstbetrachter
und dem Inhalt des Kunstwerkes zu tberbricken. Mit den
Mitteln der Kunst wird es erméglicht, Konflikte darzustellen,
ohne einen offenen Konflikt mit der Gesellschaft auszulé-
sen. Dabei werden ,,positive” Konzepte (iber den Gefange-
nen als leistungsorientierten und begabten Menschen ge-
nauso von der Gesellschaft angenommen wie ,negative”,
die den Gefangenen mit seinen Problemen und Schwachen
zeigen. Nicht immer unterscheidet sich namlich die Welt des
Kriminellen so wesentlich von der des ,,Normalbiirgers”.

Therapie allein genlgt oft nicht, um den Gefangenen nach
seiner Entlassung vor einem Rickfall zu bewahren. Erbené-
tigt mehr denn je den Rickhalt in der Gesellschaft, in die er
zurlickkehrt, soll er nicht in eine isolierte Au3enseiterposi-
tion abgleiten.

Kunst Gefangener
kunstwissenschaftlich analysiert

Will man die Deutung der Kunst des 20. Jahrhunderts
nicht dem nachsten Jahrhundert vorbehalten, kénnte man
sie als ,Kunst der Angst vor der Existenzbedrohung” be-
zeichnen. Gerade in diesem Zusammenhang wirde dann
der Getangniskunst ein gebiihrender Platz in der Kunst des
20. Jahrhunderts zukommen. Nicht zuféllig findet sie nam-
lich ihren Ausdruck im Phantastischen Realismus, sei es
nun in aggressiv-derber oder lyrisch-subtiler Weise. Phanta-
stische Realismus gilt als praziser Ausdruck unbestimmter
Angste. In gleicher Weise drangt auch die Plastik in der Ge-
fangniskunst zu diesem Kunststil.

Onhne die Dichtkunst Gefangener vollstandig analysieren
zu kénnen, sei nur auf einige typische Merkmale hingewie-
sen. Wortwiederholungen, wie sie haufig vorkommen, gel-
ten als bekanntes Mittel, um die Aufmerksamkeit des Zuhé-
rers zu erregen. Substantive und Verben werden eher be-

vorzugt als Adjektive und Umstandsworter, was auf Depres-
sivitat schlieBen 1aBt. SchiieBlich wird ungereimte Lyrik in
Form freier Rhythmik verwendet, was die Kunstpsychologie
als Spannungsgeladenheit deuten wirde.

Weitere Kunstgattungen, besonders die Musik, wéaren
Gegenstand interessanter Untersuchungen.

- Die Verarbeitung von Konflikten kann bei jedem von uns
Motivation zu kreativer kiinstlerischer Gestaltung sein. Dro-
genabhangige dirften aber bevorzugt zu diesem Mittel grei-
fen, da sie unter den Kunstlern der Gefangniskunst (iberre-
prasentiert sind.




Psychotherapie bei sexueller

Delinquenz
Ein Tagungsbericht

Waltraud Zillig

Anders als andere Tatergruppen vermitteln Sexualdelin-
quenten im Strafvollzug dem Psychologen — wie chiffriert
auch immer — haufig den Wunsch sich zu offenbaren, Klar-
heit Uber sich zu gewinnen und Hilfe zu bekommen. Die Er-
fahrung, daB die meisten von ihnen das offene Gesprach zu-
nachst angstlich flirchten und abwehren und sich auch
selbst nicht ausdricklich um psychotherapeutische Hilfe be-
muhen, widerspricht dem nicht. Wenn das MiBtrauen tber-
wunden wird und eine tragféhige Beziehung entsteht, dann
gelingt es nicht selten, den Klienten in einen Dialog mit sich
selbst eintreten zu lassen, in dessen Verlauf es darum geht,
den Kontakt zu problematischen und abgespaltenen Per-
sonlichkeitsanteilen wiederherzustellen. Ein Klient, der in-
nerhalb der Therapie an einem entscheidenden Wende-
punkt zum ersten Mal Schmerz und Trauer Uber jahrelange
Ablehnung und Zuriickweisung durch die Mutter erlebt hat-
te, driickte es so aus: , Plotzlich habe ich meine Gefiihle wie-
der!" Was er aber verloren hatte, war die GewiBheit (iber
sich selbst. Was er erkannt hatte war, daB er verschieden
war von dem, fir den er sich vorher gehalten hatte. Der Ver-
lust des Selbstverstandlichen und das ,seelische Erdbe-
ben®, das damit einhergeht, bildet den Ausgangspunkt, von
dem an jemand damit beginnen kann, sich selbst in Frage zu
stellen und neu zu erforschen. Auch die Straftat tritt unter der
neuenm Beleuchtung in ganz anderer Weise in Erscheinung.

Wieso ist dennoch die Meinung: ,,Denen ist ja doch nicht
zu helfen!” so weit verbreitet und nahezu unerschiitterlich?
Eine befriedigende Antwort auf diese Frage hatte viele
Aspekte zu berlcksichtigen. Ein Gesichtspunkt ist aber oh-
ne Zweifel die Tatsache, daB der Therapeut der sich im Straf-
vollzug mit Sexualdelinquenz beschéftigt, isoliert dasteht.
Fortbildungsmaéglichkeiten fehlen und zur Finanzierung von
dringend notwendiger Supervision mangelt es an Geld. Die
Therapeuten werden mit den zumeist schwer gestérten
Klienten allein gelassen. Die Mdglichkeit, Uber den thera-
peutischen Prozef zu reflektieren und sich der eigenen und
der Rolle des Klienten bewuBtzuwerden, fehlt. DaB auf die-
sem Boden Resignation und Zynismus, aber auch ,Helfer-
tum* und unangebrachter Optimismus als zwei Seiten der-

selben Medaille gut gedeihen, verwundert nicht.

Ein erster Lichtblick in dieser Situation war ein Wochen-
endseminar zur Psychotherapie bei sexueller Delinquenz,
das im Januar in Hamburg stattfand. Das Interesse an der
Thematik des Seminars war unter den mit Sexualstraftatern
befaBten Arzten und Psychologen erwartungsgeman grof3.
Die ca. 130 Teilnehmer kamen schwerpunktmagig aus Voll-
zugsanstalten und Landesklinikern, aber auch aus freien
Praxen. Organisatoren der Tagung waren Mitarbeiter des an
der Abteilung fiir Sexualforschung der Psychiatrischen und
Nervenklinik der Universitdt Hamburg durchgefiihrten For-
schungsprojekts: ,,Psychotherapie von Sexualstraftatern®:
Prof. Eberhard Schorsch, Dipl.-Psych. Gerlinde Galedary,
Dipl.-Psych. Margret Hauch, Dr. med. Antje Haag und Dipl.-
Psych. Hartwig Lohse.
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Das Einflihrungsseminar hielt Prof. Eberhard Schorsch
zum Thema: ,Zur Psychodynamik von Perversionen®.
Schorsch pladierte fur die Weiterbenutzung des Begriffs der
Perversion in enger Definition. Der Begriff der ,sexuellen
Deviation“ sei keine Alternative. Wahrend der Perversions-
begriff in psychoanalytischer Erklarungs- und Denktradition
stehe und auf die intrapsychische Dynamik abziele, beziehe
sich der soziologische Begriff der sexuellen Deviation auf
das abweichende Verhalten.

In der Perversion &uBere sich ,sexualisierte Aggression*.
Kennzeichnend sei also die Bindung destruktiver Impulse an
sexuelle Erregung. Diese Verbindung sei aber auch der nor-
malen Sexualitat inharent; die Ubergange zwischen ,nor-
mal“ und ,pervers” seien insofern flieBend.

Schorsch verwies in diesem Zusammenhang auf die The-
sen des amerikanischen Psychoanalytikers Stoller: Im sexu-
ellen Kontakt finde eine symbolische Rekonstruktion eines
Stlicks der eigenen traumatischen Geschichte statt. Es wer-
de versucht, die kindlichen Traumata und Niederlagen unge-
schehen zu machen, sie zu iiberwinden, zu verschleiern. Da
es darum gehe, die erlittenen Niederlagen im Orgasmus in
Triumphe umzuformen, sei diesem Konzept das Element
der Feindseligkeit zum Zwecke der Angstabwehrimmanent.
Die momentane und symbolische Konfliktldsung kénne al-
lerdings keine dauerhafte Uberwindung der kindlichen Trau-
mata bewirken, weshalb der Perverse zu fortdauernden
Wiederholungen genétigt sei.

Neben der Angstabwehr gehe es in der normalen wie der
perversen Sexualitdt um Wunscherfillung. Sehnsichte
nach Vollkommenheit, Ahnungen von frilherem infantilem
Gluck wirden im Orgasmus wiedererlebt. Die Aufhebung
der Ichgrenzen, Kontrollverlust, Verschmelzung und Sym-
biose klinge im Orgasmuserleben fliichtig an.

Sowohl| der Aspekt der Angstabwehr als auch der der
Wunscherfillung spiele in intra- und interindividuell unter-
schiedlichem AusmalB in der perversen und in der normalen
Sexualitdt eine Rolle. Die Ubergange seien zwar flieend,
jedoch sei in der perversen Sexualitat die Aggression im
Dienste der Angstabwehr von besonderer Bedeutung.

Neben den intrapsychischen Aspekt der Betrachtung
stelite Schorsch den Beziehungsaspekt des Sexuellen. Das

Sexuelle sei — auch in Selbstbefriedigung und sexueller
Phantasie — grundsatzlich auf ein Gegeniiber orientiert. Aus
Spuren von Erinnerungen konstituiere sich eine Art Urtypus
dessen, was als sexuell angenehm erlebt werde. Diese
Grundmatrix beziehe sich beispielsweise auf das AuBere
des Partners, auf sexuelle Verhaltensweisen, auf Bezie-
hungstypen usw. und manifestiere sich am deutlichsten in
den sexuellen Phantasien. Der reale Partner werde an der
imaginaren Vorgabe gemessen und erscheine zwangslaufig
defizitér. In der Verliebtheit werde der Hiatus zwischen psy-
chischer Matrix und Realitat evitl. kurzzeitig Uberbriickt. Die
Chancen zur Uberwindung dieses Widerspruchs seien um-
so geringer, je starrer die Matrix sei. Zum Wiederholungs-
zwang komme es durch den fortwdhrenden Versuch, der
imaginaren Vorgabe zur Wirklichkeit zu verhelfen. In der
Licke zwischen Matrix und Realitat niste Aggression.
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Im weiteren Verlauf machte Schorsch einige ,Bemerkun-
gen zur perversen Symptombildung”: Das perverse Sym-
ptom sei ein Versuch, Defekte auszugleichen, eine Art Re-
paratur im Psychischen. Schorsch unterschied nach dem
Ort der Manifestation
1. intrapsychische Symptombildung

(Angste, Phobien usf.)
2. extrapsychische Symptombildung, wobei die Konflikte
projeziert und ausagiert werden:

— psychosomatische Symptombildung,

— soziale Symptombildung (z.B. kriminelles Handeln als

Mittel zur Spannungsreduktion).

— perverse Symptombildung:

Kennzeichnend sei

— die Sexualisierung von Konflikten:
Wegen der Befreiung von destruktiven Impulsen fin-
de nicht selten eine Entlastung und Stabilisierung in
den nicht-sexuellen Erlebnisbereichen statt. Der Per-
verse biete daher haufig das Bild besonderer Ange-
paBtheit.

- die Ritualisierung:
Das perverse Symptom sei in der Regel starr und un-
flexibel. Es sei die ,Inszenierung der magischen
Phantasie".

— die Pradominanz des oben beschriebenen intrapsy-
chischen, narzistischen Aspektes der Sexualitat:
Der Beziehungsaspekt fehle weitgehend oder sei de-
formiert.

Am ehesten verstandlich werde das perverse Symptom,
wenn man es als eine Art komplizierter Chiffre betrachte, die
nur unter Berlcksichtigung der individuellen Entwicklungs-
bedingungen zu entziffern sei. Exemplarische Dechiffrierun-
gen: Die normalerweise gefiirchtete Niederlage in der Kon-
frontation mit der erwachsenen Frau verwandle sich im sym-
bolischen Ritual des Exhibitionismus in einen Sieg. Der Voy-
eur garantiere sich durch das Fehlen des Beziehungs-
aspekts Triumph und Allmachterleben im prickelnden Gefiihl
der Heimlichkeit.

Eine generelle Aussage Uber psychotherapeutische Még-
lichkeiten bei sexueller Delinquenz sei wegen der grofien
Verschiedenartigkeit kaum moglich. Allenfalls sei folgendes
Kontinuum mit zunehmend schlechterer Therapieprognose
postulierbar:

1. wenig gestdrte, noch gut integrierte Patienten mit eng
umschriebenen kontraphobischen Symptomen,

2. depressive Patienten,

3. Patienten mit ausgepragter Depressionsabwehr,

4. schwer gestdrte Patienten mit dissozialer Entwicklung
und ausgepragter Personiichkeitsproblematik im Sinne
herkdmmlicher Neurosemodelle.

AbschlieBend machte Schorsch einige Anmerkungen zur

Perversionsbildung als einem typisch mannlichen Phano-

men.

Im AnschluB an das Referat Schorschs tagten parallel vier
Supervisionsgruppen, in denen jeweils einzeine Teilneh-
mer Félle aus der eigenen Praxis vorstellen konnten.

In meiner Gruppe stellte ein Kollege aus einer sozialthera-
peutischen Jugendstrafanstalt seine psychotherapeutische

Arbeit mit einem jugendlichen Gefangenen dar, der wegen
Vergewaltigung einsitzt. Die Supervision durch das Trainer-
team Margret Hauch und Reinhard Kleber sowie durch die
teilnehmenden Kollegen deckte insbesondere Beziehungs-
probleme zwischen einem ,therapiemotivierten” Therapeu-
ten und einem in Grunde an etwas v6llig anderem interes-
sierten Klienten auf. Ebenfalls offenkundig wurden Proble-
me im Umgang mit dem ,heiklen“ Thema Sexualitat und Ab-
wehrstrategien beim Therapeuten.

Nach der Pause hielt die in der Hamburger Sexualbera-
tungsstelle tatige Diplom-Psychologin Margret Hauch ein
Referat zum Thema: ,Molivationsproblematik und the-
rapeutische Beziehung®. Anknlpfend an die Ergebnisse
der Supervisionsgruppe verwies sie zunachst auf eine der
Hauptgefahren: in der therapeutischen Arbeit mit Sexualde-
linquenten: die Gefahr der Verkehrung der therapeutischen
Situation. Nicht der Klient wolle mehr etwas vom Therapeu-
ten, sondern der Therapeut wolle mehr und mehr etwas vom
Klienten und gerate so in dessen Abhangigkeit.

Es falle auf, daB Patienten mit perverser Symptomatik sel-
ten psychotherapeutische Hilfe suchten. Aus psychologi-
scher Sicht kdnne es zum Verstandnis dieser Tatsache bei-
tragen, wenn man sich den doppelten Druck vergegenwarti-
ge, unter dem diese Klienten stiinden: Neben der Angst vor
Strafe hatten sie es auch noch mit der Angst vor der eigenen
Unberechenbarkeit zu tun und seien daher bemdht, die nar-
zistische Krankung zu verleugnen, die aus der Erkenntnis
erwachsen konne, nicht ,Herr im eigenen Haus" zu sein. Zu
der Furcht vor Strafe und Unverstédndnis trete das eigene
Gefiuhl des Entwiirdigtseins. .

Aus der Sicht des Therapeuten seiinsbesondere die para-
doxe Ausgangslage problematisch: therapeutische ldentitat
unter antitherapeutischen Rahmenbedingungen. Das Be-
mihen des Therapeuten, das perverse Symptom in seiner
Funktion fiir den Klienten zu verstehen, gerate durch den Er-
folgsdruck, unter dem er weit mehr als bei anderen Klienten
stehe, in Gefahr. Nicht selten gefahrde aber auch die ,Ver-
werflichkeit“ des Delikts den Therapeuten in seiner Loyalitat
zum Klienten und verhindere das Entstehen einer therapeu-
tischen Beziehung. Das Zustandekommen einer therapeuti-
schen Beziehung sei aber wichtigste Voraussetzung und
Hauptagens des Therapieerfolges.

Probleme des Erstkontakts:

— Klienten mit perverser Symptomatik seien nicht selten ex-
trem miBtrauisch. Fir jeden Therapeuten sei aber miB-
trauische Zuriickweisung eine Krankung, mit der umzu-
gehen er zunachst lernen misse. Es sei unabdingbar,
daB der Therapeut in der Lage sei, MiBtrauen zuzubilli-
gen.

— Eine andere Gruppe von Klienten komme mit nahezu ma-
gischen Heilserwartungen. Dies schmeichle dem Thera-
peuten und stimuliere seine Omnipotenzwiinsche. Auch
der Umgang damit misse gelernt werden.

— Der (iberwiegende Teil der Klienten betrachtet die psy-
chotherapeutische Situation analog zur somatischen
Therapie und sehe sich selbst in einer passiven Rolle. Der
Therapeut stehe in Gefahr, zum ,Versorger" des Klienten
zu werden, statt inm die aktive Rolle zuzuweisen.



— Der Therapeut misse extrem wachsam gegenliber dem
widerstandigen Agieren und den damit verbundenen Ver-
suchen des Klienten sein, den Therapeuten als Instanz
zur Bewaltigung auBerer Schwierigkeiten (Urlaub, Entlas-
sung) fur sich einzuspannen. Verweigerung verhindere
oft das Zustandekommen einer therapeutischen Bezie-
hung von vornherein.

— Die Thematisierung des Symptoms im Erstkontakt kénne
sowohl erwartet als auch gefiirchtet werden. Der Erleich-
terung, offen sprechen zu kénnen, stlinden meist Scham-
und Schuldgefuhle gegeniiber.

—- Die offene Thematisierung der sexuellen Symptomatik
misse als Ergebnis, keinesfalls als Voraussetzung des
therapeutischen Kontakts betrachtet werden.

Margret Hauch verwies auf die Notwendigkeit, das gangi-
ge Motivationsmodell zu revidieren. Die Diagnose ,man-
gelnde Therapiemotivation® werde nicht selten als Waffe ge-
gen unbequeme Patienten benutzt. Es sei notwendig alle
Therapiebeweggriinde aufzugreifen und — von dieser Basis
ausgehend — eine therapeutische Beziehung herzustellen.
Es sei kein brauchbarer Zugang, echte und unechte Beweg-
grinde zu unterscheiden. Der in 80% der Falle erkennbare
Leidensdruck werde oft getrennt von der perversen Sympto-
matik erlebt und korreliere nicht mit der Mitarbeitsbereit-
schaft. Es sei ein sehr viel nitzlicherer Zugang, wenn statt
der Frage ,Therapiemotivation” der Therapeut die Frage in
den Mittelpunkt stelle: ,Erscheint es mir méglich, zu diesem
Klienten eine therapeutische Beziehung aufzubauen?*

Die Therapierbarkeit zeige sich nicht beim Erstkontakt
und sie zeige sich auch nicht beim Scheitern mit einem be-
stimmten Therapeuten.

In der folgenden Kleingruppensupervision stellte eine
Kollegin aus einer Jugendstrafanstalt ihre therapeutische
Arbeit mit einem verheirateten jungen Mann dar, der wegen
einer Vergewaltigungsserie einsitzt und bei dem eine erheb-
liche Mannlichkeitsproblematik bei starker und ambivalenter
Mutterbindung zu beobachten ist. In der Supervisionsarbeit
kristallisierte sich die Erkenntnis heraus, daf3 die Therapeu-
tin in Abgrenzung zur ,bdsen* leiblichen Mutter in die Rolle
der ,guten Mutter* abgerutscht war und damit in den Abhéan-
gigkeitsarrangements des jungen Mannes mitagierte, statt
sie aufzulsen.

In der Arbeit dieser Supervisionsgruppe zeigte sich mit al-
ler Deutlichkeit die Binsenwahrheit, da3 ohne eine qualifi-
zierte Supervision die psychotherapeutische Arbeit mit so
schwer gestérien Klienten nahezu notwendig an den Ge-
genilberiragungen und blinden Flecken des Therapeuten
scheitern muB. Nicht selten liegt das Versagen auf dem
Aspekt, auf den man sich als Therapeut am meisten zugute
halt.

Am 2zweiten Seminartag hielt der als niedergelassener
Psychotherapeut arbeitende Diplom-Psychologe Hartwig
Lohse ein Referat zu , Fragen der therapeutischen
Strategie“: Es bedlrfe keiner speziellen Form der Psycho-
therapie bei sexueller Delinquenz. Bei der Anwendung der
Ublichen therapeutischen Verfahren seien aber die folgen-
den inhaltlichen Gesichtspunkte besonders zu beachten:
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@ Es gehe vorrangig darum, die Verdinglichung des
perversen Symptoms aufzulésen. Flr den Patienten stehe
das perverse Symntom im Zentrum des Erlebens. In seiner
phanomenalen Welt gehe es nicht um Konflikte oder persén-
liches Leiden. Auch flir den Therapeuten bestehe eine grofie
Verfihrung, ,,das Symptom* zentriert und abgesondert von
der Ubrigen psychologischen Welt des Klienten zu behan-
deln (siehe verhaltenstherapeutischer Zugang der 60er Jah-
re).

Das Hamburger Vorgehen grenze sich von diesem einmo-
dalen Vorgehen ausdricklich ab. Auch hier stehe aber die
perverse Symptomatik im Zentrum der Uberlegungen. Sie
werde jedoch als eine Art Chiffre aufgefaBt, in der sich die
Grundthemen und -angste des Klienten eine Ausdrucks-
moglichkeit geschaffen hatten. Es sei Aufgabe des Thera-
peuten - nicht unbedingt auch die des Klienten — diese
Grundthemen zu verstehen und sie fir den Klienten wieder
erlebbar und damit verfiigbar zu machen. Dies kénne im Ex-
tremfall aber auch die Konsequenz haben, daB das Sym-
ptom in der Therapie nur wenig erwahnt werde.

Bei manchen Patienten gelinge es nicht, ein tieferes Ver-
standnis und bewuBteres Erleben der eigenen Problematik
zu wecken. Fir solche Patienten konne es durchaus niitzen,
Selbstkontrollmechanismen auf der Basis einer Analyse der
Regelhaftigkeit des problematischen Verhaltens zu entwik-
keln.

Bei den Patienten, die zu einem tieferen Verstandnis des
eigenen Erlebens fahig seien, gehe es darum, ihnen mit den
Mitteln der {iblichen therapeutischen Verfahren die Dynamik
erlebbar (nicht nur rational verstehbar) zu machen, die in der
Chiffre des perversen Symptoms zum Ausdruck kommt. So-
bald es gelinge, auf diese Weise die Verdinglichung des per-
versen Symptoms, seine Isolierung innerhalb der (ibrigen
psychischen Welt des Patienten aufzuheben, werde auch
der Blick frei fur die Verschiedenartigkeit ein- und derselben
perversen Symptomatik. Die Annahme der Homogenitat der
Sexualdelinguenz erweise sich als Mythos.

Exemplarisch verwies Lohse auf potentielle Grundkonflik-
te, aus denen das delinquente Sexualverhalten seine Ener-
gie beziehen kénne:

|

Mannlichkeitsproblematik,

Aggressionsproblematik,

— Stdérungen des Selbsterlebens (z.B. narzistische und
schizoide Symptomatik,

Beziehungsproblematik.

AuBer der perversen Symptomatik habe der Klient regel-
maBig weitere Strategien entwickelt, mit deren Hilfe er ver-
suche, das zugrunde liegende Spannungs- und Bedurfnis-
feld zu regulieren. Diese Bewaltigungsstrategien wirden in
der therapeutischen Interaktion manifest, beispielsweise et-
wa in Tendenzen, sich abhangig zu machen, sich miBtrau-
isch abzusondern, Kontrolle und Macht ausiiben zu wollen,
zwanghaft Leistungen zu erbringen usf., und sie miiBten im
Rahmen der Therapie aufgegriffen und aktuell emotional er-
lebbar gemacht werden, wodurch dann auch rationales Ver-
stehen und Akzeptieren moglich werde.
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(2] Therapie begrenzen und Begrenztheit akzeptieren.
Aus gesellschaftlicher Sicht beseitige eine effiziente Thera-
pie das Symptom. Diesem Anspruch stehe aber —wie im Ub-
rigen in jeder Psychotherapie — die vom Patienten gesteckte
Grenze entgegen, der sich angstlich straube, wenn seine
etablierte Form der Konfiiktbewaltigung bedroht werde.
Mancher Klient sei auch Uberhaupt nicht flr eine therapeuti-
sche Intervention zuganglich.

Sofern es Uberhaupt einen Zugang gebe, seien vier Inten-
sitdtsebenen der therapeutischen Intervention zu unter-
scheiden:

a) Hilfe bei der Bewéltigung duBerer Lebensumsténde und
-schwierigkeiten:
Der Therapeut kdnne hier padagogisch fiihren und anre-
gen, er solle aber auf keinen Fall die zu regelnden Dinge
selbst in die Hand nehmen.

b) Bewaltigung aktueller Krisen:
Hier gehe es um stiitzende Krisenintervention.

Therapeutische Bearbeitung des konkreten Erlebens
und Verhaltens:

z.B. gesprachs- und verhaltenstherapeutische Interven-
tionen, Uben in Rollenspielen und realen Situationen.

d) Therapeutische Bearbeitung von emotionalen Bewer-
tungs-, Einstellungs- und Funktionszusammenhangen:
Verstehende, konfrontierende und interpretative Bear-
beitung der vom Patienten erlebten psychodynamischen
Welt.

Im therapeutischen Kontakt gehe es zunachst darum, die je-

weils angemessene Ebene zu finden, die nicht unbedingt

immer die vierte sein misse.

O
—~

Aus der Sicht der Hamburger Forschungsgruppe ist der
einmodale, symptomzentrierte Zugang heute veraltet. Auch
die additive Verwendung mehrerer verhaltenstherapeuti-
scher Methoden habe den gravierenden Mangel, daB die
therapeutische Beziehung auBer Betracht bleibe. Bewéahrt
habe sich am besten ein ,,offenes therapeutisches Gestalt-
modell“: Die Gesamigestalt von Klient, Therapeut und der
Interaktion zwischen beiden miisse systematisierend auf
das therapeutische Vorgehen wirken. Das therapeutische
Vorgehen solle sich orientieren an den Forderungen der La-
ge, d.h. an dem, was nach dem Erleben des Patienten und
des Therapeuten in der Situation gefordert sei, wobei selbst-
verstandlich das Theoriewissen des Therapeuten genauso
Bestandteil der Situation sei, wie dessen und des Patienten
emotionale Befindlichkeit. Bei einer solchen Orientierung an
der therapeutischen Gestalt ergebe sich in der Arbeit in aller
Regel eine Schwerpunktsetzung auf ein oder zwei Grund-
themen, die fur die Konflikilage des Patienten ganz beson-
ders bedeutsam seien.

AbschlieBend wies Lohse darauf hin, daB in Hamburg
ausschlieBlich einzeltherapeutisch gearbeitet werde. Pa-
tienten mit perverser Symptomatik seien in Gruppen meist
Uberfordert. Die Auseinandersetzung scheine maximal mit
einem Therapeuten méglich.

Im anschlieBenden AbschluBplenum wies Schorsch mit
Unterstiitzung der Teilnehmer auf das dringende Erfordernis
einer extramuralen Supervision hin. Patienten mit perverser
Symptomatik brachten in der Beziehungsaufnahme derart

viele Ubertragungs- und Gegeniibertragungsprobleme mit
sich, daB der auf sich allein gestellte Therapeutimmer in Ge-
fahr sei, in dem Spiel des Klienten mitzuagieren, ohne es zu
erkennen. In Hamburg bestehe eine Regelung, wonach von
der Justiz bezahlte extramurale Supervisoren in die Voll-
zugsanstalten gingen.

Ein weiteres Problem sei die Finanzierungssituation bei
Therapien mit dieser Klientel. Oft scheitere eine prinzipiell
bestehende Therapiemoglichkeit an der Frage der Finanzie-
rung. Hier misse sich die Justiz im Rahmen ihrer praventi-
ven Aufgaben gefordert fiihlen.

Die Unméglichkeit, Betreuung und Therapie auBerhalb
der Haft zu finanzieren, fihre u.a. auch zu der absurden Si-
tuation, daB einem Gefangenen vollzugliche Lockerungen
aufgrund des MiBbrauchsrisikos verweigert werden miBten
und zugleich jeder wisse, daB der Gefangene in absehbarer
Zeit entlassen werde, ohne daB ihm irgendeine extramurale
Therapie oder Betreuung angeboten werden kénne. Das in-
zwischen recht groBe und kompetente therapeutische Po-
tential konne wegen finanzieller und standespolitischer
Querelen nicht ausgeschopft werden.

Es sei im Ubrigen eine dezentrale Versorgung anzustre-
ben. Nicht sinnvoll seien etwa Sammelinstitutionen fiir Se-
xualstraftater. Zum einen seien diese ohnehin viel mehr als
andere Tatergruppen stigmatisiert, zum anderen fuhre eine
solche Konzentration beim therapeutischen Personal zu ei-
ner Verengung der Wahrnehmung.

AbschlieBend machte ich zum Gesamtverlauf des Semi-
nars noch folgendes anmerken: Die Tagung war offenbar zu-
nachst anders geplant, als sie dann schlieSlich durchgefiihrt
wurde. Der Schwerpunkt, der viel deutlicher auf Supervision
in Kleingruppen hatte liegen sollen, verschob sich wegen
der groBen Teilnehmerzanhl in Richtung Information. In dem
Zwiespalt, entweder das urspriingliche Konzept beizubehal-
ten und die Teilnehmerzahl zu begrenzen oder zunachst
moglichst vielen Interessenten einen Zugang zu ermogli-
chen und ein Kontaktforum zur Verfigung zu stellen, hatten
sich die Veranstalter m.E. zu Recht fir den zweiten Weg ent-
schieden. Die Mdglichkeit zu individueller Supervision wur-
de dabei aber mehr als wiinschenswert beschrankt, so daB
auf Folgeseminare mit anderer Akzentuierung zu hoffen
bleibt.




Zur Frage der medizinischen
Versorgung und Kosten-
tragungspflicht von kranken-
versicherten Gefangenen

Gudrun Tolzmann

I. Problemstellung

§ 58 StVollzG begriindet fiir Strafgefangene einen An-
spruch auf medizinische Versorgung durch die Vollzugsbe-
hérden. Dieser Anspruch bleibt gem. § 60 StVollzG auch
wahrend einer Beurlaubung aus der Haft bestehen, mit der
Einschrankung, dasB er nur fir &rztliche Behandlung in einer
JVA besteht, Kosten eines auBerhalb der Anstalt hinzuge-
zogenen Arztes also von der Vollzugsbehorde nicht (iber-
nommen werden. Diese Vorschriften bilden in Zusammen-
hang mit § 216 Abs. 1 Nr. 1, 1. Halbs. RVO, wonach die An-
spriiche eines Mitgliedes einer gesetzlichen Krankenversi-
cherung auf MaBnahmen zur Frilherkennung von Krankhei-
ten, auf Krankenhilfe und sonstige Hilfen ruhen, solange
sich der Berechtigte in U- oder Strafhaft befindet oder eine
MaBregel der Besserung und Sicherung vollzogen wird,
grundsatzlich eine abschlieBende Regelung bzgl. der arztli-
chen Versorgung von Gefangenen sowie der sich daraus er-
gebenden Kostentragungspflicht der Vollzugsbehérden.
Probleme ergeben sich hingegen dann, wenn ein Gefange-
ner sich im offenen Vollzug befindet und dortim Rahmen ei-
nes freien Beschaftigungsverhaltnisses gem. § 39 StVollzG
einer Arbeit auBerhalb der Anstalt nachgeht. In diesem Fall
ist er namlich einerseits einem freien Arbeitnehmer gleich-
gestellt, damit gem. § 165 RVO verpflichtet einer Kranken-
versicherung beizutreten, wodurch er gleichzeitig an-
spruchsberechtigt wird, andererseits ist er jedoch weiterhin
Inhaftierter i.S.v. § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO, wonach seine An-
spruche ruhen. Bei dieser Konstellation ergeben sich die
Fragen, ob die Vollzugsbehérden weiterhin die Pflicht zur
umfassenden und ausschlieBlichen Gesundheitsfiirsorge in
der Anstalt haben bzw. ob die Krankenkassen flir auBerhalb
der Anstalt entstandene Arztkosten aufkommen missen.
Dies bedarf insofern einer Klarung, als einige Krankenkas-
sen, trotz angenommener Beitrage, ihre Kostenerstattungs-
pflicht unter Berufung auf § 216 Abs. 1 Nr.1 RVO ablehnen
und der Vollzugsbehorde aufbiirden wollen. Das aufgezeig-
te Problem wird zudem immer haufiger auftreten und zwar in
dem MaBe, in dem das angestebte Ziel, den offenen Vollzug
zum Regelvollzug zu machen, realisiert wird. Eine gerichtli-
che Entscheidung hierzu liegt z.Z. noch nicht vor, vielmehr
ist ein derartiger Rechtsstreit erst seit kurzem beim Bundes-
sozialgericht anhangig, so daB erfahrungsgeman vor Ablauf
von zwei Jahren mit einer Entscheidung nicht zu rechnen ist.

Il. Grundsatzliches

Der in § 58 Nr. 1 - 5 StVollzG verankerte Anspruch eines
Strafgefangenen auf Krankenpflege gegen die Vollzugsbe-
hérde, entspricht in seinem Umfangdemin § 182 Abs. 1 Nr. 1
RVO aufgefiihrten Leistungskatalog fiir die gem. § 165 Abs.
1 RVO Versicherungspflichtigen. Die Einbeziehung aller
Gefangenen in die gesetzliche Krankenversicherung ist in
§ 190 Nr. 2 StVollzG zwar vorgesehen, jedoch bisher nicht
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realisiert worden. Vielmehr muB3 diese Bestimmung gem.
§ 198 Abs. 3 StVollzG erst durch besonderes Bundesgesetz
in Kraft gesetzt werden. Bis dahin gilt, da3 Gefangene nicht
der Versicherungspflichti.S.d. RVO unterliegen. Sie werden
regelmaBig weder kranken- noch rentenversichert sein, da
freiwillige Aufrechterhaltung dieser Versicherungen dem
Gefangenen obliegt, was praktisch aber aufgrund des gerin-
gen Arbeitsentgelts kaum moglich sein wird. In den selienen
Fallen jedoch, in denen eine Beitragszahlung durch den Ge-
fangenen tatsachlich weiterhin erfolgt oder in denen er
durch einen Angehdrigen mitversichert ist, sieht die Rege-
lung in § 216 RVO das Ruhen der Anspriiche der Berechtig-
ten — nicht seiner Familienangehdérigen! — auf MaBnahmen
zur Frilherkennung von Krankheiten, auf Krankenhilfe oder
sonstige Hilfen vor, solange er sich in U- oder Strafhaft be-
findet oder eine freiheitsentziehende MafBregel der Besse-
rung und Sicherung vollzogen wird. Sinn und Zweck dieser
Regelung ist es, einen Doppelbezug von Leistungen mit
gleicher Zweckbestimmung zu vermeiden, der in diesem
Fall eintreten kénnte, da der Gefangene sowoh! einen Lei-
stungsanspruch gegen die Vollzugsbehdrden als auch ge-
gen seine Krankenversicherung hétte".

Durch Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes ist damit
insoweit eine Anderung gegeniiber der vorher bestehenden
Rechtslage eingetreten, als durch § 58 StVollzG nun die ge-
samte Krankenpflege der Gefangenen umfassend auf die
Vollzugsbehdrden iberiragen worden ist und folglich auch
deren alleinige Zusténdigkeit begriindet, die diejenige der
Krankenkassen ausschlieft.

Warend vor dem Inkraftreten des Strafvollzugsgesetzes
die Krankenversicherungen jedenfalls dann die Kosten ei-
ner arztlichen Behandlung zu tragen hatten, wenn eine be-
stimmte Ant von Krankenversorgung von seiten der Anstalt,
in der der Versicherte untergebracht war, nicht erbracht wer-
den konnte?, ist diese Verpflichtung durch § 58 StVollzG
entfallen. Die Krankenkassen brauchen nicht einmal mehr
geringere Leistungen der Vollzugsbehdrde (z.B. bei Zahn-
ersatz) aufzustocken, da ein Gefangener einem nach der
RVO Pflichtversicherten gleichgestellt ist und keine weiter-
gehenden Rechte geltend machen kann®.

Ill. Rechtliche Situation der Gefangenen
im freien Beschéftigungsverhéltnis
gem. § 39 StVollzG

Die geschilderte gesetzliche Regelung ist fur den noch
bestehenden Regelfall, namlich daB Gefangene im ge-
schlossenen oder offenen Vollzug durch die Anstalt be-
schaftigt werden und nicht krankenversichert sind, hinrei-
chend klar und umfassend. Sie wirft jedoch Probleme auf,
wenn dem Gefangenen im offenen Vollzug die Eingehung
eines freien Beschaftigungsverhaltnisses gem. § 39 StVoll-
zG gestattet wird, d.h. wenn der Gefangene die Méglichkeit
erhdlt, selbst mit einem Arbeitgeber seiner Wahl — mit Ge-
nehmigung der Anstalt — einen Arbeitsvertrag abzuschlies-
sen. Da er in diesem Rahmen einem freien Arbeitnehmer
gleichgestellt ist, erhélt er nun kein Arbeitsentgelt gem. § 43
StVollzG mehr, sondern Lohn oder Gehalt in der vertraglich
vereinbarten Héhe. Damit verknupft sich folglich auch seine
Verpflichtung zur Zahlung von Sozial- und Krankenversi-
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cherungsbeitragen. Fiir die Krankenversicherung ist diese
Pflicht in § 165 Abs. 1 RVO normiert. Gem. § 206 RVO ent-
steht sein Anspruch auf die Regelleistungen mit der Mit-
gliedschaft, d.h. regelmaBig mit dem Tage des Eintritts'in die
versicherungspflichtige Beschaftigung, § 306 Abs. 1 RVO.
Bei dieser Konstellation — Inhaftierung einerseits, arbeit-
nehmergleiche Stellung andererseits — tritt nun im Fall der
Erkrankung des Gefangenen die Streitfrage auf, wer fiir die
arztliche Versorgung zustandig ist und wer die daraus resul-
tierenden Kosten zu tragen hat.

Im Strafvollzugsgesetz ist hierfiir keine besondere Rege-
lung enthalten, so daB auch insoweit die allgemeinen
Grundsatze (vgl. Ausfiihrungen zu Il.), also die umfassende
Pflicht der Vollzugsbehdrden zur Gesundheitsfiirsorge gel-
ten. Es existieren jedoch verwaltungsinterne Vorschriften,
wonach die arztliche Behandlung von Gefangenen, die sich
gem. § 39 StVolizG in einem freien Beschaftigungsverhalt-
nis befinden und krankenversichert sind, durch freie, bei der
zustdndigen Krankenkasse zugelassene Arzte erfolgt®),
Krankenpflege von seiten der Anstalt wird diesen Gefange-
nen nur dann gewéahrt, wenn sie einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung nicht angehéren oder die Krankenkasse
aus berechtigtem Grund fiir die Behandlungskosten nicht
aufkommt®.

Danach sind also primér die freien Arzte zur Behandlung
der gem. § 39 StVollzG beschaftigten Gefangenen zustan-
dig und die Krankenkassen, deren Mitglieder die Gefange-
nen sind, zur Ubernahme der Kosten.

Dies fihrt dazu, daB diese Gefangenen, wenn sie sich an
den Anstaltsarzt wenden, von diesem abgewiesen werden
und im Wege des Ausgangs einen Arzt auBerhalb der An-
stalt aufsuchen missen. Eine Losung, die freilich den Win-
schen und Interessen der Gefangenen in aller Regel ent-
spricht. Durch die Verwaltungsvorschriften wird das gesetz-
lich in § 58 StVollzG verankerte Recht auf arztliche Versor-
gung durch die Vollzugsbehdérden bei diesen Gefangenen
also eingeschrinkt, ihnen bis auf die genannten Ausnah-
men sogar genommen. Da sie mit dem StVollzG nichtin Ein-
klang stehen, sind sie demzufolge rechtswidrig. Wenn die
Gefangenen ihren Anspruch aber nicht einklagen, sondern
sich an frei praktizierende Arzte wenden, kann es — wie dies
auch in der Vergangenheit bereits des éfteren geschehen ist
—dazu kommen, daB die Krankenversicherung die Zahlung
der Kosten unter Hinweis auf § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO ver-
weigert.

IV. Auslegung des § 216 Abs. 1 Nr. 1,
1. Halbs. RVO

Fraglich ist also, ob § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO auch auf An-
spriiche solcher Gefangener Anwendung findet, die einer
Arbeit wie freie Arbeitnehmer nachgehen und versiche-
rungspflichtig sind. Im Falle der Bejahung dieser Frage, wa-
ren die 0.g. verwaltungsinternen Vorschriften, nach denen
diese Gefangenen gerade keine vollzugliche Krankenpflege
mehr erhalten sollen, nicht nur rechtswidrig, da sie Anspri-
che der Gefangenen in unzuldssigem MaBe einschranken,
sondern auch sinnlos, da die Krankenkassen in diesen Fél-
len immer einen ,berechtigten“ Grund zur Verweigerung
der Zahlung von Arztkosten hatten.

Vom Wortlaut des § 58 StVollzG und des § 216 Abs. 1
RVO her, wird zwischen Gefangenen des geschlossenen
und offenen Vollzuges bzw. zwischen denen, die im Rah-
men einer EinzelmaBnahme gem. § 41 StVollzG und eines
freien Beschaftigungsverhaltnisses gem. § 39 StVollzG be-
schaftigt sind, kein Unterschied gemacht. Auch greift das
Argument nicht, daB der Anspruch auf Leistung nur dann
gem. § 216 RVO ruhen kénne, wenn das Versicherungsver-
haltnis bereits vor der Inhaftierung begriindet worden sei,
weil nur dann der Anspruch {iberhaupt einmal bestanden
habe. Dies héatte zur Folge, daf3 § 216 RVO auf Gefangene,
die erst wahrend ihrer Inhaftierung in die Krankenkasse ein-
treten, keine Anwendung finden kénnte. Dem steht namlich
entgegen, daB als Rechtsfolge des Ruhens der Anspruch
dem Grunde nach zur Entstehung kommt, die Leistungsan-
sprliche als solche also unberiihrt bleiben, diese aber von
den Krankenkassen lediglich nicht zu erfilien sind. Auch der
Gefangene, der erst wahrend der Inhaftierung versiche-
rungspflichtig wird, hat demgemas einen Anspruch gegen
die Krankenkasse, nur kann er dessen Erfiillung nicht durch-
setzen®.

Eine einschrankende Auslegung entgegen dem Wortlaut
des § 216 Abs. 1 RVO zulasten der Krankenkassen, ist so-
mit nur dann méglich, wenn eine Anderung der Vorschrift
durch Schaffung einer Ausnahmeregelung fiir diese Falle
vom Gesetzgeber nicht bewuBt unterlassen worden ist.

Den veréffentlichten Materialien zum Strafvollzugsgesetz
1aBt sich entnehmen, daB dem Gesetzgeber die Konstella-
tion, daB Gefangene wahrend der Inhaftierung eine versi-
cherungspflichtige Tatigkeit ausiiben, schon zum damali-
gen Zeitpunkt bekannt war. Bei der Diskussion zu der Frage,
ob Gefangenen das Recht auf freie Arztwahl gegeben wer-
den solle, wurde dies namlich als Beispiel dafur angefiihr,
daB Ausnahmen von der im heutigen § 58 StVollzG konsta-
tierten Pflicht der Vollzugsbehérde zur alleinigen umfassen-
den arztlichen Versorgung der Gefangenen, im Rahmen
von Vollzugslockerungen méglich seien”. Es wurden jedoch
keine weiteren Ausfihrungen dazu gemacht, wer in diesem
Fall die Kosten zu tragen habe, weil man es offensichtlich fiir
selbstverstandlich hielt, daB hier die Krankenkassen zu-
standig seien.

Bei der Diskussion zur Frage der Gesundheitsfiirsorge
von Gefangenen auBerhalb der Anstalt, also derjenigen, die
wahrend eines Ausgangs oder Urlaubs erkranken, wurde
das spezielle Problem der Gefangenen im freien Beschéfti-
gungsverhdlinis nicht behandelt. Vielmehr ging es dort pri-
mar darum, ob eine Regelung im Strafvollzugsgesetz ge-
schaffen werden sollte, die die Anstalten verpflichten sollte,
die Leistungen der Gesundheitfiirsorge auch auBerhalb der
Anstalt wahrend des Urlaubs zu tragen oder aber nur inner-
halb der Anstalt. MinRat Dahlke, Hessen, filhrte aus, § 216
Abs. 1 RVO in der damaligen — und auch noch heute gelten-
den — Fassung bestimme, daB Gefangene, solange sie sich
im Vollzug befanden, also auch wahrend des Urlaubs, keine
Anspriiche gegen die Krankenversicherungen hétten. Eine
Frage sei es, ob dann, wenn die Gefangenen allgemein in
die Krankenversicherungen einbezogen seien, daneben
auch Ansprliche aus der Krankenversicherung bestiinden.
Kiinftig misse die Vorschrift (gemeint ist: § 216 Abs. 1 RVO,
der Ver) so lauten, daB der Gefangene wéhrend des



Urlaubs Anspriiche gegen die Krankenversicherung habe®.
Auch ORR Dr. Neumann-Duesberg (BMA) ging bei seinen
Ausfiihrungen davon aus, daB erst ein neuzufassender
§ 216 Abs. 1 RVO dem Gefangenen einen Anspruch gegen
die Krankenversicherungen gebe, und zwar auch nur dann,
wenn er keinen Anspruch gegen die Anstalt habe, also im
Urlaub oder Ausgang. GemaB dem heutigen § 60 StVollzG
musse er alle auBBerhalb der Anstalt anfallenden Kosten
selbst bestreiten, bzw. hilfsweise die Sozialhilfe. Erst nach
Anderung des § 216 RVO und Einfiihrung der allgemeinen
Krankenversicherung fir Gefangene miisse hierfir die
Krankenkasse eintreten®.

Aus diesen Diskussionsbeitradgen geht hervor, daf hier
die Tatsache, daB es bereits Gefangene gibt, bzw. auch
schon zum damaligen Zeitpunkt gab, die einer Krankenver-
sicherung angehorten, ibersehen wurde. Behandelt wurde
allein die Frage, wie nach Einbeziehung aller Gefangenen in
die Krankenversicherung die Kostenfrage der Arztleistung
auBerhalb der Anstalt zu regeln wiére. Erst in diesem Zu-
sammenhang sollte dementsprechend auch die RVO geén-
dert werden.

Um so erstaunlicher ist es, daB3 in dem Bericht des Son-
derausschusses schlieBlich die Bemerkung auftaucht: ,Es
bleibtder Anstalt. . . unbenommen, einen frei gewahlten pri-
vaten Arzt zuzuziehen oder dem Gefangenen zu gestatten,
einen freien Arzt auf eigene Kosten aufzusuchen'. Gefan-
gene in offenen Anstalten, fiir die diese Vorschrift (die die
freie Arztwahl erméglichen sollte, der Verf.) hauptsachlich in
Betracht gekommen wire, stehen meist in einem freien Be-
schaftigungsverhaitnis und sind als pflichtversicherte Ar-
beitnehmer ohnehin berechtigt, einen Arzt ihrer Wahl aufzu-
suchen.*")

Hier wird deutlich, daB der Gesetzgeber davon ausgegan-
gen ist, daB der Status des pflichtversicherten Arbeitneh-
mers den des Gefangenen quasi authebt, ohne zu beach-
ten, daB § 216 Abs. 1 RVO in der noch geltenden Fassung
keine derartige Unterscheidung macht.

Dies setzt sich fort in den Ausfiihrungen zu § 53 b d.E.
(= heutiger § 60 StVollzG) in denen es heiBt: ,,Dem Aus-
schuB erschien es daher besser, dem Gefangenen sinen
Anspruch auf Gesundheitsfiirsorge nur in der Anstalt zu ge-
wahren. Nach Einbeziehung der Gefangenen in die gesetz-
liche Krankenversicherung tritt diese ein, solange und so-
weit der Gefangene keinen Anspruch nach dem Strafvoll-
zugsgesetz hat, § 216 derRVOn. F. (= § 190 Nr. 5 StVollzG,
der Verf.), so daB dann, wenn der Gefangene nichtin die An-
stalt zurtickkehn, ein Anspruch gegen die gesetzliche Kran-
kenversicherung besteht, ohne daB diese einen Erstat-
tungsanspruch gegen die Anstalt hat.“'?

Beide Begriindungen zusammengenommen beweisen,
daB hier von einer unterschiedlichen Behandlung der Ge-
fangenen, die durch die Anstalt krankenversichert werden
sollen und den Gefangenen, die selbst als versicherungs-
pflichtige Arbeithehmer Beitrage an die Krankenkassen lei-
sten mussen, ausgegangen wird. Obwohl erkannt wurde,
daB § 216 Abs. 1 RVO ohne Differenzierung das Ruhen der
Leistungsanspriiche von Gefangenen generell angeordnet
wird, ist die Problematik nicht gesehen worden, die dadurch
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auftritt, daB diese Regelung in der allgemeinen Abfassung
auch fiir Gefangene im freien Beschiftigungsverhdltnis gilt.
Man hat die Konsequenzen der als , selbstverstandlich“ er-
scheinenden Differenzierung nicht zu Ende gedacht und
folglich keine Notwendigkeit zur sofortigen Anderung der
RVO gesehen.

Als Ergebnis daraus folgt, daB der Gesetzgeber den Son-
derfall der Gefangenen im freien Beschaftigungsverhaltnis
nur deshalb nicht geregelt hat, weil er das Problem nicht er-
kannt hat. Ein Ruhen der Leistungen der Krankenkassen fir
die pflichtversicherten ,Arbeitnehmer-Gefangenen“ war
also nicht gewollt und hatte bei Kenntnis der Rechtslage zu
einer sofortigen Anderung des § 216 Abs. 1 RVO gefiihrt.
Fur die Richtigkeit dieses Ergebnisses spricht auch, daB der
Gesetzgeber dann, wenn alle Gefangenen von seiten der
Anstalt krankenversichert werden, die RVO dahingehend
andern will (vgl. § 190 Nr. 5 StVollzG), die Krankenkassen
zur Leistung der auBerhalb der Anstalt entstandenen Arzt-
kosten zu verpflichten. Dem widersprache eine bewuBte
und gewollte Regelung, den Gefangenen, die bereits jetzt
die vollen Beitrage selbst erbringen, die Leistung zu ver-
wehren.

Die damit festgestellte Gesetzesllicke ist durch sinn- und
zweckgemafBe Auslegung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO zu
schlieBen. § 216 RVO stellt insgesamt eine Ausnahmere-
gelung dar, weil nach § 206 RVO die Versicherungspflichti-
gen grundséatzlich einen Anspruch auf Erflillung der Regel-
leistungen haben. Sie ist damit eng auszugelegen'.

Wie bereits festgestellt, hat § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO den
Zweck, Doppelleistungen zu vermeiden', d.h. der An-
spruch gegen die Krankenkassen ruht dann, wenn die An-
stalt verpflichtet ist, die Leistungen zu gewahren. Hierzu ist
sie, wie ausgefihrt, grundsatzlich und umfassend verpflich-
tet. In dem Ausnahmefall aber, in dem der Gefangene wéh-
rend des Ausgangs oder Urlaubs erkrankt und einen freien
Arzt aufsucht, hat er gem. § 60 StVollzG auch keinen An-
spruch auf Kostentragung gegen die Vollzugsbehérden, so
daB die Gefahr von Doppelleistungen von Krankenkasse
und Justiz nicht besteht. Dies kann hingegen kein Rechtfer-
tigungsgrund fiir die 0.g. verwaltungsinterne Regelung sein,
denn die Anstalt kann nicht einerseits dem Gefangenen die
Erbringung anstaltsarztlicher Versorgung unter Verweis auf
die Moglichkeit einen freien Arzt im Wege des Ausgangs
aufzusuchen verweigern'® und sich andererseits darauf be-
rufen, fiir auBerhalb der Anstalt entstandene Arztkosten
nicht aufkommen zu miissen. Vielmehr hat auch der kran-
kenversicherte Gefangene, solange er sich in der Anstalt
befindet, nur einen Anspruch auf arztliche Versorgung durch
die Vollzugsbehdrden, nach der einschrankenden Ausle-
gung des § 216 RVO auBerhalb der Anstalt jedoch und zwar
ausschlieBlich gegen die Krankenkasse. An praktischen
Beispielen verdeutlicht, wiirde eine andere Interpretation
der genannten Vorschriften dazu fihren, daB der heute
krankenversicherte Gefangene weder gegen die Anstalt
noch gegen die Krankenversicherung Anspriiche hat, wenn
er einen freien Arzt aufsucht, sondern — trotz Beitragszah-
lung und Inhaftierung — die Kosten selbst tragen muB. Die
Uber ihren Ehemann versicherte Inhaftierte miBte fir Arzt-
kosten im Urlaub selbst aufkommen. Der Gefangene hinge-
gen, der nach der geplanten Einbeziehung in die gesetzliche
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Krankenversicherung erkrankt, hatte sowohl einen An-
spruch auf medizinische Versorgung in der Anstalt, als auch
auBerhalb im Urlaub gegen die Krankenversicherung.

V. Zusammenfassung

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daB die Ge-
setzeslage bzgl. der Kostentragungspflicht fiir arziliche
Leistungen die gegeniber Gefangenen erbracht werden,
die sich in einem freien Beschiftigungsverhaltnis gem. § 39
StVollzG befinden, unklar ist. Der Gesetzgeber hat die
Problematik dieser Fallkonstellation nicht erkannt. Diese
liegt darin, daB3 der Gefangene einerseits versicherungs-
pflichtiger Arbeitnehmeri.S.d. RVO ist und damit grundséatz-
lich Anspruch auf Leistungen seiner Krankenversicherung
hat, daB andererseits jedoch § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO in der
heute geltenden Fassung das Ruhen der Leistungsanspri-
che von Inhaftierten anordnet. Hinzu kommt, daB verwal-
tungsinterne Vorschriften diesen Gefangenen keine An-
spriche auf anstaltsarztliche Versorgung geben. Eine Kla-
rung der Problematik kann letztlich nur die in § 190 StVollzG
vorgesehene Anderung des § 216 RVO bringen, die aber in
Anbetracht dessen, daB diese erst bei Einbeziehung aller
Gefangenen in die Krankenversicherung erfolgen wird, was
im Hinblick auf die gegenwartige Finanzlage unrealistisch
erscheint, in absehbarer Zeit nicht zu erwarten ist. Bis dahin
muf eine sinn- und zweckgeméaBe einschrankende Aus-
legung des § 216 Abs. 1 Nr. 1 RVO dahingehend erfolgen,
daB dieser auf Gefangene, die sich in einem freien Beschéaf-
tigungsverhéltnis gem. § 39 StVollzG befinden, auBerhalb
der Anstalt keine Anwendung findet. Dariiberhinausgehend
ist kein Grund dafiir ersichtlich, warum Gefangene, die be-
reits jetzt durch Angehérige oder freiwillig krankenversichert
sind, nicht ebenfalls wéhrend eines Urlaubes oder Aus-
gangs in der GenuB der daraus flieBenden Leistungen kom-
men sollen. Ein MiBbrauch in Form von Doppelbezug von
Leistungen ist, wie dargelegt, auch hier nicht zu befiirchten.
In der gegenwartigen Lage jedoch kénnen die Kankenkas-
sen auch hier ihre Leistungen verweigern und der beurlaub-
te Gefangene miiBte selbst dafiir aufkommen bzw. wenn er
mittelios ist, die Sozialhilfe. Es wire wiifischenswert, wenn
eine dementsprechende Korrektur der RVO — wie in § 190
StVollzG vorgesehen — auf Gesetzesebene bereits zum ge-
genwdrtigen Zeitpunkt vorgenommen wiirde.

Anmerkungen

1) BVerfG Beschiu vom 19.12.80 - 1 BvR 893/80 = SozR 2200, Nr. 6
zu § 1279 RVO
2} BSGvom 19.08.64 - 3RK 1/61 = S0zR Nr. 2 zu § 216 RVO

3) BSG vom 23.03.83 — 3 RK 57/84, Calliess/Muller-Dietz, Rdnr. 2 zu §
62. Dissem Anspruch des Gefangenen auf umfassende medizinische Versor-
gung durch die Vollzugsbehdrden steht andererseits der Entzug seines
Rechts auf freie Arztwahl gegentiber. Dieses hat er selbst dann nicht, wenn er
sich bereiterklart, die Kosten fir die Behandiung durch einen anderen als den
Anstaltsarzt selbst zu tragen (OLG Hamm ZfStrVo 79, 127). Eine Ausnahme
der Einschrankung des Rechts auf freie Arztwahl sieht Nr. 3 der VV zu § 58
StVollzG nur im Einzelfall und auch nur dann vor, wenn der Gefangene
sowohl den Anstaltsarzt als auch den zu konsultierenden Arzt von der
Schweigepflicht entbindet. Die ausnahmsweise Gestattung der Hinzuzie-
hung eines externen Arztes obliegt dem Anstaltsleiter. Der Sinn dieser Rege-
lung ist darin zu sehen, daB MiBbrauchsgefahren in Form von Medikamenten-
miBbrauch, Ausspielen des Anstaltsarztes gegen den freien Arzt, Inan-
spruchnahme des freien Arztes zu Verschaffung von ungerechtfertigten Vor-
teilen (Haftunfahigkeitsbescheinigungen etc.) ausgeschaltet werden sollen
(vgl. BT-Dr. 7/3998, S. 25).

4) Nr. 11.2der AV des UM vom 26.10.76 (4511 — IV A. 8) —JM Bl. NW.
S.268—i.V.m. der RV des JM vom 18.03.81 (4511 - IV A 5).

5) vgl. Ziffer 11.4 der 0.g. AV

6) Aye-Gdbelsmann — Milller-Schieckel — Schréter, RVO-Gesamtkom-
mentar Bd. 1, § 216 Anm. 3 (Bearbeiter: Heintze).

7) 41. Sitzung des Sonderausschusses fiir die Strafrechtsreform vom
04.12.74, S. 1858 der verdffentlichten Materialien

8) 56. Sitzung des Sonderausschusses vom 21.05.75, 5. 2149
9) 56. Sitzung des Sonderausschusses, S. 2146

10) Wobei auch hier offen bleibt, ob ein krankenversicherter Gefangener in
diesem Fall die Kosten von der Krankenkasse erstattet bekommt oder —
wegen § 216 I Nr. 1 RVO — nicht.

11) BT-Dr. 7/3998 zu § 53
12) BT-Dr. 7/3998 zu § 53b

13) Aye-Gdébelsmann — Muller-Schieckel — Schréter, RVO-Gesamtkom-
mentar, Bd. 1, § 216 Anm. 2 (Bearbeiter: Heintze)

14) vgl. BSG vom 23.03.83 und BVerfG a.a.0.
15) vgl. verwaltungsinterne Vorschriften FuBnote 4)
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Bericht aus der praktischen Arbeit

Wahipflichtangebot:
Kreatives Training

Erfahrungen mit jugendlichen
Strafgefangenen

Heinz-H. Wattenberg

Seit 1980 wird im Rudolf-Sieverts-Haus in der Jugendan-
stalt Hameln kreatives Teaining angeboten. Zuerst auf frei-
williger Basis, jedoch mit nichtbefriedigendem Erfolg, spater
als Wahlpflichtangebot mit zufriedenstellenden Ergebnis-
sen.

Grundlage fir die Durchfiihrung dieses Programms ist der
§ 67 des Strafvollzugsgesetzes. Der Satz 2 verpflichtet die
Vollzugsbehdrde, fur ein méglichst umfassendes und diffe-
renziertes Freizeitangebot Sorge zu tragen. Darliberhinaus
kann eine Mitwirkungspflicht fir den Gefangenen entstehen,
wenn dieses kreatives Trainung als Teil einer besonderen
Hilfs- und therapeutischen BehandlungsmaBnahme im Voll-
zugsplan aufgenommen wurde. Das Strafvollzugsgesetz
geht davon aus, daB der Lebensbereich des jugendlichen
Straftaters in Phasen von Arbeitszeit, Freizeit und Ruhezeit
gegliedert ist (§ 82 Abs. 1).

Die Arbeitszeit dient dem Erwerb des Lebensunterhaltes
oder dazu, die Voraussetzungen dafir durch Ausbildung,
Fortbildung und/oder schulische MaBnahmen zu schaffen.

In den Zeitraum, der als Freizeit zur Verfiigung steht, fal-
len alle weiteren, fUr die Erreichung des Vollzugszieles erfor-
derlichen BehandlungsmaBnahmen. Insbesondere Weiter-
bildung und Therapie gehdren in diese Phase. Das kreative
Training als WeiterbildungsmaBnahme im Vollzug sollte so
gesehen werden, daf3 die Behandlungsaufgabe des Vollzu-
ges im Bereich der Freizeit nach der Inhaftierung auch einen
wesentlichen Bereich umfassen muf3, mit dem Ziel, dem Ge-
fangenen konkrete Lebenshilfen fir den privaten und fami-
lidren Bereich zu vermitteln. Hierbei missen die Befahigung
des Jugendlichen, sich in sozialer Verantwortung in die Ge-
sellschaft einzugliedern, geweckt und ausgebaut werden.
Spezielle soziale Hilfs- und sozial- oder individuale-thera-
peutische BehandiungsmaBnahmen missen die Weiterbil-
dungsmaBnahmen stiitzen, ergénzen oder erst ermégli-
chen. Die Verpflichtung der Vollzugsbehérde, Behandlungs-
angebote im Rahmen der Freizeit zu machen, umfaBt auch
die Verpflichtung, die organisatorischen Voraussetzungen
dafiir zu schaffen.

Die Finanzierung seiner Freizeitbeschaftigung ist Angele-
genheit des Jugendlichen, es sei denn, es handelt sich um
eine MaBnahme, die ihm als therapeutische Behandlungs-
mafBnahme die Mitwirkungspflicht auferlegt. Hier entsteht
dann eine Rechtsposition, die den Haushalt zwingt, diese
MaBnahme finanziell abzudecken.

Diese Voraussetzung liegt bei dem im folgenden aufge-
tuhrten Wahlpflichtangeboten des Rudolf-Sieverts-Hauses
in der Jugendanstalt Hameln vor. Als Hausangebot wird das
kreative Training in Form eines Kurses durchgefiihrt. Die

Jugendlichen missen teilnehmen. Verweigerungen werden
sanktioniert. Flr die etwa 30 Jugendlichen, die an dieser
MaBnahme teilnehmen, werden an Verbrauchsmateralien
pro Kopf und Unterrichtsstunde etw 3,— DM bendtigt. Die
Durchfihrung des kreativen Trainings erfolgtin den Radumen
der Arbeitstherapie durch zwei Arbeitspadagogen, die in der
arbeitstherapiefreien Zeit an zwei Wochentagen von 16.00
Uhr bis 19.00 Uhr dieses Angebot durchfuhren. Jeweils 10
bis 15 Jugendliche sind in jedem Kurs. Die Kurse sind aufge-
gliedert in drei Phasen. In der Phase 1 werden den Jugendli-
chen die Grundkenntnisse vermitteit. In der Phase 2 werden,
aufgebaut auf diesen Grundkenntnissen, spezielle Zusatz-
kenntnisse und weiterflhrende Techniken vorgestellt. In der
Phase 3 kénnen die Jugendlichen dann ihren Neigungen ge-
maB dieses kreative Training fur freies Arbeiten nutzen.

In den Phasen 1 und 2 dirfen die Jugendlichen die herge-
stellten Gegenstande flr die Ausschmiickung der Wohn-
gruppe oder des Hauses verwenden. In der Phase 3 kénnen
sie gegen Zahlung der Materialkosten (das Geld wird ihnen
in Form einer Einzugsermachtigung vom Hausgeld abge-
bucht) die persénlich hergestellten Gegenstande kauflich
erwerben.

Die Themen der Eingangsstufe sind festgelegt wie folgt:

1. Woche — bis 3 Stunden: Einfiihrung in die Tonbearbei-
tungstechnik:
Materialkunde — Verarbeitungstechniken (Platten, Wiil-
ste, Handformung)

2. Woche — bis 3 Stunden: Aufbau eines Reliefs

3. Woche — bis 3 Stunden: figiirliches Uben:
z.B. Nilpferd, Elefant, Hund, Katze, Vogel

4. Woche — bis 3 Stunden: Menschen, Masken
(Barlach-Phase) dazu Informationen tiber Tonbrand und
Glasurbrand

5. Woche — bis 3 Stunden: Farbkunde:

Farbkreis aus den drei Grundfarben herstellen — Priméar-
farben — Sekundarfarben — warme und kalte Farben —
hell/dunkel *

6. Woche — bis 3 Stunden: Aquarellmalerei:

Pinsel — Papiere — Farben — Aquarelltechnik

7. Woche — bis 3 Stunden: Druckgrafik:

Einfihrung Radierung: Radierung nach Vorlage in eine
Acrylglasscheibe stechen — Materialinformation

8. Woche — bis 3 Stunden: Radlierung drucken:
Materialinformation und Einweisung in die Drucktechnik
sowie Farb- und Papierkunde
Auftrag, bis zur nachsten Unterrichtsstunde (1 Woche
spater) einen eigenen Entwurf (Zellenarbeit) zu fertigen

9. Woche — bis 3 Stunden: Druckgrafik:

Stechen der Radierung nach eigenem Entwurf und druk-
ken von der Acrylglasplatte. Auflagenhdhe: 13 Abzige

10. Woche — bis 3 Stunden: Holzarbeiten:
Materialkunde, Laubsagearbeit (Sperrholz bekleben mit
auszusagendem Motiv) mit Plaka-Farben oder Brand-
malerei weiter bearbeiten

11. Woche — bis 3 Stunden: Metallarbeiten:
Material- und Werkzeugkunde — Drahtbiegen nach Vor-
lage und L.6ten eines Metallbildes oder plastischen Ge-
genstandes
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12. Woche — bis 3 Stunden: Papierarbeiten:
Herstellen von Masken aus Zeitungspapier und Leim —
Materialkunde — Vorbereitung des Werkstoffes

13. Woche — bis 3 Stunden: Papjerarbeiten:
Verarbeiten des Papierbreies zu Masken

14. Woche — bis 3 Stunden: Papierarbeiten:
Grundieren und Bemalen der hergestellten Papiermas-
ken

So der Ablauf dieser Eingangsphase, in der erst einmal
grundsatzliche Techniken vermittelt werden, die u.a. dazu
dienen sollen, daB die ungeubten Jugendlichen Eingang fin-
den in die kreativen Techniken, um daraus eventuell spater
Hobbies zu wahlen, anstatt Pulle und Pille, und um fir die
viele freie Zeit eine sinnvolle und befriedigende Ausnutzung
zu finden.

Nach dieser Einfiihrung in die Techniken folgt die Aufbau-
phase, die das kreative Angebot vertiefen und weiter spezia-
lisieren soll durch die folgenden Angebote:

1. Woche — bis 3 Stunden: Zeichnen — nach Modell:
(Kreide/Bleistift) - z.B. eine Vase, einen Krug, eine Tasse

2. Woche — bis 3 Stunden: Zeichnen — Perspektive iben:
2.B. einen Anstaltsbereich, Pflanzen, Tiere, Wasser

3. Woche — bis 3 Stunden: Tonarbeiten nach Viorgabe:
2.B. einen Menschenkopf in OriginalgrBe erstellen

4. Woche — bis 3 Stunden: Linolarbeiten:
Herstellen eines Entwurfes fiir einen mehrfarbigen Linol-
druck

5. Woche — bis 3 Stunden: Linolarbeiten:
Herstellung der Linoldruckplatten

6. Woche — bis 3 Stunden: Linolarbeiten:
Druck des Mehrfarbenlinoldruckes

7. Woche — bis 3 Stunden: Hinterglasmalerei:
Einflihrung in die Technik — Materialkunde — Anfertigung
einer Vorlage (Skizze)

8. Woche — bis 3 Stunden: Hinterglasmalerei:
Vormalen mit schwarzer Glasfarbe — Ausmalen mit
Glasfarben auf einer Acrylglasplatte

9. Woche - bis 3 Stunden: Einfiihrung in die Olmalerei:
Technik, Materialkunde, Stilkunde

10. Woche — bis 3 Stunden: O/malerei:
Grundierung der Malplatte (Sperrholz) — Materialkunde
Farbkunde

11. Woche — bis 3 Stunden: Oimalerei:
Aufbringen der Skizze oder Vorzeichnung und Ausar-
beitung

12. Woche — bis 3 Stunden: Oimalerei:
Fertigstellung des Olbildes

Nach dieser Aufbauphase schliefit nun die Endphase an.
Hier werden zuerst noch nicht fertiggestellte Arbeiten been-
det. Freies Arbeiten beginnt fiir die Jugendlichen, die nun
soweit in die verschiedenen Techniken eingefiihrt worden
sind, so daB sie sich jetzt aus den erlernten Techniken aus-
wahlen kdnnen, was ihnen liegt. Dazu kénnen sie sich noch
entscheiden fliir Zusatzangebote, wie zum Beispiel: Tiffany-
Glashauser bauen, Emailarbeiten fertigen, Gemeinschafts-
projekte durchfiihren, wie Steinmetzarbeiten, Mosaikarbei-
ten oder die Verschénerung des Hauses durch Wandbilder.

Die Grundvoraussetzungen flr eine sinnvolle und zu
praktizierende Freizeitbeschaftigung sind durch die vorher-
gehenden Unterweisungen sicher als gegeben zu sehen.
Nur, wie reagieren die Jugendlichen auf das ,Kreative“? Er-
fahrungsgeman sind die Jugendlichen zu Beginn der MaB-
nahme folgsam und willig. Es besteht als Wahlpflichtange-
bot fiir sie eine Teilnahmepflicht. Sie haben eventuell durch
Schule oder Heimaufenthalte bereits Vorerfahrungen in den
kreativen Techniken gemacht. Die ersten Stérungen treten
im Verlauf der Phase 1 auf, wenn die Vergleichsangste und
die motorischen Ungelibtheiten sowie die Konzentrations-
schwéchen der Jugendlichen zum Durchbruch kommen.
Hier mlssen mit viel Einfihlungsvermégen, Hilfen und Zu-
spruch der Weglauftendenz entgegenwirken. In der Stufe 2
agiert der Jugendliche oftmals noch starker. Speziell der
~Sportlertyp” hat hier die groBten Schwierigkeiten durchzu-
halten.

Doch auch hier finden positive Prozesse statt, in denen
Jugendliche ihre Bereitschaft zum kreativen Tun entdecken
und ausleben mochten. Hier kommen erstmals die Anfra-
gen, ob nicht Gerate und Material mit auf die Zelle gegeben
werden kénnen. Die Abendstunden werden so inhaltlicher,
ausgeflillter und sinnvoller genutzt. Fachliteratur wird von
den Jugendlichen angefordert.

Wettbewerbssituationen zwischen den Jugendlichen
schaffen auch ein neues FreizeitbewuBtsein, in denen der
einzelne Jugendliche auch das Bekenntnis zu seiner Be-
schaftigung mit Form und Farbe eingesteht und offenlegt.
Dieses hat dann wiederum einen Schneeballeffekt, der an-
deren hilft, sich zu ihrem Hobby zu bekennen und die Moti-
vation zum Weitermachen auszuleben. Hier beginnen auch
subtile aber hochwertige Persdnlichkeitsstabilisierungen.
Durch den Gewinn an Selbstwertgef(ihlen kommt es bei den
Jugendlichen zu einer Verminderung von Unsicherheit und
Angst, was im Alltag des Strafvollzuges auch zu einer Mithil-
fe bei der Entscheidung fiir ein drogenfreies Leben flhren
kann und subkulturelle EinfluBnahmen reduzieren kann.
Uber die schrittweise Fdrderung von Eigeninitiative und
Selbstandigkeit erfadhrt der Jugendliche eine Herausforde-
rung, die somit im Gegensatz zu der im Strafvollzug erleb-
ten Bevormundung steht. Nur muf3 dieser Weg in der Regel
durch eine vorgeschaltete Informations-, Motivations- und
Vorbereitungsphase im Sinne eines Basic-Trainings begon-
nen werden. Dieses kreative Training ist eingebunden in
analog ablaufende Hausprogramme, in welchen der Ju-
gendliche ein Binnentraining erlebt, dem spater weitere Au-
BentrainingsmaBnahmen zugeschaltet werden, die im Frei-
gangseinsatz oder der Bewahrungsentlassung gipfeln. Ab-
schlieBend zum kreativen Training im Strafvollzug méchte
ich als Erfahrungswert benennen:

Eine Therapie muB sich zwangsweise im Vollzug von der
Verwahrung abzeichnen, als Anforderung an den Jugendli-
chen, seine Veranderung zu wollen und daran mitzuwirken.
Der Jugendliche gibt in der Regel nur als Lippenbekenntnis
seine Zustimmung, agiert aber in entgegengesetzter Rich-
tung. Aus der eigenen Erfahrung heraus méchte ich behaup-
ten, da im Vollzug mit einer straffen aber transparenten
Flihrung begonnen werden sollte, und daB diese in einer
echten Mitarbeitsbereitschaft und praktizierten Nestwéarme



enden sollte! Nur eine Symptombekampfung durch die Er-
ziehungsbeeinflussung reicht m.E. nicht aus, um das Voll-
zugsziel wirklich zu erreichen.

Eine gute Arbeitsbereitschaft und -leistung kann auf die
Dauer nicht nur durch einen duBeren Antrieb gehalten wer-
den, sondern nur in Verbindung mit innerer Einsatzbereit-
schaft. Diese Einsatzbereitschaft wird durch gefiihlsmaBig
beeinfluBte Erfahrungen (z.B. Anerkennung u.a.) gesteuert.
Hierbei werden offensichtlich Krafte ebenso aktiviert, wie sie
von negativen Erlebnissen dieser Art gehemmt werden.
Sicher spielt dabei in erster Linie das Wohlbefinden eine
Rolle. Innere Zufriedenheit und Sichwohlflihlen werden ei-
nen anregenden Impuls ausiben. Seelische Erlebnisse wir-
ken sich in jedem Fall anregend oder belastend auf die Lei-
stungsdisposition aus.

Sehen wir darauf unser Klientel an, da3 auBer den vielen
Stérungen noch unter starken Pubertatsproblemen leidet,
so trifft die Aussage zu, daB der Geist wie ein Fallschirm sei—
und beide mussen sich halt 6ffnen, um zu funktionieren. Und
dazu bedarf es eben besonderer Voraussetzungen, die
auch existenzielle Bereiche ansprechen miissen.
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JV\]CO rmationen

20 Thesen zur Kriminalpolitik

Die Mitgliederversammlung des Bundesarbeitskreises
Christlich-Demokratischer Juristen (BACDJ) hat eine Fach-
kommission Kriminalpolitik eingesetzt mit dem Auftrag, ein
kriminalpolitisches Programm zu erarbeiten. Mit dem Vorsitz
der Kommission wurde Minister a.D. Prof. Dr. Hans-Dieter
Schwind betraut.

Der Kommission gehdrten weiterhin an: Professor Dr.
Alexander Bo6hm, Mainz; Ministerialrat Dr. Reinhard Bott-
cher, Minchen; Richter am Oberlandesgericht Professor Dr.
Volker Krey, Trier; Ministerialrat Dr. Gernot Steinhilper, Han-
nover; Landespolizeiprasident Dr. Alfred Stiimper, Stuttgart.

Am 4. Juli 1985 haben unter Vorsitz von Staatsminister
beim Bundeskanzler Friedrich Vogel MdB Vorstand und
KoordinierungsausschuB des BACDJ die von der Kommis-
sion vorgelegten 20 Thesen zur Kriminalpolitik einschlieB-
lich ihrer Begriindungen gebilligt und ihre Veréffentlichung
beschlossen.

Im einzelnen umfassen die 20 Thesen folgende Themen-
bereiche:

I Umfang und Entwicklung der

Kriminalitat
1. Allgemeine Kriminalitatslage These 1
2. Analyse der Kriminalitatsursachen These 2
3. Die weitere Kriminalitatsentwicklung These 3

IR Ressortiibergreifende Kriminalpolitik

1. Anwendungsfeld der Kriminalpolitik These 4
2. Starkung der Erziehungsfahigkeit der
Familie These 5
3. Schulische Erziehung These 6
4. Forderung der beruflichen Bildung und
Bekampfung der Arbeitslosigkeit These 7
5. Férderung einer sinnvollen Freizeit-
gestaltung These 8
6. Verantwortung der Medien These 9
7. Auslanderpolitik These 10
8. Bekampfung des Rauschmittel-
miBbrauchs These 11
9. Verbesserung der polizeilichen Arbeit These 12
10. Kriminalpolitische Aufgabe des
Strafrechts These 13
11. Erziehung zur Verantwortung im
Jugendstrafrecht These 14
12. Verbesserte Verbrechensaufklarung
und Beschleunigung des Straf-
verfahrens These 15
13. Weiterentwicklung des Strafvollzugs These 16
14. Alternativen zu freiheitsentziehenden
MafBnahmen These 17
15. Ausbau der auBerstaatlichen
Entlassenenhilfe These 18
16. Hilfe fUr die Opfer von Straftaten These 19
1l Btirger und Kriminalpolitik These 20

Von besonderem Interesse fiir Strafvollzug und Entlas-
senenhilfe sind die Thesen 16 bis 18 und ihre Begriindun-
gen. Sie lauten:
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13. Weiterentwicklung des Strafvollzuges
These 16:

Der Strafvollzug dient dem Schutz der Allgemeinheit und der
Wiedereingliederung des Straftaters. Zu den vordringlichen
Aufgaben der Ruckfallverhiitung gehort die Wiedereinglie-
derung ins Arbeitsleben. Gefangenen soll wahrend der Haft
nach Moglichkeit Gelegenheit zur Aus- und Fortbildung so-
wie zu einem Schul- und BerufsabschluB gegeben werden.
Bei den Investitionen flr den Jugendstrafvollzug ist ein
Schwerpunkt zu setzen.

Begrindung:

Auf den Tater soll die Freiheitsstrafe in dreifacher Rich-
tung einwirken (Spezialpravention): Er soll nachdriicklich
gewarnt werden; wahrend des Vollzugs der Freiheitsstrafe
und im Rahmen eines begleitenden Ubergangs in die Frei-
heit soll ihm geholfen werden, in der Gesellschaft (wieder)
FuB zu fassen; durch die Inhaftierung soll die Gemeinschaft
vor ihm geschuitzt werden.

Das Schwergewicht des Volizugs der Freiheitsstrafe liegt
bei der Resozialisierung. Wie die Resozialisierungspro-
gramme im gegenwartigen Jugendstrafvollzug und Frei-
heitsstrafvollzug wirken und wie sie verbessert werden kon-
nen, ist Gegenstand verstarkter wissenschatftlicher For-
schung. Die bisherigen Erkenntnisse sind noch sehr liicken-
haft. Sie deuten aber darauf hin, daB die Riickfallquote bei
intensiv einem Resozialisierungsprogramm unterworfenen
Gefangenen, insbesondere solchen, die schulisch und be-
ruflich fortgebildet worden sind, niedriger liegt.

Strafvollzug ist teuer, nicht nur wegen der Anstaltsbauten,
sondern auch vor allem wegen der personellen Aufwendun-
gen, weil die Anstalten Tag und Nacht besetzt sein miissen
und der Umgang mit h3ufig gefahrlichen und schwierigen
Menschen personal- und personlichkeitsintensiv ist. Gemes-
sen an diesen ,Grundkosten” des Strafvollzugs sind die fir
spezielle Resozialisierungsprogramme anfallenden Kosten
vergleichsweise gering und dirften nicht gescheut werden.

Der Jugendstrafvollzug hat eindeutig erzieherischen Auf-
trag. Hier sind Programme des sozialen Trainings regelma-
Big anzubieten, insbesondere ist die schulische und berufli-
che Ausbildung fir alle Insassen sicherzustellen. Auch der
Gewahrung regelmaBiger Arbeit kommit bei vielen Gefange-
nen grundlegende Bedeutung zu. Der junge Gefangene darf
nicht durch Bevormundung in allen Kleinigkeiten und eine
perfekte Versorgung bequem und unselbstandig werden.
Die Einbeziehung der Eltern und anderer Bezugspersonen
in die Arbeit im Strafvollzug und ihre Beratung sind sicherzu-
stellen. FUr besonders junge Gefangene sind spezifische,
altersgemé&Be Formen des Jugendstrafvollzugs bereitzu-
stellen. Sportliche Betatigung ist zu férdern.

Angesichts des bisher geringen Wissens Uber Erfolge und
Méglichkeiten der Resozialisierung ist eine wissenschaftli-
che Begleitung von Maf3nahmen im Strafvollzug entspre-
chend dem gesetzlichen Auftrag (§ 166 StVollzG) erforder-
lich.

14. Alternativen zu freiheitsentziehenden MaBnahmen
These 17:

Alternativen zu freiheitsentziehenden MaBnahmen sind
vor allem in einer besseren Ausgestaltung der Straf(rest)-

aussetzung zur Bewdhrung zu sehen und bei Jugendlichen
auch in der Einfihrung von intensiven MaBnahmen sozialen
Trainings in Freiheit.

Begriindung:

Nicht nur die Uberbelegung der Strafanstalten legt es na-
he, Alternativen zu Freiheits- und Jugendstrafen sowie zum
Jugendarrest, soweit sie sich bewahrt haben, auszubauen
bzw. zu entwickeln und zu erproben, sondern auch die (nicht
begriindete) Hoffnung, daB auf diese Weise dem Rickfall
haufig besser vorgebeugt werden kann. Solche Alternativen
sind vornehmilich in einer besseren Ausgestaltung der Straf-
(rest)aussetzung zur Bewahrung zu sehen und bei Jugendli-
chen auch in der Einfiihrung von intensiven MaBnahmen so-
Zialen Trainings (Erziehungskurse) in Verbindung mit der
Weisung, sich flr einige Zeit der Beratung und Anleitung
durch eine padagogisch befahigte Person zu unterstellen
(Betreuungszuweisung). Entsprechende Bemuihungen be-
finden sich bei den Bundeslandern allerdings erst im Ver-
suchsstadium. Die Straf(rest)aussetzung zur Bewahrung
(mit Bewahrungshilfe) konnte sich hingegen seit ihrer (Wie-
der-)Einfihrung 1953 als ambulante SanktionsmaBnahme
(zumindest quantitativ) zur wichtigsten Alternative zum Frei-
heitsentzug (bzw. zur wichtigsten entlastenden Hilfe) ent-
wickeln. Sie ist kostenglnstiger als der Vollzug. Gegenwar-
tig scheitern jedoch noch fast die Halfte aller Strafausset-
zungen zur Bewahrung méist deshalb, weil der Proband
wéhrend der Bewahrungszeit neue Straftaten begangen
hat. Durch intensivere Beratung und stérkeres soziales Trai-
ning ist der Anteil der MiBerfolge zu senken. Hierflir muB die
Bewahrungshilfe personell verstarkt werden.

15. Ausbau der auBerstaatlichen Entlassenenhilfe
These 18

Eine wirksame Entlassenenhilfe ist ein wichtiger Beitrag
zur Verh(itung von Riickfallkriminalitat. Der Ausbau der Ent-

lassenenhilfe in einem flachendeckenden Netz von Anlauf-
stellen ist das notwendige Seitenstlick des Strafvollzugs.

Begriindung:

In der Bundesrepublik Deutschland werden jahrlich ca.
60.000 Gefangene aus dem Strafvollzug entlassen. Etwa je-
dem sechsten Entlassenen wird ein Bewahrungshelfer bei-
geordnet. Von den dbrigen 50.000 Personen verflgt die
Mehrzahl Gber keine Ansprechpartner fiir ihre Probleme
kurz nach ihrer Entlassung. Viele haben hohe Schulden, kei-
ne Arbeit und keine Unterkunft.

Mit der Eingliederung von Straffalligen befassen sich viele
Behorden, Institutionen und Vereine. Sie verteilen gréBten-
teils nur kleinere Geldzuwendungen, ohne eine langerfristig
angelegte Betreuungsarbeit leisten zu kénnen. Durch die
Vielzahl paralleler Betreuungen addieren sich die Gelder
trotz der geringen Hohe bei den einzelnen Organisationen
zwar zu erheblichen Summen. Aufwand und Nutzen stehen
aber in keinem angemessenen Verhaltnis zueinander.

Hilfsangebote missen gebiindelt, neue Organisationsfor-
men entwickelt werden. Eine entsprechende Organisations-
form sind die ,Anlaufstellen fir Straffallige“. Als ,Zusam-
menschluB der Helfenden unter einem Dach”, organisiert in
der Form der nicht rechtskraftigen Arbeitsgemeinschaften,
sollen Anlaufstellen bei freien Verbanden und im offenen
Rahmen mit padagogischer Breitenarbeit angesiedelt wer-
den. Die Anlaufstellen erfilllen folgende Aufgaben:



— Betreuung von Gefangenen zur Vorbereitung auf die Ent-
lassung durch Einzelberatung, Gruppenarbeit und Ver-
mittlung von Bezugspersonen; ’

—ambulante oder evtl. stationare Betreuung von Straffflli-
gen durch Einzelberatung, Hilfen bei der Schuldenregu-
lierung, Beschaftigung in gemeinniitzigen Arbeitsprojek-
ten, materielle Hilfeleistung, Vermittlung von Behdrden-
kontakten, Hilfe bei der Schaffung von Wohnraum usw.;

— Gewinnen, Anleiten und Fortbilden ehrenamtlicher Mitar-
beiter, verbunden mit einer Verstandniswerbung in der
Offentlichkeit fiir die Belange der Straffalligenhilfe.

Eine solche gemeinwesenzentrierte Straffalligenhilfe er-
fordert eine groBe Anzahl| ehrenamtlicher Betreuer. Dadurch
wird nicht nur das soziale Umfeld, sondern auch die breite
Offentlichkeit starker als bisher einbezogen.

Berufsausbildung flr Straffallige wird weiter
ausgebaut: 1. ,Umschulungslehrgang zum
Koch flir Probanden der Bewahrungshilfe
und andere Teilnehmer" im Landgericht
Hannover eingerichtet

Am 5. September 1985 um 17.00 Uhr wird im Casinobe-
trieb des Landgerichts Hannover der 1. ,,Umschulungslehr-
gang zum Koch fur Probanden der Bewahrungshilfe und an-
dere Teilnehmer* der Offentlichkeit vorgestelit. Der Lehr-
gang, der im wesentlichen aus Mitteln der Bundesanstalt fiir
Arbeit und der Justizverwaltung des Landes Niedersachsen
finanziert wird, begann am 1. 3. 1985 und endet nach einer
Laufzeit von 24. Monaten mit der Abnahme der Kochgehil-
fenpriifung vor dem PriifungsausschuB der Industrie- und
Handelskammer Niedersachsen-Bremen.

Die unterschiedliche Zusammensetzung der Lehrgangs-
teilnehmer (14 Probanden der Bewdhrungshilfe, ein Frei-
ganger und fiinf unbestrafte Teilnehmer) ist einmalig auf
Bundesebene und wird mit der Zielsetzung erprobt, die Bil-
dungsmafBinahmen als standige Ausbildungseinrichtung fiir
den Bereich der Bewahrungshilfe weiterzufiihren.

Die Absolventen dieses Umschulungslehrganges haben
eine gute Chance, im Dienstleistungsbereich des Hotel- und
Gaststattengewerbes eine Anstellung zu finden.

Trager der BildungsmaBnahme ist die Landesgewerbe-
forderungsstelle der Niedersachsischen Hotel- und Gast-
stattenverbande e.V., die bereits seit 14 Jahren Ahnliche Bil-
dungslehrginge fur erwachsene Strafgefangene im Lehr-
restaurant der Justizvollzugsanstalt Hannover und seit ei-
nem Jahr fiir Probanden der Bew&hrungshilfe in der Ju-
gendanstalt Hameln mit gutem Erfolg durchfithrt. Die mit
dieser AusbildungsmaBnahme verbundene Sozialgastro-
nomie fur die Bediensteten des Justizzentrums Hannover
hat die in diesem Bereich erfahrene Dienstleistungsgruppe
Piepenbrock aus Osnabriick ibernommen.

An der Vorstellungsveranstaltung im Casinobetrieb des
Landgerichts Hannover nehmen u.a. neben dem Nieder-
sachsischen Justizminister Walter Remmers die Gattin des
Niedersachsischen Ministerprasidenten, Frau Dr. Heidi
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Adele Albrecht, der Direktor des Arbeitsamtes Hannover,
Jobst du Buisson und in Vertretung fiir den Oberbirgermei-
ster der Landeshauptstadt Hannover Biirgermeister Horst
Fitjer teil.

Die UmschulungsmaBnahme gilt im Rahmen der Be-
schéftigungsinitiative der Niedersachsischen Landesregie-
rung als Pilotprojekt und ist richtungsweisend fiir weitere
»Ausbildungs- und Arbeitsprojekte in der Bewahrungshilfe,
die in Zusammenarbeit mit dem Landesarbeitsamt Nieder-
sachsen-Bremen ab Oktober d.J. mit bis zu 40 ABM-Mitar-
beitern in etwa 30 Standorten entwickelt und aufgebaut wer-
den sollen.

Hierzu erklart der Niedersachsische Justizminister Walter
Remmers: ,Der Nachholbedarf beim Ersatz Gberalterter
Geféngnisse in Niedersachsen ist weitgehend gedeckt.
Jetzt qilt es, die ,ambulante Straffalligenhilfe‘, d.h. die Be-
treuung von Straftatern in Freiheit, weiter auszubauen. Hier-
zu begriiBe ich die Einrichtung dieses ,Umschulungslehr-
gangs zum Koch flr Probanden der Bewé&hrungshilfe und
andere Teilnehmer‘ als einen wichtigen Schritt, um auch in
konzeptioneller Hinsicht neuartige Erfahrungen zu sam-
meln. Die weiteren auf Landesebene geplanten Ausbil-
dungs- und Beschaftigungsprojekte gelten als ein arbeits-
markt- wie auch kriminalpolitisch bedeutsames Vorhaben,
das unserer aller Mithilfe bedarf. Nur so kdnnen Alternativen
zum Freiheitsentzug entwickelt und neue Ideen zur Riick-

s

fallverhinderung wirksam erprobt werden'*.

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministers der
Justiz — Referat Presse- und Offentlichkeitsarbeit — vom
4.9.1985)

Eyrich: Zwischenbilanz des
Sozialen Trainings im Strafvollzug ist positiv

Das im Jahr 1983 vom Justizministerium landesweit im
baden-wiirttembergischen Strafvollzug eingefiihrte Soziale
Training hat sich nach den vorliegenden Erfahrungen als ei-
ne sinnvolle Erganzung zu anderen bewahrten Resoziali-
sierungsmaBnahmen erwiesen.

Dies erklarte der baden-wiirttembergische Justizminister
Dr. Heinz Eyrich in einer Pressemitteilung seines Hauses.

Es habe sich, so Eyrich weiter, immer wieder gezeigt, da
Strafentlassene an der Bewéltigung alltaglicher Lebenssi-
tuationen scheiterten. In den Trainingsbereichen ,Arbeits-
und Berufswelt’, ,Umgang mit Geld‘, ,Rechtim Alltag’, ,Frei-
zeit' und ,Soziale Beziehungen‘ werden daher die notwendi-
gen Kenntnisse beigebracht, hilfreiche Alltagsfertigkeiten
gelibt und soziale Einstellungen vermittelt.

Eyrich wies darauf hin, daB der baden-wiritembergische
Vollzug das wissenschaftlich anerkannte und vom Justiz-
ministerium vorgegebene Rahmenkonzept in erfreulichem
MaBe angenommen und in die Vollzugswirklichkeit umge-
setzt habe. Die Anstalten berichteten von iiber 200 Trainern
aus dem Kreis der haupt-, neben- und ehrenamtlichen Kraf-
te. Zwischenzeitlich hatten bereits nahezu 3.000 Untersu-
chungs- und Strafgefangene aus allen Altersgruppen und in
unterschiedlichen Vollzugsphasen an derartigen lebens-
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praktischen Kursen teilgenommen, die — so hob der Justiz-
minister hervor — den Gefangenen nicht nur férdern, son-
dern in seiner Persénlichkeit auch fordern sollen.

Im zweiten Teil der Einfiihrungsphase gehe es nun vor al-
lem um eine Ausweitung, eine methodische und inhaltliche
Verbesserung und um einen verbesserten Verbund mit an-
deren Resozialisierungsschwerpunkten.

(Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-W(irt-
temberg — Pressestelle — vom 28. 8. 1985)

Kriminologische Zentralstelle

Trotz beachtlicher Forschungsaktivitaten an Universita-
ten und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen besteht
in der Bundesrepublik Deutschland ein Mangel an praxis-
orientierter kriminologischer Forschung.

Hier zeichnet sich jedoch eine Wende ab: Die neue ge-
meinsame Forschungs- und Dokumentationsstelle des
Bundes und der Lander, die Kriminologische Zentralstelle in
Wiesbaden, fuhrt — nach der Bereitstellung der erforderli-
chen Mittel — gegenwartig die Vorarbeiten fiir die Aufnahme
des Forschungsbetriebes durch. Es istihre Aufgabe, die kri-
minologische Forschung zu férdern und kriminologische Er-
kenntnisse fir die Forschung, Gesetzgebung, Rechtspflege
und Verwaltung zu vermitteln und zu erarbeiten. Sie wird zur
Halfte aus Bundesmitteln finanziert.

Bundesjustizminister Hans A. Engelhard erklarte, daB
Gesetzgebungsvorhaben auf strafrechtlichem Gebiet krimi-
nologisch vorbereitet werden miiBten. Nach durchgefiihrten
Anderungen des Strafrechts miiBten Erfolgskontrollen vor-
genommen werden. Der Gesetzgeber kénne bei seinen
Entscheidungen jedoch auch heute noch viel zu wenig auf
gesicherte kriminologische Erkenntnisse zurlickgreifen.

Er habe sich deshalb nachdriicklich dafiir eingesetzt, daB
die Kriminologische Zentralstelle mit den nétigen finanziel-
len Mitteln ausgestattet werde. Er habe es sehr begriiBt, daB
nunmehr mit der alsbaldigen Arbeitsaufnahme gerechnet
werden kénne. Es warteten auf sie viele Forschungsaufga-
ben, deren Ergebnisse zur Durchfiihrung einer rationalen,
gerechten und effizienten Verbrechensbekampfung unum-
ganglich seien.

(Aus: recht. Informationen des Bundesministers der Ju-
stiz Nr. 3/1985, S. 41)

Bundeszentrale Fortbildung des Instituts far
Sozialarbeit und Sozialpadagogik

Das Institut flir Sozialarbeit und Sozialpadagogik — Fort-
bildung —, Am Stockborn 5 - 7, 6000 Frankfurt 50, fihrt im
Jahr 1986 wiederum Fortbildungsveranstaltungen fir Mitar-
beiter und Interessenten aus den verschiedensten sozialen
Bereichen durch. Das 32 Seiten umfassende Jahrespro-
gramm, das vom Institut bezogen werden kann, weist fol-
gende Themenschwerpunkte auf:

— Grundsétzliche Ansatze zur Entwicklungsarbeit in Sozial-
arbeit und Sozialpadagogik

— Jugend als Gegenstand von Forschung und Planung

— Hilfen fiir Kinder, Jugendliche und deren Familien in so-
zialen Problemfeldern

— Lokale Beschéaftigungsinitiativen und arbeitsweltbezoge-
ne Jugendsozialarbeit

— Neue Aspekte in der Auslandersozialarbeit
— Qualifizierungsarbeit in der Straffalligenhilfe
— Mit Drogenabhéngigkeit leben?

— Management in sozialen Organisationen

Im Rahmen des Themenschwerpunktes ,Qualifizie-
rungsarbeit in der Straffalligenhilfe“ sind im einzelnen fol-
gende Veranstaltungen vorgesehen:

— Aufgabenbezogene Qualifizierung von Jugendgerichts-
helfern

— Fortentwicklung der sozialen Dienste der Justiz

— Mutter- und Kind-Einrichtung im Strafvollzug
— Probleme und Méglichkeiten —

Zahl der Gefangenen in der Bundesrepublik
Deutschland

Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes Wiesba-
denbefanden sicham 31. Marz 1984 49.254 Strafgefangene
und Sicherungsverwahrte in den 167 Vollzugsanstalten der
Bundesrepublik. Davon waren 47.606 mannlichen, 1.648
weiblichen Geschlechts. Die Zahl der Auslander belief sich
auf 4.735. Uber 43% der Gefangenen waren zu einer Haft
von einem Monat bis zu einem Jahr verurteilt, 44 % zu Stra-
fen von einem bis zu fiinf Jahren, 13 % zu mehr als funf Jah-
ren, darunter 2% zu lebenslanger Haft.

Gegeniiber dem Vorjahr war die Zahl der mannlichen Ge-
fangenen um 2,1%, die der weiblichen um 3,4 % gestiegen.
Die Zahl der Auslénder hatte gegeniiber dem Vorjahr um
2,2% zugenommen.

Bericht Uber die 11. Arbeits- und Fortbildungs-
tagung der Bundesvereinigung der Anstalts-
leiter im Strafvollzug vom 6. bis 10. Mai 1985
in der Bayerischen Justizvollzugsanstalt
Straubing

1. An der diesjahrigen Arbeits- und Fortbildungstagung
der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter beteiligten sich
erstmals Uber 90 Teilnehmer.

Der 1. Vorsitzende eréffnete die Tagung. Bei den erschie-
nenen Gasten begriiBte er die beiden Abgeordneten von
CSU und SPD des Bayerischen Landtags, den Bayerischen
Staatsminister der Justiz in Begleitung des Ministerialdirek-
tors und des Leiters der Abteilung Strafvollzug sowie den
Leiter der Bayerischen Justizvollzugsschule.

Der 1. Vorsitzende brachte seine besondere Freude dari-
ber zum Ausdruck, daB der Bayerische Staatsminister der
Justiz der Bundesvereinigung die Ehre gab, eine Begrii-
Bungsansprache zu halten.



Herzlich willkommen hieB er weitere Géaste aus den Be-
reichen der Justiz und des offentlichen Lebens, insbesonde-
re auch den Oberbiirgermeister der Stadt Straubing.

Sein besonders herzlicher GruB galt den Kolleginnen und
Kollegen aus allen Bundeslandern.

Es wurde als sehr erfreulich festgestellt, daB auch in die-
sem Jahr ein Vertreter des Hessischen Ministers der Justiz
an der Tagung teilnehmen.

2. Inseiner BegriiBungsansprache driickte der Staatsmi-
nister seine Anerkennung dafiir aus, daB sich die Anstalts-
leiter grundsatzlich mit den aktuellen Problemen des Straf-
vollzugs beschaftigen, die Vollzugsgestaltung standig Uber-
denken und um neue Ldsungsansétze bemdiiht sind. Er hob
die Bedeutung solch Uberregionaler Tagungen hervor, bei
denen in Kollegenkreisen ein offener Meinungs- und Erfah-
rungsaustausch stattfinden kénne, der fir alle im Vollzug ei-
ne Bereicherung sei.

Besonderen Schwerpunkt legte der Herr Staatsminister in
Anlehnung an die Wahl der Hauptreferate fiir diese Tagung
auf die Feststellung, daB das Resozialisierungsinteresse
und das Sicherheitsbedtirfnis beides Anliegen der Allge-
meinheit seien, die oft zu unrecht in einem unvereinbaren
Gegensatz gesehen werden.

Er hoffe, daB es gelingt, immer einen sachgerechten Aus-
gleich zu finden, wobei der Freistaat Bayern das Interesse
der Bevdlkerung hieran hoch veranschlagt. Man sei ver-
pflichtet, den jeweiligen Einzelfall besonders sorgfaltig und
gewissenhaft nach beiden Richtungen hin zu untersuchen.
Der Gefangene misse akzeptieren, daB auch die Verteidi-
gung der Rechtsordnung, die Beriicksichtigung der Schwe-
re von Schuld und die Durchsetzung der Strafzwecke von
Bedeutung seien. Die Bevdlkerung selbst werde dann Ver-
sténdnis dafir haben, daB die Vollzugsbhehdrden dem Ge-
fangenen im Rahmen von Lockerungen die Gelegenheit zur
Bewéhrung einzurdumen miissen.

3. Nach weiteren GruBworten, auch an die erschienene
Presse, ergab sich die erste Gelegenheit zu einem Erfah-
rungsaustausch und gegenseitigem Kennenlernen beim
Abendessen mit FaBbier und Musik.

4. Einem der Schwerpunkithemen entsprechend nahm
breiten Raum die Behandlung der Gedanken aus den Refe-
raten des Herr Ltd. Regierungsdirektors Schmuck ,Die
Strafzwecke als Gestaltungsgrundsitze des Strafvollzugs®,
das von Herrn Regierungsdirektor Déschl vorgetragen wur-
de, sowie , Strafzwecke einerseits, Ziele des Strafvollzugs
andererseits”, von Herrn Oberregierungsrat Otto, ein.

Sehr ausfiihrlich wurde die Notwendigkeit eines individu-
ellen Strafvolizugs dargelegt, der neben den Gesichtspunk-
ten der Resozialisierung und des Schutzes der Allgemein-
heit auch die Strafzwecke zu berlicksichtigen habe. Zusam-
menfassend legt Herr Ltd. Regierungsdirekior Schmuck
dar, dal die Berlicksichtigung generalpréventiver Straf-
zwecke oder der Strafzwecke des Schuldausgleichs und der
Stihne durch die Vollzugsbehdrde bei Entscheidungen dber
die individuelle Gestaltung des Vollzugs zwar verfassungs-
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rechtlich unbedenklich sein mag, die genannten Strafzwek-
ke konnen sich aber aus institutionellen Grinden nicht als
Grundlage fiir Ermesenserwagung eignen. Zwar bilden sie,
soweit sie auf internalisierten Wertvorstellungen der Ent-
scheidungstrager beruhen, eine wesentliche Grundlage
ihrer Haltungen und Einstellungen. Sie lassen sich indessen
nicht in rationale Erwagungen einbinden, ohne daB solche
Begrundungen zu Leerformeln geraten.

Als Gegenpol faBte Herr Oberregierungsrat Otto sein Re-
ferat in folgenden Thesen zusammen: , Ich stelle fest, daf
man in der Rechtsprechung immer noch nicht ausdriicklich
aus Behandlungsgriinden ablehnende Entscheidungen der
Justizvollzugsanstalten als solche Ermessensentscheidun-
gen anerkennt. Alles soll noch in dem Beurteilungsspiel-
raum bei unbestimmten Rechtsbegriffen erfaBt und gewiir-
digt werden.

Insgesamt warne ich jedoch vor einer Uberanwendung
der Formel von der Schwere der Schuld oder anderen
schwer greifbaren Strafzwecken. In der Vergangenheit be-
reits hat man dem Strafvolizug den Vorwurf der Uberstrapa-
zierung der Grundsétze von Sicherheit und Ordnung ge-
macht und damit letztlich den Verdacht von der Willkir im
Strafvollzug bei einer kritischen Offentlichkeit genahrt. Das
hat uns letztlich ein gerade den Strafvollzug mit Argusaugen
beobachtendes rechtsstaatliches Verfahrensnetz mit viel-
faltigen Rechtsweg- und Beschwerdemaoglichkeiten fir den
Inhaftierten eingebracht. Der Strafvollzug sollte sich des-
halb hiiten, die neuere Rechtssprechung iibermagig zu stra-
pazieren. Es war meines Erachtens ein Fehler, das Voll-
zugsziel in dieser Allgemeingiiltigkeit fir alle Gefangenen
und der damit korrespondierenden umfassenden Verpflich-
tung fur die Vollzugsbehdrden zu formulieren. Genau so
groB wére jedoch meines Erachtens der Fehler und der nicht
wiedergutzumachende Schaden, wenn man die Gedanken
der Schuldschwere, Schuldverarbeitung und Stihne anwen-
den sollte.”

5. Im AnschiuB an das 3. Hauptreferat ,,Vollzugslocke-
rungen, ein Argernis fiir Justiz und Polizei“, das anstelle des
erkrankten Verfassers, Ltd. Regierungsdirektor Preusker,
vom 1. Vorsitzenden vorgetragen wurde, schio sich eine
Podiumsdiskussion unter Beteiligung von Herrn Dr. Dietl,
Ministerialdirigent, Leiter der Strafvollzugsabteilung im
Bayerischen Staatsministerium der Justiz, Herrn Schricker,
Vorsitzender Richter am Landgericht Regensburg, Herrn
Goldmund, Oberstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft beim
Oberlandesgericht Miinchen, Herrn Sertl, Leiter der Polizei-
direktion Passau, Herrn Schaller, Chefredakteur der Mittel-
bayerischen Zeitung Regensburg, Herrn Déschl und Herrn
Otto, Referent, an.

Das 3. Hauptreferat bot einen guten Einstieg in die Dis-
kussion.

Es wurde betont, daB in allen Bereichen eine umfangrei-
chere und tiefergehende Information (ber die realen Ver-
haltnisse des Strafvollzugs erwiinscht werden. Der Straf-
vollzug stehe nur dann im Lichte der Offentlichkeit, wobei
auf die Art der Darstellung kaumn EinfluB genommen werden
kdnne, wenn spektakulare Vorgéange iber die Medien ,ver-
kauft”“ werden.
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Auch in den sonstigen Justizbereichen sei der Kenntnis-
stand nicht viel weitreichender. Es sei deshalb zu empfeh-
len, daB bei der Ausbildung bei Polizei und Justiz zumindest
der Besuch einer Anstalt vorgesehen ist. Es ergebe sich
vielleicht dann die Méglichkeit, entgegenzusteuern, nach-
dem das Bild des Vollzugs immer noch von der geringen An-
zahl von MiBbrauchen gepragt sei.

Es ist weiter anzumerken, im Bereich der Medienpflege
Pressebesuche in den Behérden zu fordern. Auch von sei-
ten der Aufsichtsbehdrden kénne weiterem Auseinander-
driften entgegengewirkt werden, wenn bei behérdeninter-
nen Fortbildungsveranstaltungen — wie es in Bayern (iblich
sei — den Vertretern der anderen Bereiche Gelegenheit ge-
geben werde, die derzeitige Situation darzustellen.

6. Ein weiterer Schwerpunkt war der Erfahrungsaus-
tausch (ber die verschiedenen Gestaltungsgrundséatze des
offenen Vollzugs und des Freiganges in den Bundeslan-
dern. Es gelang den einzelnen Referenten hervorragend,
die pragenden Differenzen herauszuarbeiten, so daB sich
anschlieBend ausreichend Stoff bot, um die Beweggriinde
fur die unterschiedlichen Vorgehensweisen zu hinterfragen
und Erfahrungen fiir das eigene praktische Handeln zu
Ubernehmen.

7. Gleichfalls beeindruckend war die Besichtigung der
Vollzugsanstalt Straubing, deren Konzept, eine Offnung
nach Innen mit hoher Sicherheit nach AuBen, fiihlbar sich
auf das Klima und die Mitarbeitsbereitschaft ausdriickt. Es
ist dort gelungen, Zielvorstellungen des Strafvolizugsgeset-
zes behutsam den baulichen Realitdten anzugleichen. Die
Vielzahl der Moglichkeiten, die fir Gefangene im Bereich
der Ausbildung, der Arbeit, der Fortbildung und der Freizeit-
betétigung zur Verfiigung stehen, {iberzeugte durch ihre
Qualitat und ihrem zeitgemaBen Standard.

8. Mitviel Zustimmung wurde der Vortrag des bewéhrten
Referenten, Vorsitzender Richter am Landgericht Hamburg,
Dr. Franke, Uber die neuere Entwicklung der Rechtsspre-
chung in Strafvollzugssachen aufgenommen, wobei in der
Aussprache erneut ein Schwerpunkt auf der Bewertung von
Schuld und Siihne bei Vollzugsentscheidungen lag.

9. In der AbschluBbesprechung trug einleitend Herr
Staatsanwalt Kohimann vom Bundesjustizministerium vor,
daB im Bereich eines Untersuchungshaftvollzugsgesetzes
derzeit Abstimmungen mit den anderen Referaten wegen
notwendiger Anderungen, z.B. der S5tPO, stattfinden.

Beim Jugendstrafvollzugsgesetz lagen die Stellungnah-
men der Justizverwaltungen noch nicht vollstindig vor. Es
werde hier wohl zu langer andauernden Verhandlungen
kommen, damit tragbare Kompromisse gefunden werden
kénnten.

Ein Schwerpunkt sei die Beschéftigung mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zur Volkszahiung. Hier werde
eingehend gepriift, ob im Vollzugsbereich gesetzliche Re-
gelungen geadndert, eingeflihrt oder lediglich praktische Ar-
beitserledigungen veréndert werden miBten.

10. Fir die 12. Arbeits- und Fortbildungstagung sind fol-
gende Themen vorgeschlagen worden:

a) Datenschutz
b) Typologie des offenen Vollzugs
¢) Mitarbeiterfiihrung und Delegationsformen

d) Auswirkungen des § 114 StVollzG (einstweilige Anord-
nung) auf eine kontinuierliche Vollzugsgestaltung.

e) Verwendung des Einkommens von Freigangern mit frei-
em Beschéftigungsverhaltnis.

11. Der 1. Vorsitzende schloB die 11. Arbeits- und Fortbil-
dungstagung mit besonderem Dank an das Land Bayern
und die Mitarbeiter der Strafvollzugsschule, die durch ihren
personlichen Einsatz fir einen reibungslosen Verlauf der
Tagung gesorgt haben.

Karl Schmelcher Gerhard Nagel

6. Tubinger Fortbildungskurs in angewandter
Kriminologie

Die kriminologische Erfassung des Taters in seinen so-
zialen Beziigen in der taglichen Praxis.

Leitung: Prof. Dr. Dr. H. Goppinger, Dr. W. Maschke, Insti-
tut fir Kriminologie der Universitat Tibingen.

Form der Veranstaltung: Kurs in Form von drei aufeinan-
der aufbauenden Kompaktseminaren.

Termin: 24./25. Januar 1986, 07./08. Februar 1986, 18.
April 1986.

Ort: Institut fur Kriminologie, Corrensstr. 34, 7400 Tibin-
gen.

Angesprochener Personenkreis: alle Personen, die im
Rahmen der Strafrechtspflege, in der Wohlfahrtspflege und
in der Jugendarbeit mit Straffalligen oder entsprechend Ge-
féhrdeten zu tun haben; angesprochen ist auch der Perso-
nenkreis, der mit der Ausbildung dieser Berufsgruppen be-
faBt ist.

Ausfilhrliches Programm, Auskunft und Anmeldung: Uni-
versitat Tibingen, Arbeitsstelle fiir Wissenschaftliche Fort-
und Weiterbildung, Frau Dr. Fischer, WilhelmstraBe 5, 7400
Tibingen, Tel.: 0 70 71/29-50 10 oder 29-68 72.

Im Kurs soll den Teilnehmern eine erfahrungswissen-
schaftlich gewonnene und inzwischen jahrelang praktisch

_erprobte Methode zur kriminologischen Beurteilung des in-

dividuellen Taters in seinen sozialen Beziigen vermittelt
werden. Die Methode ermdglicht eine differenzierte Erfas-
sung des Einzelfalls und erlaubt entsprechende Folgerun-
gen im Hinblick auf Prognose und Einwirkungen im Sinne
der Spezialpravention oder Prophylaxe.

Intensive Bemihungen um AIDS-Vorsorge in
den Vollzugsanstalten

Mit der Erarbeitung eines konkreten MaBnahmekatalogs
wollen die Justizminister und -senatoren die AIDS-Vorsorge
in den Vollzugsanstalten intensivieren. Zwar ist die AIDS-



Vorsorge kein spezifisches Problem des Justizvollzugs. Sie
stellt jedoch den Justizvolizug situationsbedingt vor beson-
dere Aufgaben, wobei die VorsorgemaBnahmen mit den
Gesundheitsverwaltungen der Lander abgestimmt werden
sollen. Dies erklarte der baden-wiirttembergische Justizmi-
nister Dr. Heinz Eyrich in seiner derzeitigen Eigenschaft als
Vorsitzender der Konferenz der Justizminister und -sena-
toren.

Die 56. Konferenz der Justizminister und -senatoren hatte
in ihrer Konstanzer Sitzung im September den Strafvoll-
zugsausschuB beauftragt, in enger Zusammenarbeit mit
dem Bundesgesundheitsamt konkrete und méglichst ein-
heitliche Vorschlage zur weiteren AIDS-Vorsorge in den
Vollzugsanstalten zu erarbeiten. Der Strafvollzugsaus-
schuf} hat in der vergangenen Woche in Hessen getagt und
dabei einen mdglichen MaBnahmenkatalog aufgestellt,
durch den die Bediensteten und die Gefangenen vor An-
steckung geschiitzt werden sollen.

Auf folgende Punkte des vorgeschlagenen Katalogs wies
Minister Eyrich besonders hin:

— Allen Gefangenen soll auf Wunsch die Untersuchung auf
Antikérper gegen das HTLV-III-Virus auf freiwilliger Basis
erméglicht werden. Gefangenen, die Risikogruppen
(Fixer, Tatowierer, Homo- und Bisexuelle, Prostituierte,
Bluter, Intimpartner von Inhaftierten) angehdren, soll die
Blutuntersuchung ausdriicklich empfohlen werden.

— Den Bediensteten soll auf Wunsch eine Untersuchung er-
méglicht werden.

— Die Unterrichtung der Betroffenen lber das Untersu-
chungsergebnis erfolgt durch den Arzt. Bei positivem Be-
fund sind eine Beratung durchzufiihren und weitere Bera-
tungsgesprache anzubieten.

— Gefangene mit einem positiven Testergebnis nehmen
grundsétzlich am allgemeinen Vollzugsgeschehen teil.

Die Unterbringung in Vollzugskrankenhausern oder Kran-
kenabteilungen ist ohne besondere Indikation nicht erfor-
derlich.

Die Einzelunterbringung ist empfehlenswert.

Bei konkreten Krankheitserscheinungen entscheidet der
Arzt liber die zu treffenden MaBnahmen (z.B. Verlegung
in ein externes Krankenhaus, Prifung der Vollzugstaug-
lichkeit).

— Eine Pflicht zu einer allgemeinen Information der Bedien-
steten oder Gefangenen (iber Gefangene mit positivem
Testergebnis besteht nicht.

— Die Unterrichtung bestimmter Bediensteter ist im Hinblick
auf die MaBnahmen, die wegen der von dem Gefangenen
ausgehenden Infektionsgefahr méglicherweise zu treffen
sind, notwendig und zulassig.

— Bedienstete und Gefangene sollen durch Informations-
blétter liber die Infektionskrankheit AIDS, die bestehen-
den und die auszuschlieBenden Ansteckungsrisiken, die
Untersuchungsmaoglichkeiten und das Beratungsangebot
des arztlichen Dienstes unterrichtet werden.

Bei Informationsveranstaltungen im Jugendstrafvollzug
ist insbesondere auf die Infektionsgefahr durch Tatowie-
ren hinzuweisen.
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— SchutzmaBnahmen gegen Blut- und Sekretkontakte sind
gegentiiber allen Gefangenen und nicht nur gegeniiber er-
kannt Infizierten anzuwenden.

Diese Vorschlage, so Eyrich abschlieBend, stellen eine
gute Grundlage dar, auf der die Justizminister und -senato-
ren eine mdoglichst einheitliche Verfahrensweise erbrtern
kénnen.

(Pressemitteilung des Justizministeriums Baden-Wirt-
temberg — Pressestelle — vom 22. 10. 1985)

Anderung des Kontaktsperregesetzes vom
RechtsausschuB des Deutschen Bundes-
tages verabschiedet

Als einen erneuten eindrucksvollen Beweis der Eignungs-
und Handlungsfahigkeit der Koalition auch in schwierigen
und sensiblen Fragen der Rechtspolitik hat Bundesjustizmi-
nister Hans A. Engelhard die Verabschiedung von Anderun-
gen zum Kontaktsperregesetz durch den RechtsausschuB3
des Deutschen Bundestages am 25. September 1985 be-
zeichnet.

Der Bundesjustizminister zeigte sich hdchst befriedigt
dartiber, daB damit eine wesentliche Forderung der Libera-
len entsprechend der Koalitionsvereinbarung auf gutem
Wege zu ihrer endgiiltigen gesetzgeberischen Realisierung
sei.

Die vorgesehenen Anderungen des im Zuge der Terroris-
musbekampfung im Jahre 1977 geschaffene Kontaktsper-
regesetzes bezeichnete der Bundesjustizminister als , Aus-
druck der Souveranitat und Festigkeit des liberalen Rechts-
staates gegenliber dem Extremismus®”. Er unterstrich, daB
es dabei nicht um eine ,,Lockerung“des Kontakisperrege-
setzes im Sinne einer Verminderung des Schutzes vor terro-
ristischen Aktivititen gehe. Die vorgesehenen Anderungen
Zielten allein darauf ab, auch in Zeiten hochster Anspan-
nung und Abwehrbereitschaft dem mit einer notwendigen
Kontaktsperre belegten Inhaftierten gleichzeitig ein Hochst-
maR an rechtsstaatlichen Garantien zu gewahrleisten. Zu
diesem Zweck kénnen einem von einer Kontaktsperre Be-
troffen, zu dem auch sein Verteidiger keinen Zutritt mehr hat,
auf Antrag ein Rechtsanwalt als Kontaktperson zugeordnet
werden, der nicht die Aufgabe eines Verteidigers habe, je-
dochin der Lage sei, den Gefangenen in allen seinen Ange-
legenheiten rechtlich zu betreuen.

Bundesijustizminister Hans A. Engelhard machte deutlich,
daB die vorgesehene Anderung der Kontaktsperreregelung
eine unserem liberalen Rechtsstaat angemessene und wiir-
dige MaBnahme sei. Sie sei auch Ausdruck der Souveranitat
und Festigkeit des Rechtsstaates gegeniber dem Terroris-
mus. Der Schutz vor extremistischen Aktivitidten werde hier-
durch nicht beeintrachtigt.

(Aus: recht. Informationen des Bundesministers der Ju-
stiz Sep./Okt. Nr. 5/1985, S. 67 1))
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Konsequenzen aus dem Strafvollzug
im NS-Regime gezogen

Auf der Fortbildungstagung fiir Bedienstete des Nieders.
Justizvollzuges zum Thema ,,NS-Regime und Strafvollzug
— Mahnende Verpflichtung bis heute — wies Staatssekretar
Rehwinkel in seinen BegriiBungsworten darauf hin, daB dies
die erste Fortbildungstagung zu dem Thema ,,NS-Regime
und Strafvollzug“ sei. Es gebe noch immer Stimmen, die
— wenn auch hinter vorgehaltener Hand — die Kriminalitats-
beké&mpfung wahrend des Dritten Reiches flir beispielhaft
halten und ihre Nachahmung empfehlen. Solchen AuBerun-
gen musse mit Entschiedenheit entgegengetreten werden.
Dies kénne aber nur mit Uberzeugungskraft geschehen,
wenn man wisse, wie es wirklich gewesen sei und wie es da-
zu habe kommen konnen.

Das NS-Regime habe bestimmte Menschen aus der Ge-
meinschaft ausgeschlossen und in ihnen hdchstens noch
als Arbeitssklaven einen —begrenzten — Wert gesehen. Nur
so0 sei es zu erklaren, daB Gefangene hatten miBachtet, ge-
quéalt und sogar in den Tod getrieben werden kénnen. Aller-
dings habe es nicht nur Bedienstete gegeben, die die ihnen
eingeraumte Macht (iber Gefangene mibraucht hitten; eine
geringe Zahl von Bediensteten habe auch unter dem NS-
Regime das Gefiihl fiir Anstand, Gerechtigkeit und Mit-
menschlichkeit behalten und sich nicht nur Uber schikandse
Behandlung von Gefangenen empdért, sondern versucht,
dies zu verhindern.

Staatssekretdr Rehwinkel flihrte weiter aus, ausschlag-
gebend fiir das, was der Gefangene als Praxis des Strafvoll-
zuges erlebe, sei die Entscheidung jedes einzelnen Bedien-
steten, ob er bereit sei, auch in dem Straffalligen einen Mit-
menschen zu sehen, dessen Wiirde er zu achten und zu
schiitzen habe. Aus den Erfahrungen des NS-Regimes sei-
en im Strafvolizug Konsequenzen gezogen. Im Strafvoll-
zugsgesetz sei die Rechtsstellung der Gefangenen genau
beschrieben. Aufsichtsbehorden, Gerichte, Parlamente und
Offentlichkeit kontrollierten unabhangig voneinander die
Einhaltung dieser Vorschriften. Den Vollzugsbediensteten
wiirden in ihrer Ausbildung die Ziele und Grundsatze des
Strafvollzuges in einem freiheitlichen, sozialen und demo-
kratischen Rechtsstaat eingehend vermittelt.

Staatssekretar Rehwinkel: , Auch im Strafvollzug gelten
die Grundséatze unserer Verfassung und gilt insbesondere
der Satz, daf3 die Wiirde des Menschen unantastbar ist. Wer
sein Handeln hieran miBt und ausrichtet, hat die richtigen
Konsequenzen aus der Vergangenheit gezogen.*

Die Fortbildungsveranstaltung wird von der Hermann-
Ehlers-Akademie Hannover und der Landesarbeitsgemein-
schaft des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes
im nieders. Justizvollzug vom 8. — 10. November 1985 in
Goslar veranstaltet.

(Pressemitteilung des Niedersachsischen Ministeriums
der Justiz vom 8. 11. 1985)

Fur Sie gelesen

»--Wir haben ja Psychiater...“. Berichte iiber Psychiatrie im
Gefiangnis. Hrsg. von Robert Lewinsky und Hans Reller. Limmat
Verlag Zirich 1983. 200 S. Brosch. Fr. 24,—

Das Buch dokumentiert Bemiihungen und Schwierigkei-
ten, im Rahmen des Strafvollzuges therapeutische Arbeit
ohne Eingliederung in die Vollzugsverwaltung zu leisten.
Von 1971 bis 1982 waren Arzte und Psychoanalytiker der
psychiatrischen Poliklinik des Universitatshospitals Zirich
und eine Gruppe von Psychoanalytikern, die sich aus
eigener Initiative heraus mit dem Verhéltnis von Psycho-
therapie und Strafvollzug beschiftigten, im Bezirksgetang-
nis Zurich und in der kantonalen Strafanstalt Regensdorf
psychotherapeutisch und psychiatrisch tatig. Ihnen ging es
um den Aufbau einer psychotherapeutischen Betreuung
und eines gefangnispsychiatrischen Dienstes, die nicht
unter der Leitung der Justizdirektion standen. Die Tatigkeit
sollte sich an ureigenen arztlichen Grundsitzen (wie
Schweigepflicht, freie Arztwahl, Unabhangigkeit in der
Berufsausubung) orientieren und nicht den Zwecken des
Strafvollzugs dienstbar gemacht werden (die man — hin-
sichtlich der arztlichen Tatigkeit — vor allem in ,Medikalisie-
rung“, ,Psychiatrisierung” und , Disziplinierung® erblickte).
Sie wurde 1982 eingestellt, weil die beteiligten Arzte und
Psychoanalytiker keine Mdglichkeit mehr sahen, ihre Unab-
héngigkeit gegeniiber der Strafjustiz durchzusetzen.

Uber diese Erfahrungen und die dabei gewonnenen
Erkenntnisse berichtet das Buch. Die Arzte und Psycho-
analytiker, die hier zu Wort kommen, schildern im einzelnen
inre Vorstellungen, Hoffnungen und Wiinsche, die sie mit
ihrer therapeutischen Arbeit verbunden haben. Sie geben
aber auch ebenso unverhohlen ihrer Enttduschung und
ihren Geflihlen der Ohnmacht wegen des Scheiterns ihres
Vorhabens Ausdruck. Fachliche Gesichtspunkte und Ana-
lysen mischen sich mit durchaus subjektiv eingefarbten
Erlebnisberichten, Grundsatzfragen des Strafvollzugs mit
Kritik an dessen heutiger Ausgestaltung. Insoweit nehmen
die Verfasser der zehn Beitrdge, die im einzelnen nicht auf-
einander abgestimmt wurden, kein Blatt vor den Mund.
Wenn sie auch unterschiedliche Schliisse aus ihren Erfah-
rungen zogen, waren sie sich jedoch darin einig, ,daB die
Haftbedingungen weitgehend unmenschlich sind und daB
diesbeziiglich in den letzten Jahren eine Verschlechterung,
Verhartung eingetreten ist” (S. 9).

Ein Uberblick Uber die Beitrage (und ihre Titel) zeigt die

Spannweite der Themen und Fragestellungen:

— Konzepte und Aufbau des geféngnispsychiatrischen
Dienstes (Ralf Binswanger);

— Die Arbeit als Psychiater in der Strafanstalt Regensdorf
(Werner Salzmann);

— Ein Nachmittag im Bezirksgefangnis (Hans Reller);

— Mein erster Gang durch durch das Gefangnis
(Renate Grétter);

— Grupperntherapeutische Erfahrungen in der Strafanstalt
(Robert Lewinsky);

— Die Medikamente (Josef Dossenbach);

— Als Frau im Gefangnis analysieren (Bluma Aurbach);

— Untersuchungsgefangnis — ein Ruickblick
(Tedy Hubschmid);



— Nein Danke (Ein Riickblick) (Peter Eisler);
— Versuch einer politischen Einschatzung
(Ralf Binswanger).

Das Buch, das im Anhang einen zeitlichen Uberblick iber
den gefangnispsychiatrischen Dienst des Universitatshos-
pitals Zurich vermittelt, Eingaben zur Abschaffung der
Arreststrafe und zum Verzicht auf technische Sicherheits-
maBnahmen sowie eine Stellungnahme von Dr. Binswanger
vom 17. 12. 1980 zu seinem Riicktritt als Berater des
gefangnisarztlichen Dienstes wiedergibt, ist lehrreich und
—auch fiir Laien — leicht lesbar geschrieben. Wie immer man
im einzelnen zu den Bewertungen stehen mag — es stimmt
nachdenklich. Man erfahrt aus ihm, wie die Arzte ihre
Tatigkeit und deren Ende erfahren haben. Auch die
Situation der Insassen wird sichtbar. Gerne wiiBte man
jedoch, wie die Mitarbeiter des Vollzugs selbst die arztliche
Tatigkeit erlebt haben. So fehlt fiir ein Gesamtbild ein nicht
unwichtiges Teilstlick.

Heinz Miiller-Dietz

Ulrike Liibbe-Gotschol: Die Freiheitsstrafe im kanadischen
Strafrecht. (Hochschulsammlung Rechtswissenschaft/Rechtsver-
gleichung Bd. 3). Hochschul Verlag, Freiburg 1983. VI, 254 S.
DM 61,—

Die Verf. stellt in ihrer Freiburger Dissertation das — hier-
zulande meist weniger bekannte — kanadische Strafrechts-
und Strafvollzugssystem vor. Bereits in ihrer einleitenden
Kurzbeschreibung macht sie auf den Inhalt ihrer Arbeit—und
damit deren Gegenstand — neugierig: ,Das kanadische
Strafrechtssystem stellt eine problematische Mischung aus
endlischer Tradition und amerikanischer Realitat dar. Die
gesetzlichen Regelungen gehen zumeist auf englische
Vorbilder zurick. AuBergewohnlich harte Hochsstrafen
lassen sowohl das englische als auch das kanadische Straf-
recht antiquiert und reformbedirftig erscheinen. Die
kanadische Vollzugswirklichkeit andererseits erinnert an
Berichte liber amerikanische Zuchthauser* (S. 1).

Wir erfahren nach einem geschichtlichen Uberblick, daB
auch in Kanada die Tendenz dahin geht, den Anwendungs-
bereich des Strafrechts, nicht zuletzt der Freiheitsstrafe ein-
zuschranken. Die Notwendigkeit von Reformen scheint
weithin anerkannt. Reformziele werden etwa in der Ab-
schaffung der Ersatzfreiheitsstrafe und der Einflihrung der
Médglichkeit gesehen, kurze Freiheitsstrafen an Wochenen-
den oder in der Freizeit verbiiBen zu kdénnen. Aber wahrend
die Mdoglichkeit des ,Wochenend- und Freizeitvollzugs®
gesetzlich verwirklicht ist, spielt offenbar der Vollzug der
Ersatzfreiheitsstrafe nach wie vor eine erhebliche Rolle.
Man erblickt darin ein Anzeichen dafir, daB das Geld-
strafensystem (in seiner Funktion als Ersatz fir die
Freiheitsstrafe) nicht wirksam und erfolgreich genug ist.
GroBes Gewicht kommt anscheinend auch der Unter-
suchungshaft und der Vollstreckung kurzfristiger Freiheits-
strafen zu. Freilich sind Aussagen iber Umfang und Anwen-
dung relativ enge Grenzen gezogen. Vert. fiihrt das auf ,,das
beinahe vdllige Fehlen verlaBlicher und vergleichbarer
Statistiken® zuriick, was wiederum mit der Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Provinzen und damit mit der Art
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und Weise zusammenhangen soll, in der jeweils Daten ge-
sammelt und ausgewertet werden (S. 17): Freiheitsstrafen
bis zu zwei Jahren miissen in Gefangnissen verblBt wer-
den, die in die Kompetenz der Provinzen fallen, Freiheits-
strafen (iber zwei Jahren werden in Zuchthdusern vollstreckt,
fir die der Bund zustandig ist.

Mit der heutigen rechtlichen und tatsachlichen Ausgestal-
tung des Strafvollzugs scheint es gleichfalls nicht zum
Besten bestellt. Die gesetzlichen Regelungen sind teils alte-
ren Datums, teils erschdpfen sie sich eher in Rahmenvor-
schriften. So stammt das — inzwischen wiederholt gean-
derte — Gesetz fiir den Vollzug der Gefangnisstrafe von
1927 und stellt obendrein nur ein Rahmengesetz dar.
Letzteres gilt auch fur das Zuchthausgesetz von 1961, das
gleichfalls Anderungen erfahren hat. Bemerkenswerter-
weise sind Vollzugsentscheidungen keiner richterlichen
Uberprifung unterworfen; die bisherige Reformdiskussion
hat jedenfalls an dieser Rechtslage nichts zu andern ver-
mocht. Strafgefangene kénnen sich daher nurim Beschwer-
deweg gegen VollzugsmaBnahmen wenden. Ihnen steht
dann allerdings noch die Anrufung des Ombudsmannes of-
fen, der 1973 als unabhangige Kontrollbehorde eingefiihrt
wurde. Uber die Unterbringung der Strafgefangenen wird in
Klassifizierungs- und Einweisungsverfahren entschieden,
die freilich regional unterschiedlich sind. Dabei spielen an-
scheinend immer wieder Sicherheitsgesichtspunkte (Ge-
fahrlichkeit des Verurteilten) eine besondere Rolle. Die Voll-
zugswirklichkeit ist — &hnlich wie in den USA — durch haufige
Gefangenenaufstande, Geiselnahmen und gewaltsame
Ausbruchsversuche gekennzeichnet. Im Bericht eines Om-
budsmannes werden als Ursachen der bestehenden Voll-
zugsprobleme genannt:

,— die Uberfillung der Gefangnisse,

— das Fehlen von Spezialanstalten,

— das Fehlen von Zellen,

— der Mangel an gut ausgebildetem Personal,

— die unzureichende aktenmagige Vorbereitung (der Ein-

weisungsverfahren),

— die bestehende Gefangenen-Subkultur® (S. 112),
Gerne wirde man zur Ausgestaltung der Vollzugspraxis
noch mehr an Einzelheiten erfahren, um ein genaueres Bild
des kanadischen Vollzugssystems zu erhalten; die
verschiedentlich wiedergegebenen Statistiken konnen
dafir nicht ganz entschadigen.

Besondere Aufmerksamkeit widmet Verf. der Entlassung
aus dem Strafvollzug und den Méglichkeiten, die dem
Richter zur Vermeidung von Freiheitsentzug eingeraumt
sind. Auch im kanadischen Strafvollzug ist man bestrebt,
Gefangene nicht ohne jeden Ubergang in die véllige Freiheit
zu entlassen. Diesem Zweck dienen der Hafturlaub und die
Tagesentlassung. Bezeichnenderweise muB kaum ein Ver-
urteilter seine Strafe voll verbiiBen. Entweder kann er seine
vorzeitige Entlassung im Wege eines Antrags auf bedingte
Entlassung beim Parole Board oder aber durch gute Fih-
rung im Wege eines Straferlasses erreichen. Freilich ist
gerade die Praxis des Parole Boards umstritten. Die hohe
Versagerquote bei den Entlassenen mit Uberwachung hat
schon wiederholt Kritik in der Offentlichkeit ausgelést. Recht
bedeutend ist offenbar der Anteil privater Straffalligenhilfe-
Organisationen an den MaBnahmen zur Eingliederung
Straffalliger.
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Die Mdéglichkeiten, Freiheitsentzug zu vermeiden, werden
unterschiedlich beurteilt. Wahrend ,,Probation” (Strafaus-
setzung zur Bewahrung) schon zahlenmaBig eher an
Bedeutung gewonnen hat, scheint die Geldstrafe sich — wie
angedeutet — nicht in dem erwarteten MaBe bewéhrt zu
haben; die Einflihrung des Tagessatzsystems ist am Wider-
stand der Richterschaft gescheitert. Die (bedingte oder
unbedingte) Einstellung des Verfahrens blieb bisher auf
wenige Falle beschrankt.

Durchgreifenden Reformen gibt die Verf. aus zwei Griin-
den wenig Chancen: ,die kanadische Richterschaft hat eine
konservative, strafende Grundeinstellung und der Strafvoll-
zug wird in erster Linie unter Sicherheitsaspekten konzipiert.
»Es ist daher wohl sehr unwahrscheinlich, daB sich das ka-
nadische Strafen- und Strafvolizugssystem in diesem Jahr-
hundert noch entscheidend verandern wird“ (S. 190).

Heinz Miiller-Dietz

Strafzeit. Vom Ausgrenzen und Einsperren. Lesebuch von Hel-
mut Ortner. Mit zahlreichen Dokumenten und Fotos sowie Bei-
trdgen von Peter-Paul Zahl und Werner Schiegel. (minotaurus
edition Nr. 15). 2. Aufl., korrigiert und liberarbeitet. Minotaurus Pro-
jekt, Darmstadt 1983. 268 S. DM 20,—

Die Vielzahl alternativer und kritischer Berichte, Stellung-
nahmen und Dokumentationen ber den Strafvollzug in der
Bundesrepublik Deutschlandistkaum noch zu tiberschauen.
Auch der hier vorliegende Sammelband gehort dazu. Er er-
innert in mancher Hinsicht an den 1972 von Bokelmann und
Wetter herausgegebenen , Knastreport”. Der Herausgeber
der ,Strafzeit”, Helmut Ortner, ist schon seit langem auf
jenem Feld sozialpadagogisch und publizistisch tétig. Seine
Erfahrungen aufgrund der praktischen Arbeit mit Straffalli-
gen wie auch seine einschlagigen theoretischen -Uberle-
gungen sind in eine ganze Reihe von Biichern eingegangen
(z.B. Normalvollzug, 1978; Ortner/Wetter, Gefangnis und
Familie, 2. Aufl. 1978; Ortner/Wetter, Sozialarbeit ohne
Mauern, 1980; Freiheit statt Strafe, 1981; Hinter SchloB und
Riegel, 19883).

Der Band enthalt ein buntes Gemisch aus kritischen Bei-
trédgen, Stellungnahmen, Aktenausziigen, Interviews, Lite-
raturhinweisen, Anschriften von Knastgruppen und Vereini-
gungen der Straffalligenhilfe. Die Auswahl der AuBerungen
und Dokumente entspricht der alternativen Zielsetzung des
Bandes. Das zeigen nicht zuletzt Beitrage aus der Feder von
Peter-Paul Zah! und Werner Schlegel. Gegenstindlich
werden praktisch alle wesentlichen Bereiche des Vollzuges
angesprochen: die Aufnahme in den Vollzug, das Strafvoll-
zugsgesetz, die Arbeit, das Verhaltnis von Strafvollzug und
Gewerkschaft, die medizinische Versorgung, das Problem
der Sexualitat, die Mitarbeiter des Vollzugs, der Jugend-
strafvollzug, sog. besondere Vorkommnisse, die Problema-
tik des Hochsicherheitstrakts, Sterben im Gefangnis, die
Schwierigkeiten der Angehdrigen, die lebenslange Frei-
heitsstrafe, die Sicherungsverwahrung, Drogen in der Voll-
zugsanstalt, Gefangenenzeitungen, Schreiben hinter Git-
tern, Entlassung, Alternativen zur Freiheitsstrafe. Besonders
heftig wird die Auseinandersetzung mit verschiedenen Auf-
fassungen und Tendenzen innerhalb der ,linken Szene*

gefihrt. Das andert aber nichts daran, daB der Grundton auf
entschiedene Ablehnung des Strafvollzugs und seiner ge-
genwartigen Ausgestaltung gestimmt ist. Da scheut man
sich nicht, alte Skandale und Vorfalle neu aufzuwarmen.
Uberhaupt hat es mit der Aktualitat des Werkes seine eigene
Bewandtnis. So wenig man schon von der Tendenz des
Buches her einen umfassenden und differenzierten Uber-
blick Uber die heutige Lage des Vollzugs erwarten darf, so
wenig entspricht die Auswahl der Literatur dem heutigen
Stand. Das Standardwerk von Kaiser/Kerner/Schéch zum
Strafvollzug, das nunmehr in der 3. Auflage (1982) vorliegt,
wird noch nach der 1. Auflage (1974) zitiert. Dieses Beispiel
steht flir manches andere. Aber wem an einer objektiven
Darstellung gelegen ist, die der Wirklichkeit des heutigen
Vollzugs méglichst nahe kommt und seinen Problemen auch
gerecht zu werden versucht, wird ohnehin nach anderen
Werken greifen (miissen): zum Beispiel nach dem erwahn-
ten von Kaiser/Kerner/Schoch oder nach der Untersuchung
von Dlnkel/Rosner (Die Entwicklung des Strafvollzugs in
der Bundesrepublik Deutschland seit 1970, 2. Aufl. 1982).
Diejenigen jedoch, die sich sowieso in der grundsatzlichen
Kritik am ,bundesdeutschen* Strafvollzug einig sind, wer-
den sich durch den Sammelband einmal mehr bestétigt
finden.

Gleichwohl macht die Lektire des Bandes in zweierlei
Hinsicht betroffen. Zum einen gilt dies fur die MaBstabe von
Kritik. DaB es manches an der Praxis auszusetzen gibt, ist
bekannt. DaB bestimmte besondere SicherungsmaBnah-
men (§ 88 StVollzG) als ,,Sonderbehandlung” bezeichnet
werden, zeugt entweder von einem fahrlassigen Umgang mit
Zeitgeschichte oder bezweckt Parallelen zu ziehen, die so
einfach nicht stehenbleiben konnen. Uber das, was ,,Sonder-
behandlung* im sog. Dritten Reich war, kann es keine Dis-
kussion geben. Zum anderen fragt sich der kritische Leser,
ob Strafvollzug so — was die Schilderung konkreter Vorfélle
und Praxis anlangt — sein muB; denn schwerlich alles, was
im Buch steht, 1aBt sich einfach mit der subjektiven Blick-
richtung und Tendenz seiner Verfasser abtun. So bietet der
Band insgesamt doch einigen Stoff zum Nachdenken.

Heinz Miller-Dietz

Ambulante MaBnahmen zwischen Hilfe und Kontrolle. Interdis-
ziplindre Beitrdge zur kriminologischen Forschung. Bd. 7.
Herausgegeben von Helmut Kury. Carl Heymanns Verlag, Koin,
Berlin, Bonn, Miinchen 1984. 849 S. ca. DM 40,—

Der Band gibt die auf dem 3. internationalen wissen-
schaftlichen Kolloquium des Kriminologischen Forschungs-
instituts Niedersachsen vom 27. bis 29. 10. 1982 dargebo-
tenen Referate wieder, gegliedert nach den Themenberei-
chen Behandlung Straffalliger in Freiheit, Jugend(gerichts)-
hilfe und Jugendschutz, Bewahrungshilfe und Nachbetreu-
ung, Strafvollzug und die Bedeutung der Offentlichkeit fir
Sozialisationsprogramme.

Im Vorwort bringt der Herausgeber eine ausgewogene
Betrachtung der im Spannungsfeld zwischen Hilfe und Kon-
trolle schwer zu vereinigenden Gegenséatze und geben die
einzelnen Autoren einen Kurzbericht (iber die Problematik
ihrer Themen. Uber die wichtigsten Inhalte der Diskussionen



berichtet der Herausgeber am SchluB des Bandes. Aus
Raumgriinden kann nicht auf samtliche Beitrage eingegan-
gen werden; sie sind unterschiedlich in Umfang und Ge-
wicht; zum Teil geben sie Anregungen fiir weitere For-
schungsarbeit, zum Teil weisen sie — sehr nachdenkenswert
— auf die in der Praxis bestehenden Probleme hin.

Heinz Schoéch wirft die Frage nach ,Mdéglichkeiten und
Grenzen der Behandlung Straffalliger in Freiheit” auf. Trotz
begrenzter Leistungsfahigkeit und negativer Auswirkung
strafrechtlicher Sanktionen diirfen der Schutz der Rechts-
guter und die Sicherstellung der Rechtsordnung nicht ver-
nachléssigt werden. Auch wenn man die Bedlirfnisse der
Allgemeinheit (Sicherheit, Bestand der Rechtsordnung,
Vergeltungsbedurfnis) beriicksichtigt, 1aBt sich die Gefange-
nenzah! verringern. Nach genauerer Analyse sind die
Madglichkeiten des geltenden Rechts nicht ausgeschopft, so
bei Geldstrafe, Strafaussetzung zur Bewahrung, Ausset-
zung des Strafrestes. Wichtig wird die Bewahrungshilfe fiir
das Funktionieren neuer Modelle, auch fur die Zusammen-

“arbeit mit anderen Institutionen. Schéch verneint mit gutem
Gewissen, daB Alternativen einer Behandlung in Freiheit die
Effektivitdt der Strafrechtspflege beeintrachtigen. Allge-
meine Leitlinien der Kriminalpolitik wie Strafziel, Humanitat,
VerhéltnismaBigkeit, Rechts- und Sozialstaatlichkeit und
schliellich 6konomische Griinde sprechen fiir ambulante
Alternativen.

Was die Kriminalpolitik beziiglich Jugendlicher in USA
anbetrifft, beklagt C. Aaron McHeece, daB in der Behand-
lung Jugendlicher mit nicht kriminellem abweichenden Ver-
halten oftmals genauso vorgegangen wird wie gegen Krimi-
nelle. Er gibt Alternativen aus finanziellen und humanen
Grianden den Vorzug, auch wenn sie nicht immer niedrigere
Rickfallquoten bewirken. Aus den Niederlanden berichtet
Josine Junger-Tas liber die Behandlung Jugendlicher: eine
Begrenzung in der Weiterleitung an die Justiz und eine ver-
starkte Beriicksichtigung von Hilfsinstitutionen in weniger
schweren Fallen, sowie die Entwicklung neuer Interventions-
formen. Unter den staatlichen Projekten werden als Alter-
nativen zur kurzen Freiheitsstrafe die Einrichtung des
~Community-service“ und spezieller Trainingskurse be-
schrieben. Astrid Fricke verweist auf den vom Jugendamt
kraft gesetzlichen Aufirags zu leistenden ,erzieherischen
Jugendschutz” als ambulante MaBnahme im Spannungs-
feld zwischen Hilfe und Kontrolle, der in der 6ffentlichen Dis-
kussion meist Ubergangen wird. Viele Gefahren in der
Familie und Offentlichkeit werden mehr oder weniger gesell-
schaftlich toleriert; oftmals ist ein Einschreiten des Gesetz-
gebers weder méglich noch erwiinscht. Nach dem Jugend-
wohlfahrtsgesetz ist neben aufkldrenden und vorbeugen-
den MaBnahmen auch Einzelfallhilfe zu leisten. Die unter-
schiedliche Organisation der Jugendamter, die problemati-
sche Zusammenarbeit der Sozialarbeiter lassen padago-
gische Gesichtspunkte vernachlassigen. Als Forderungen
werden erhoben: den Jugendschutz starker als positive
erzieherische Aufgabe zu begreifen, dazu personelle Ver-
starkung, erweiterte Kompetenz, keine Aufsplitterung der
Zustandigkeit, Verbesserung der Kooperation. Die Gefahr
der Zustandigkeitsiberschreitung ist in Kauf zu nehmen.
Die notwendigen Grenzen gegeniiber unzulassiger staat-
licher Einmischung liegen im Kindeswohl, in wachsender
Selbstandigkeit der Jugendlichen, weitgehender Respektie-
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rung des privaten Schutzbereichs der Familie einschlieBlich
Elternrecht und Vorrang der Elternerziehung, auch dort, wo
sie dem Anspruch des Sozialarbeiters nicht entspricht.
Jiirgen Hilse priift, in welchem MaBe das Jugendstrafrecht
Maoglichkeiten bietet, den Diversionsgedanken in die Praxis
umzusetzen. Er nennt unterschiedliche Alternativen zu
einer Verurteilung (kein passives Erdulden, keine Belastung
die zu Straftaten fuhrt) und Méglichkeiten einer Anwendung
des Diversionsgedankens in der Hauptverhandlung und iibt
Kritik an einseitiger Sichtweise der Justizpraxis.

Aus der Sicht der Bewahrungshilfe ergibt sich eine deut-
liche Spannung zwischen ihrer helfenden Aufgabe und den
Aufgaben der Gefahrenabwehr, Verfolgung bzw. Aufklarung
von Polizei und Staatsanwaltschaft. Am kritischsten wird
das Verhaltnis zum Gericht gesehen. Die Grenzen liegen in
den Strukturen wie in den unterschiedlichen Berufsgruppen
(Sprachbarrieren,  Verstandigungsschwierigkeiten  und
Schwellenangste). Wie an Beispielen aus der Praxis gezeigt
wird, ist ein verniinfliges Zusammenarbeiten mdglich
(Hansjorg Adam). Interessant ist, da nach der Untersu-
chung von Bernhard Hesener, soweit reprasentativ, auf
Seiten der Probanden keine extrem vorurteilshafte Haltung
gegenuber Behorden, keine generell negative Einstellung
zur Bewahrungshilfe, ja groBtenteils ein Vertrauensverhali-
nis zum Bewdahrungshelfer besteht. Es herrscht die
Tendenz vor, Probleme selber 16sen zu wollen. Doch ist die
Unterstitzung bei Arbeits- und Wohnungsangelegenheiten,
im Umgang mit Behorden, Institutionen, der Justiz er-
wiinscht, dagegen bei vielen nicht Beratung und Hilfe im
personlichen Bereich.

Die generelle Skepsis auf Seiten der Bewahrungshelfer
hinsichtlich ihrer Maglichkeiten, mit den Probanden ein ver-
trauensvolles Verhaltnis aufzubauen, wird von vielen Pro-
banden nicht geteilt, obwohl ihnen die Kontrollfunktion der
Bewahrungshelfer durchaus bewufBt ist. Es besteht die
paradoxe Situation, daB die Bewéahrungshelfer durch ihr an
sozialarbsiterischen Normen orientiertes Handeln gerade
die Zielkonflikte, die sie als so belastend in der Interaktion
mit den Probanden ansehen, fiir diese gar nicht erfahrbar
machen. Das Problem Hilfe leisten und Kontrolle austiben
wird auch fiir das Niederldndische Bewahrungshilfesystem
aufgezeigt, das aus privaten Institutionen entstanden ist.
Dadurch, daB die Uberwachung der vom Gericht gestellten
Bedingungen dem Staatsanwalt obliegt, ist der Bewah-
rungshelfer therapeutisch orientiert (L. C. M. Tigges).

Interessant sind die Beitrage aus der Sicht des Strafvoll-
zuges. Ausflihrlich berichtet H.-D. Stark (ber den kriminal-
psychologischen Dienst in Hamburg bis zu dessen Aufld-
sung. Im Gegensatz dazu steht die ermutigende Darstellung,
die Dieter Rossner iiber die Modellvorhaben im baden-wiirt-
tembergischen Strafvollzug gibt: ein Kurzstrafenvollzug mit
Verhinderung der Entsozialisierung und weitgehender
Regionalisierung, eine Neuregelung des Einweisungsver-
fahrens bei langeren Freiheitsstrafen (ein aufwendiges Ver-
fahren hat nach 10 Jahren die Erwartungen nicht erfillt und
eine negativ wertende Klassifikation den Behandlungspro-
zefB und die Entfaltungsmaoglichkeiten des Gefangenen be-
hindert), ein soziales Training im Vollzug, das auf Lebens-
probleme, die Rickfallgefahrdung bedeuten, ausgerichtet
ist, und eine Langzeittherapie im Strafvollzug fir drogenab-
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hangige Straftater. Der Verfasser weist abschlieBend darauf
hin, daB neue Programme im Strafvollzug niemals bedeuten
durfen, liber Alternativen zum Strafvollzug nicht nachzuden-
ken. Rudiger Wohlgemut untersucht das Dilemma, daB bei
den Vollzugslockerungen die Verfeinerung offizieller Prii-
fungskriterien den Entscheidungsspielraum nicht sicherer
und angstfreier macht, daB Gber den Lockerungen als Diszi-
plinierungs- und Steuerungsmittel das Fehlen von Konflikt-
strategien lbersehen wird. Die Lockerungsentscheidungen
werden inoffiziell beeinfluBt durch das Bedurfnis der Institu-
tion nach duBerer Ruhe, Anpassung und Arbeitsproduktivi-
tat des Gefangenen, durch die Mihsal, Lockerungen
padagogisch zu begriinden und zéh zu begleiten und durch
die individuelle Betroffenheit der Entscheidenden.

Im letzten Beitrag, der besondere Beachtung verdient,
Uber ,Ambulante MaBnahmen — Kriminologische Uberle-
gungen und Ausblick“ spricht sich Wolfgang Heinz fir Ver-
zicht auf den Strafvollzug aus, wenn nicht Gefahrlichkeit und
Behandlungsbedirftigkeit eine stationdre Behandlung not-
wendig machen, zumal ambulante Sanktionen den
stationaren MaBnahmen zumindest gleichwenrtig sind und
auBer der Uberlastung der Strafrechtspflege und Uberbele-
gung der Vollzugsanstalten Skonomische Griinde und
Grinde der Humanitét, Sozialstaatlichkeit und Verhaltnis-
maBigkeit dafur sprechen. Heinz zeigt die Entwicklung und
den Ausbau ambulanter Sanktionen, getrennt nach Allge-
meinem Strafverfahrensrecht und Jugendstrafverfahren,
wie der Méglichkeiten der Verschonung von Strafvollstrek-
kung und -vollzug im Vollstreckungsverfahren auf. An-
schlieBend beschreibt er, unter Hinweis auf die Grenzen der
Datenerhebung und -aufbereitung, die Sanktionspraxis. Sie
steht unter den Tendenzen der Entkriminalisierung, der
Reduzierung der Sanktionsvielfalt, der Ersetzung von statio-
naren durch ambulante (formelle) Sanktionen und Ausbau
der Geldstrafe einerseits, der Beeinflussung der Lebens-
fihrung im Bereich der ambulanten Sanktionen anderseits.
Durch Verlagerung der Sanktionskompetenz auf die Staats-
anwaltschaften erfolgt zum nicht unerheblichen Teile eine
Entkriminalisierung der Bagatelldelikte. Allerdings weist die
Einstellungspraxis nach sanktionsstatistischen Analysen
regional, damit auch rechtspolitisch, bedenkliche Unter-
schiede auf, was auch fiir die informelle Sanktionierung
durch die Gerichte gilt. Wie im Allgemeinen Strafrecht findet
sich auch bei der Anwendung des Jugendstrafrechts der
Trend zu ambulanten Sanktionen, aber deutlich seltener.
Der Zustand der praktischen Jugendstrafrechtspflege
befriedigt nicht: Ambulante Sanktionen sind seltener als
nach Allgemeinem Strafrecht. Beim Vollzug von Jugend-
und Freiheitsstrafen erféhrt die bedingte Entlassung zu-
nehmend groBere Bedeutung. Dennoch z&hlt die Bundes-
republik im internationalen Vergleich zu den LAndern mit der
hdchsten Gefangenenrate. In der Verwirklichung alter krimi-
nalpolitischer Ziele (durch Austausch stationdrer durch
ambulante MaBnahmen bei gleichzeitigem Ausbau der
Bewahrungshilfe) ist die Sanktionspraxis weitergekommen.
Bisherige sanktionsstatistische Analysen und Effizienzun-
tersuchungen sprechen geniigend dafiir, daB sich die krimi-
nalpolitische Entwicklung im Bereich der formellen Sanktio-
nenbewahrthat. Der Beitrag, bereichert durch einen Anhang
mit Tabellen, Anmerkungen und Literaturverzeichnis, stellt
am SchluB Leitlinien einer rationalen Kriminalpolitik heraus
und weist auf mdégliche Konsequenzen fir Gesetzgebung,
Strafrechtspflege und Wissenschatt hin.

Die abschlieBende Diskussion der Tagung betonte den
Wunsch, die Analysen iiber die Wirkung von ambulanten
Sanktionen starker voranzutreiben und, sofern diese
mindestens gleichwertig sind, stationdre Sanktionen
aufgrund humanitarer und sozialstaatlicher Gesichtspunkte
abzubauen. Der Band, der zu den einzelnen Referaten Hin-
weise auf die Literatur bringt und ein Personen- und Sach-
register enthalt, gibt viele Anregungen und geht alle in der
Strafrechtspflege Tatigen an.

Johannes Feige

Siegfried Kosubek: Ehrenamtliche Mitarbeiter in der Straffalli-
genhilfe. Ein sozial-piddagogisches Modell aus der Praxis.
Fachverlag Dr. N. Stoytscheff, Darmstadt o.J. (1984). 276 S. Kart.
DM 38,—

Das Buch will in umfassender Weise in das Arbeits- und
Problemfeld der Straffilligenhilfe einfiihren. Es ist zugleich
als Handreichung und Arbeitshilfe fiir ehrenamtliche
Mitarbeiter in diesem Tatigkeitsbereich gedacht. Ver. selbst
verfugt Uber langjahrige Erfahrungen in der Straffalligen-
hilfe, namentlich mit Strafentlassenen. Er ist dariiber hinaus
durch eine ganze Reihe einschlagiger Veroffentlichungen
(auch in der ZfStrVo) hervorgetreten. In seinem Buch stellt
er das aus der Praxis heraus entwickelte sozialpadagogi-
sche Modell einer Drei-Phasen-Hilfe vor, das gleichsam auf
typische Schwierigkeiten und Probleme im Rahmen der
gesellschaftlichen (Wieder-)Eingliederung Straffalliger zu-
geschnitten ist. In der ersten, sog. Interaktionsphase geht es
darum, daB der Gefangene mit dem ehrenamtlichen Helfer
in Beziehung tritt und zu ihm Vertrauen gewinnt. Dabei hebt
Verf. die Bedeutung persoénlicher Gesprache fiir die Bewalti-
gung von Konfliktsituationen und die Vorbereitung der Ent-
lassunghervor. Die zweite, sog. Emanzipationsphase betrifft
die Auseinandersetzung mit gesellschatftlichen Vorurteilen,
padagogische Hilfen zur Uberwindung der Anpassungs-
schwierigkeiten und die Aufnahme von Kontakten zu
Gruppen und Vereinen. In der dritten, sog. Integrations-
phase soll der Entlassene das Zusammenleben mit anderen
in den verschiedensten Bereichen eintiben und erlernen.
Verf. nennt insoweit beispielhaft Wohngemeinschaften,
Stammtischgespriche, pddagogische Angebote der Volks-
hochschulen fur Strafentlassene.

Die Schilderung des Drei-Phasen-Modells ist eingebettet
in eine Gesamtdarstellung der Méglichkeiten und Pro-
bleme, denen sich der ehrenamtliche Helfer im Rahmen
seiner Tatigkeit gegendiiber sieht. Das beginnt mit Hinweisen
auf die Geschichte der Straffalligenhilfe, Ursachen der
Kriminalitét, das Rollenverhalten Straffalliger, die Kriminali-
tatsentwicklung (in Nordrhein-Westfalen), die schulische
und berufliche Bildung im Strafvolizug und leitet (iber zu Be-
strebungen, die Freiheitsstrafe allmahlich durch andere
Formen der Reaktion auf Kriminalitidt zu ersetzen (z.B.
Mathiesen: Uberwindet die Mauern! Die skandinavische
Gefangenenbewegung als Modell politischer Randgruppen-
arbeit, 1979). Verf. wartet darliber hinaus mit drei Fallstu-
dien eines ehrenamtlichen Bewahrungshelfers auf.

Fir die Praxis (des ehrenamtlichen Helfers) besonders
wichtig sind die Darstellung besonderer Problemfelder
sowie Empfehlungen zur Gestaltung der Arbeit. So werden



etwa die Beziehungen des Helfers zu hauptamtlichen Mit-
arbeitern und zum Straffélligen selbst, Fragen der Weiter-
bildung des Helfers und der Rickfalligkeit Strafentlassener
erdrtert. Vor allem aber wird dem Helfer selbst Hilfestellung
durch Tips, Musterbriefe und -satzungen (fiir den-oragnisa-
torischen Rahmen der Tatigkeit) sowie Hinweise auf Unter-
stitzungsmaglichkeiten sowie einschldgige Vorschriften ge-
leistet. Hierin liegen denn auch die Starken des Buches. Es
informiert den Leser in vielfiltiger Weise, macht ihn auf die
besonderen Probleme ehrenamtlicher Straffalligenhilfe auf-
merksam und zeigt Losungswege auf. Insofern stellt das
Buch ein nutzliches Anleitungswerk fiir diese Arbeit dar.

Ein wenig argerlich erscheinen demgegeniiber der Um-
gang mit der einschldgigen Literatur und deren Verarbei-
tung. Das ware weiter nicht erwahnenswert, hatte Verf. nur
den Anspruch erhoben, ehrenamtliche Helfer durch prakti-
sche Hinweise auf ihre Tatigkeit vorzubereiten. Tatsachlich
reicht der Bezugsrahmen — wie schon Titel, Einleitung und
Inhalt des ersten Teils zeigen —weiter. Verf. bezieht auch die
Theorie in seine Darstellung ein. So stellt er z.B. Ansatze zur
Erklarung von Kriminalitdt vor — wobei er dem Definitions-
ansatz folgt. Dann sollte man aber auch erwarten, daB das
Werk insoweit auf dem neuesten Stande ist und nicht nur
eine Zufallsauswahl einschlagiger Erkenntnisse und Bei-
trage bietet. Die einschlagigen Luicken bilden schon keinen
Schonheitsfehler mehr; Kaiser/Kernet/Schoch, Strafvoll-
zug, werden nach der 1. Auflage (1974) zitiert; die Arbeiten
zur (ehrenamtlichen) Straffdlligenhilfe, die fehlen, lassen
sich hier nur beispielhalber aufzdhlen (Molinski, Ver-
sohnen durch Strafen? Perspektiven fir die Straffalligen-
hilfe, 1979; Freiwillige Mitarbeit in der Straffalligenhilfe und
professionelle Sozialarbeit. Festschrift der Niedersachsi-
schen Gesellschaft fur Straffalligenbetreuung usw., 1980;
H. Baumann, Die Entlassenenhilfe in der Bundesrepubilik,
1980; Hammerle, ,Neustart”. Ein Modellversuch der Straf-
falligenhilfe, 1980; Straffilligenhilfe — politische Aufgabe.
12. Bundestagung der Straffalligenhilfe, 1982, S. 168 ff.; vgl.
ferner z.B. die Beitrdge von Orlowsky, ZfStrVo 1979, S. 26
ff.; Ruppelt, ZfStrVo 1980, S. 216 ff.; Schafer, ZfStrVo 1981,
S. 352 ff.; Maelicke, BewHi 1982, S. 5 ff.; Cyrus, BewHi
1982, S. 357 ff.).

Heinz Miller-Dietz

Paul Sauer: Im Namen des Konigs. Strafgesetzgebung und
Strafvollzug im Konigreich Wiirttemberg 1806 bis 1871. Konrad
Theiss Verlag, Stuttgart 1984. 256 S. Kunstleinen. DM 59,—

Die geschichtliche Studie umfaBt den Zeitraum von der
Erhebung des Kurfiirstentums Wiirttemberg zum Kénigreich
im Jahre 1806 bis zur Einfihrung des Reichsstrafgesetz-
buches 1871. Es ist eine gediegene, iiberaus griindliche
Quellenarbeit. Verf., Staatsarchivdirekior im Hauptstaats-
archiv Stuttgart, hat dafiir die besten Voraussetzungen mit-
gebracht. Er hat die im Hauptstaatsarchiv verwahrten Akten
des Wirttembergischen Justizministeriums sowie die im
Staatsarchiv Ludwigsburg befindlichen, allerdings recht
fragmentarischen Unterlagen der wiirttembergischen Straf-
anstalten ausgewertet. Auf diese Weise ist ein recht
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genaues und Uberaus lebendiges Bild von der wiirttember-
gischen Strafrechspflege des 19. Jahrhunderts sowie dem
damaligen Strafvollzug entstanden.

Der Leser erhélt dadurch einen Uberblick tiber die Straf-
gesetzgebung, die Freiheitsstrafen, die Strafanstalten, die
Strafgefangenen und ihre Behandlung, gewinnt einen Ein-
blick in die konkrete Ausgestaltung des Vollzuges, die Haus-
ordnungen fir die Zucht- und Arbeitshauser sowie die Kreis-
gefangnisse, die Entwicklung der Gefangenenzablen, die
gesundheitlichen Verhaltnisse in den Vollzugsanstalten, die
Beschéftigung der Gefangenen, die Erndhrung, die Diszi-
plinarmaBnahmen (nicht zuletzt die korperliche Zichtigung),
die personelle Ausstattung der Vollzugsanstalten, den
finanziellen Aufwand flir Gefangene, die Firsorge fir ent-
lassene Gefangene, in Reformen und Reformbestrebungen
sowie vieles andere mehr. Obwohl das Buch nicht weniger
als 42 Tabellen mit Statistiken verschiedenster Art enthalt
und eine Vielzahl von Einzelheiten mitzuteilen weiB, wirkt
die Darstellung nirgends trocken oder langweilig. Vielmehr
gewinnt sie gerade durch die minutidése Schilderung der
Verhéltnisse und Vorkommnisse im Strafvolizug an
Anschaulichkeit und Farbe. Dabei kommt manches ami-
sante oder aber auch beklemmende Detail zur Sprache.
Wer mit dem heutigen Strafvollzug vertraut ist, wird auf die
Veranderungen aufmerksam werden, die der Vollzug in so
vieler Hinsicht seit damals durchlaufen hat. Sichtbar wird
aber auch die zunehmend bedeutendere Rolle, welche die
Freiheitsstrafen (Gefangnis, Arbeitshaus, Festung, Zucht-
haus) bei der Verbrechensbekdmpfung im 19. Jahrhundert
spielten.

Im einzelnen gliedert sich das Buch in zehn Teile, deren
Abfolge sich im wesentlichen an die geschichtliche Entwick-
lung anlehnt. Einleitend werden Strafen und Strafvollzug bis
zum Beginn des 19. Jahrhunderts geschildert. Es folgt ein
Kapitel Uber die Zeit Kdnig Friedrichs (1806 — 1816). Daran
schlieBt sich eine Darstellung der Zeit von der Regierungs-
(ibernahme Kénig Wilhelms I. (1816) bis zum Inkrafttreten
des Strafedikts vom 17. 7. 1824 an. Das folgende Kapitel be-
schreibt die Zeit bis zur Einflihrung des wiirttembergischen
Strafgesetzbuchs von 1839. Der Zeitraum bis zur Revolution
von 1848/49 bildet wiederum ein eigenes Kapitel. Hierauf
folgen zwei Abschnitte, die sich mit den Auswirkungen der
Revolution und ihres Scheiterns auf die Ausgestaltung des
wiirttembergischen Strafrechts und Strafvollzugs beschafti-
gen. Verf. geht dann auf die einschlagige Entwicklung in den
50er und 60er Jahren ein. Dem 148t er eine Skizze (ber die
Einflhrung des Reichsstrafgesetzbuchs folgen. Den
SchluBteil bildet ein Abschnitt iber die Fiirsorge fiir entlas-
sene Strafgefangene. Quellen- und Literaturnachweise,
Anmerkungen, Orts- und Personenregister runden die Dar-
stellung ab.

Das Buch stellt eine Fundgrube an geschichtlichen
Erkenntnissen {iber den Strafvollzug dar. Es diirfte auf
absehbare Zeit hinaus als das Standardwerk tber den wiirt-
tembergischen Strafvollzug des 19. Jahrhunders anzuse-
hen sein. Wenn man iiberhaupt etwas darin vermif3t, dann
allenfalls einschlagiges Bildmaterial.

Heinz Mlier-Dietz
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Cornelia Schweppe: Es geht auch ohne Jugendgefangnisse.
Zur Entinstitutionalisierung jugendlicher Stratfilliger in den
USA (Beliz Forschungsberichte). Beltz Verlag, Weinheim und Ba-
sel 1984. 110 S. DM 29,—.

Der Titel des Buches deutet nicht nur dessen Thema, son-
dern zugleich die Zielsetzung an, fiir die hier — jedenfalls im
Grundsatz — geworben wird. Die Verfasserin lernte wahrend
ihres Studiums der Sozialarbeit in Chicago das Programm
zur Abschaffung der Jugendgefangnisse im Staate Massa-
chussetts kennen, das dort seit Anfang der siebziger Jahre
in die Praxis umgesetzt wird. Der damalige (neue) Leiter des
Strafvollzuges, Jerome Miller, wollte zunachst den Jugend-
strafvollzug reformieren. Diesem Vorhaben stellten sich in-
dessen erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Miller kam
zum Ergebnis, daB grundlegende Veranderungen in den Ju-
gendgefangnissen nicht herbeizuflihren seien. So entstand
der Plan, die Jugendgefangnisse zu schlieBen und stattdes-
sen alternative Modelle zur Behandlung straffalliger Ju-
gendlicher zu entwickeln. in der Tat wurden zwischen 1970
und 1972 ca. 800 Haftplatze aufgeldst und sog. community-
based-Programme eingeflihrt, die eine Resozialisierung
auBerhalb geschlossener Einrichtungen ermdglichen soll-
ten. Diese Programme soliten in den verschiedenen Le-
bensbereichen der Jugendlichen ansetzen und ihnen Hilfe-
stellung bei der sozialen Eingliederung bieten. Sie bezogen
(und beziehen) Arbeitsvermittlung, Berufsausbildung,
Nachhilfeunterricht, schulische MaBnahmen, Beratung,
Therapie und weitere Hilfe ein. Freilich glaubte man bei ei-
ner Minderheit von ca. 10% der straffalligen Jugendlichen
(zwischen 129 und 168) auf Freiheitsentzug nicht verzichten
zu kénnen; sie werden in sogenannten Intensiv-Behand-
lungseinrichtungen untergebracht, die in vieler Hinsicht mit
Jugendgeféngnissen vergleichbar sind.

Uber Sinn und Zweck, Durchfiihrung und Erfolg dieser
»Entinstitutionalisierung” ist viel (auch bei uns) geschrieben
—und zum Teil auch geratselt — worden. So sehr man ver-
schiedentlich die —weitgehende — Abschaffung des Jugend-
strafvollzuges in Massachussetts zunachst begriift hat, so
sind doch bei ndherer Uberpriifung nach einiger Zeit Beden-
ken und Zweifel laut geworden. Sie gelten weniger der
grundsatzlichen Zielsetzung als vielmehr den Chancen und
Mdglichkeiten, hinreichende und geeignete Alternativen zu
finden und zu schaffen. Prakitische Erfahrungen mit der Re-
form verweisen namlich auf eine ganze Reihe von Proble-
men, die — jedenfalls bisher — noch nicht zufriedenstellend
geldst sind. Die Verfasserin nennt etwa die Gefahr willkiirli-
cher Behandlung der Jugendlichen. Durch die Reform
scheinen eher die leichteren Fille begiinstigt zu werden (die
bei uns ohnehin in der Regel fir den Jugendstrafvolizug
nicht in Betracht kommen). Auch fallt offenbar die Einschat-
zung der vielfaltigen alternativen Programme nicht leicht.
Die Frage ist, ob sie tatsachlich die Jugendlichen und ihre
Probleme in einer Weise erreichen, die sich letztlich riickfall-
mindernd auswirkt. Nicht zuletzt hat die Reform dazu ge-
fahrt, da3 mehr straffallige Jugendliche als bisher amtlich er-
faBt und registriert werden. Gerade diese — auch anderwérts
schon kritisierte — Folge stimmt nachdenklich. Es ist eine
Binsenweisheit, daB nicht selten Mafinahmen sozialer Kon-
trolle —welche Art auch immer—mehr Schaden anrichten als
Nutzen stiften. Schliellich hat auch die Bevolkerung die
neuen Programme in Massachussetts nicht in dem nétigen

MaBe unterstiitzt, ist ferngeblieben oder hat sie gar abge-
lehnt. Trotz dieser teilweise wenig ermutigenden Erfahrun-
gen halt die Verfasserin an der grundsatzlichen Zielsetzung
fest, den Jugendstrafvollzug (allmahlich) abzuschaffen.
Auch ihre — informative und nitzliche — Studie muB die Ant-
wort auf die Frage, ob und gegebenenfalls wie jenes Ziel er-
reicht werden kann, letztlich offenlassen.

Heinz Miller-Dietz

Axel D. Neu: Entwicklungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt
und ihre Auswirkungen auf die Jugendkriminalitat (Kriminologi-
sche Schriftenreihe Bd. 86). Kriminalistik Verlag Heidelberg 1984.
VIIl, 144 S. Kart. DM 58,—.

Dariiber, daB das Thema dieser Untersuchung zur Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt und ihren Folgen fir die Ju-
gendkriminalitat aktuell ist, kann kein Zweifel bestehen. Dies
gilt unabhéangig davon, wie man die Zusammenhange zwi-
schen Arbeitslosigkeit und Kriminalitat im einzelnen sieht
und bewertet. Der Verfasser, wirtschaftswissenschaftlich
ausgebildet und seit langem tatig, ist bereits durch eine Rei-
he von Arbeiten iiber die Kosten des Strafvollzugs (1971,
1974) hervorgetreten. Schon sie lieBen die — bei uns nicht
eben haufige — Sachkenntnis in beiden Bereichen, die Fa-
higkeit erkennen, dkonomische und kriminologische/krimi-
nalpolitische Fragestellungen miteinander zu verbinden.

Auch in der vorliegenden Studie, zu der der Leiter des
Landeskriminalamts Bremen, Herbert Schafer, ein Vorwort
beigesteuert hat, wartet der Verfasser mit eindrucksvollen
Berechnungen und einem umfassenden Zahlenmaterial
auf, das in zahlreichen Schaubildermn und Tabellen vor dem
Leser ausgebreitet wird. Obgleich Sachlichkeit und Sach-
kunde die Darstellung und Entwicklung der Grundgedanken
pragen, halt der Verfasser nicht mit kritischen Urteilen —
etwa zu Einschatzungen der wirtschaftlichen Entwicklung
und wirtschaftspolitischen Mafinahmen zur Bekdmpfung
der Arbeitslosigkeit — zuriick. Die Ergebnisse, zu denenerin
Auswertung wirtschaftlicher und kriminologischer (hinsicht-
lich der Kriminalitatsbelastung auslandischer und deutscher
Jugendlicher) gelangt, erscheinen in zweierlei Hinsicht be-
deutsam: Zum einen bestatigen sie einmal mehr bestimmte
wirtschaftswissenschaftliche und kriminologische Befunde
und Voraussagen zur Wirtschafts- und Kriminalitatsent-
wicklung. Zum anderen zeigen sie, wie schwierig die Lage
auf diesen Feldern geworden ist und voraussichtlich bleiben
wird.

Danach ist die Zahl dauerhafter Arbeitsplatze laufend ge-
schrumpft. Ein wachsendes Ungleichgewicht auf dem Ar-
beitsmarkt wird registriert. Betroffen sind von dieser Ent-
wicklung vor allem zwei Personengruppen: auslandische
Arbeitskrafte und jugendliche Berufsanfanger. Am ungin-
stigsten wirkt sich die jetzige Lage auf dem Arbeitsmarkt auf
iene Personengruppe aus, bei der beide Merkmale zusam-
mentreffen: Auslandische Jugendliche, die in besonders
starkem MaBe unter Mangeln der schulischen und berufli-
chen Ausbildung leiden, drohen am ehesten ins soziale Ab-
seits zu geraten. Hier scheinen soziale Konflikte gleichsam
vorprogrammiert. Der Verfasser stellt denn auch eine ver-
gleichsweise hohe Kriminalitdtsbelastung auslandischer



Jugendlicher fest, die bereits auf den Jugendstrafvolizug
durchzuschlagen beginne. Er rechnet eher mit einer Ver-
scharfung als mit einer Milderung der bestehenden Pro-
blemlage. Die Forderung nach Abhilfen — die ja auch immer
wieder erhoben wird — liegt auf der Hand. Indessen setzt der
Verfasser allzu groBe Hoffnung in vielfach vorgeschlagene
wirtschaftspolitische MaBnahmen — wie z.B. die Umvertei-
lung der Arbeitszeit — nicht. Dagegen sieht er gewisse, frei-
lich begrenzte Moglichkeiten zum Abbau jener Spannungen
—auf dem Arbeitsmarkt und im sozialen Bereich —in aufent-
haltsrechtlichen MaBnahmen.

Auch nach dieser griindlichen und materialreichen Unter-
suchung wird man nicht vorschnell Zusammenhange zwi-
schen Arbeitslosigkeit und Kriminalitdt herstellen dirfen.
Doch jeder, der mit arbeitslosen Jugendlichen zu tun hat
oder im Jugendstrafvollzug tatig ist (was oft genug auf das-
selbe hinauslauft), weiB, welches Bindel sozialer Probleme
mit Arbeitslosigkeit haufig verknipft ist. Er wird diese Studie
—wie immer er auch zu ihren Voraussagen stehen mag — mit
Gewinn lesen.

Heinz Muiller-Dietz

Jiirgen Bartsch — Nachruf auf eine ,Bestie“. Dokumente — Bil-
der - Interviews. Das Buch zum Film von Rolf Schiibel. Vorwort:
Prof. Dr. med. Wilfried Rasch. Herausgegeben von Michael Fster.
Torso Verlag, Essen 1984. 237 S. mit 42 Abb. DM 16,80.

Der ,Fall“ist in unserer schnellebigen Zeit fast schon wie-
der vergessen — und hat doch seinerzeit groBes Aufsehen
erregt. Jilrgen Bartsch beging 1962 als 15jahriger, in seiner
sexuellen Entwicklung gestért, seinen ersten Mord an einem
8jahrigen Jungen. Verzweifelt sucht er von seinem , Trieb“
loszukommen. Es gelang ihm nicht. Mit 18 und 19 Jahren
beging er drei weitere Morde an 11 — 13jahrigen Jungen.
1966 wurde er verhaftet. Seinem fiinften Opfer gelang es,
sich zu befreien und an der Uberfiihrung des Téters mitzu-
wirken. Im ersten Urteil wurde Jiirgen Bartsch 1967 zu le-
benslanger Freiheitsstrafe verurteilt. Der Bundesgerichts-
hof hob die Entscheidung auf, weil das Gericht es abgelehnt
hatte, einen Sexualwissenschaftler als Sachverstandigen
hinzuzuziehen. Dies geschah im zweiten ProzeB. 1971 wur-
de Jurgen Bartsch erneut — aber diesmal zu zehn Jahren Ju-
gendstrafe mit anschlieBender Unterbringung in einer Heil-
oder Pflegeanstalt — verurteilt. Das Urteil wurde rechtskraf-
tig. Um die Chance zu erhalten, wieder auf freien FuB zu
kommen, wiinschte er seine Kastration. Wahrend des Ein-
griffs starb er 1976 an einem Narkosefehler.

Die knappe Schilderung a8t das psychische Elend des
.Falles” und das Leiden der Opfer kaum ahnen. Das vorlie-
gende Buch macht beides sichtbar. Es ist keineswegs das
erste, das zum Fall Bartsch erschienen ist. Aber es erinnert
uns im geschichtlichen Ruckblick nochmals an die Umstan-
de jenes Falles, daran, wie es zu den furchtbaren Taten ge-
kommen ist (die heute in manchen Videofilmen geniiBlich
ausgemalt werden) — und daran, wie verge8lich wir sind.

Natirlich ist das Buch nicht zufallig gerade jetzt erschie-
nen. Es gibt dafiir einen konkreten AnlaB. Rolf Schiibel hat
tber den Fall Bartsch einen abendfiillenden Film fiirs Kino
und das ZDF gedreht, der als bester Dokumentarfilm des
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Jahres ausgezeichnet wurde. Das Buch gibt Entstehung
und Inhalt jenes Filmes wieder. Mit reichlichem Bildmaterial
versehen, zeichnet es noch einmal die einzelnen Abschnitte
und Stationen eines Lebensweges nach, der schon sehr
friih in Ausweglosigkeit m{indete und schlieBlich im Abgrund
endete. Wenn man die zahlreichen Dokumente, die im Film
versammelt sind, aufmerksam liest, beginnt man zu begrei-
fen, wie leicht die Fassade auBerlich wohlgeordneter blr-
gerlicher Verhaltnisse zu tduschen vermag, was sich dahin-
ter an Elend fiir Kinder und Jugendliche verbergen kann, wie
es zu Entwicklungen kommen kann, die unbegreiflich er-
scheinen. Darauf verweist namentlich das einfithlsame Vor-
wort des Psychiaters Wilfried Rasch, der auch Gutachter im
zweiten Verfahren gewesen war. Wie ein Schliissel zum
ganzen Geschehen mutet der Satz des Psychoanalytikers
Tobias Brocher an: ,die Taten waren eigentlich ein Abbild
dessen, was innerlich in seiner Entwicklung vorher in seiner
Kindheit, in seiner Gesamtentwicklung geschehen ist.“

Das reichhaltige Material an Daten, AuBerungen und Stel-
lungnahmen von Wissenschaftlern und Journalisten, das
der Verfasser vor dem Leser ausbreitet, erteilt indessen
nicht nur denen Lehren, die als Eltern und Erzieher fir Kin-
der Verantwortung haben. Es belegt auch den Lern-ProzeB,
den die Strafjustiz in und mit diesem Fall zu durchiaufen hat-
te. Das zeigt schon der auszugsweise Vergleich der beiden
erstinstanzlichen Urteile. Manchmal kénnen wenige Jahre
Welten voneinander trennen. Inzwischen mogen wir hellhd-
riger geworden sein. Aber unsere Schwierigkeiten, zu erkla-
ren — nicht zu entschuldigen! —, was im Grunde unfaBbar ist,
sind geblieben. Und nicht minder unsere Schwierigkeiten,
mit denen umzugehen, die UnfaBbares getan haben.

Heinz Miiller-Dietz

Franziska Lamott: Die erzwungene Beichte. Zur Kritik des the-
rapeutischen Strafvollzugs. Profil-Verlag, Miinchen 1984. 280 S.
Kart. DM 36,—.

Die Verfasserin ist bereits als; Kritikerin des Behandlungs-
vollzugs hervorgetreten (vgl. Lamott, Zur Heilungsideologie
des Strafvollzuges, in: Kritische Justiz 1982, S. 79— 87). Sie
legt nunmehr ihre Dissertation, eine soziologische Untersu-
chung, vor, die dem Nachweis gilt, daB Sozialtherapie unter
den Rahmenbedingungen des Strafvollzugs im Grunde nur
die Prozesse des Ausgrenzens, Einsperrens und Strafens,
die Unterwerfung des Gefangenen unter die Herrschaft der
Anstalt verschleiere. Eine wesentliche Aussage des Buches
geht dementsprechend dahiri, daB Sozialtherapie letztlich
zur Rechtfertigung und Aufrechterhaltung von Herrschaft
und Macht beitrage, indem sie diese legitimiere, ohne je-
doch den vorgeblichen Anspruch auf ,Befreiung” der Be-
troffenen, auf Hilfe zu ihrem Mundig- und Selbstandigwer-
den tatsachlich einzuldsen. In dieser Sicht wird das soziale
Problem Kriminalitat individualisiert, d.h. die Gefangenen,
die in sozialtherapeutischen Einrichtungen aufgenommen
werden, werden durch die Art und Weise des Umgangs erst
zu Patienten oder Klientern gemacht, die therapeutischer
Behandlung bediirfen. Das ist nach der Grundthese der Ver-
fasserin nur im Wege einer systematischen Verleugnung
der Wirklichkeit mdglich, indem eben jene Zwangsbedin-
gungen des Strafvollzugs schlicht ausgeblendet, als nicht
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vorhanden hingestellt wiirden. Ein Schliisselsatz von Maud
Mannoni auf der Einbanddecke des Buches bringt diese Kri-
tik auf den Nenner: ,,Das Gefangnis ist nicht der Ort, an dem
es erlaubt ware, freies Sprechen zu propagieren.“ Schon die
einzelnen Untersuchungsschritte der Arbeit verweisen der
Verfasserin zufolge auf das beschriebene Grunddilemma
des (sozial-)therapeutischen Vollzugs. Therapie Straffalli-
ger gehort danach zur Sprach-Regelung der Strafvollzugs-
reform, die Rede von Therapie zu den Begriindungs- und
Rechtfertigungsmustern der Reformbestrebungen. Der
Wissenschait wird in diesem ProzeB eine wesentliche Rolle
zugeschrieben. Die Verfasserin spricht von , Verwissen-
schaftlichung der Handlungsentwiirfe, die sich darin aus-
driicke, daB Trager helfender Berufe (wie Psychologen,
Sozialarbeiter u.a.) in zunehmendem MaBe jene Aufgabe
Ubernommen hatten, die in der Kriminalitat liegende soziale
Stérung psychologisch und behandelnd aufzuarbeiten.
Dies miinde in das ,,,medizinische Modell‘ der Verhaltens-
kontrolle®.

Diese Grundthesen des Buches werden im ersten Teil
theoretisch entwickelt. Im zweiten Teil tragt die Verfasserin
entsprechende Belege einer empirischen Untersuchung zu-
sammen. Ausgangspunkt waren Ergebnisse einer krimino-
logischen Begleit- und Erfolgsforschung an einer sozialthe-
rapeutischen Anstalt gewesen. In diesem Rahmen hatte ge-
klart werden sollen, wer — erfolgreich oder erfolglos —thera-
piert wird, welche Therapieziele besondere Schwierigkeiten
bereiten. Dabei war ein Vergleich der Daten derjenigen Ge-
fangenen, welche die Sozialtherapie erfolgreich durchlau-
fen hatten, mit Daten jener Gefangener, welche die Behand-
lung abgebrochen hatten, von besonderem Interesse gewe-
sen. Zu diesem Zweck waren Akten von 232 Gefangenen
ausgewertet worden, die sich zwischen 1972 und 1978 ein-
mal in einer sozialtherapeutischen Anstalt befunden hatten.
Der zweite Teil der empirischen Erhebung, auf den sich
nicht zuletzt die Aussagen der Verfasserin griinden, war
nicht mehr von jener Untersuchung, einer Auftragsfor-
schung, umfaBt gewesen. Hier ging es vor allem um eine
Auswertung der Bewerbungsschreiben der Gefangenen so-
wie Diagnosen und Stellungnahmen der Therapeuten.

Die Darstellung der Verfasserin, namentlich ihre kritische
Bewertung der Sozialtherapie, 148t an Eindeutigkeit nichts
zu winschen (ibrig. Schon die Zwischentitel des Buches,
welche die grundsatzliche Blickrichtung angeben, tragen
kraftige Farben auf. Die Beispiele sprechen fiir sich: ,Die
psychotherapeutische Verarbeitung von Stérern: Therapie
zwischen Knilippel und Kittel* — ,,Die Guten ins Topfchen,
die Schlechten ins Krépfchen: Zur Aussonderung der Ge-
fangenen“ — , Der ideale Proband oder Wer braucht wen?* —
.Die therapeutische* Herstellung eines Falls” — ,Wie wer-
den Patienten gemacht?“. Im Text freilich bedient sich die
Verfasserin haufig der Sprachmuster jenes soziologischen
Jargons, der beim Leser leicht Unwillen ausldst, wenn nicht
gar die verhandelte Sache selbst in Verruf bringt.

Diese indessen erscheint doch wohl etwas differenzierter,
als es die allzu eingéngigen (und oft einlinigen) Rechtferti-
gungen und Verwerfungen von Sozialtherapie nahelegen:
Sicher ist das ,medizinische Modell“ der Behandlung ver-
fehlt. Aber mehr noch als auf solche Feststellungen kommt
es darauf an, wie man Behandlung inhaltlich definiert und

praktisch handhabt. Mit Etiketten wird nicht gespart: Mit de-
nen nicht, die man Straftatern anheftet — und mit den ande-
ren nicht, die dem Strafvollzug selber gelten. Es gibt einen
Bedarf an Lebens- und Sozialtraining — gewiB nicht bei allen
Insassen; und es gibt Ausblendung und Verleugnung der
Wirklichkeit — freilich nicht nur bei unkritischen Therapeuten.
Gleichwoh! kénnte das Buch eine nitzliche Funktion erfil-
len: Seine Lektlre kdnnte (und sollte) den Blick dafiir schar-
fen, wo die eigentlichen FuBangeln und Probleme der So-
zialtherapie liegen.

Heinz Muller-Dietz

Wolfgang Herget: Leben im Knast. Die unbekannte Welt von
»Santa Fu“. Selbstzeugnisse. Rasch und Roéhring Verlag. Ham-
burg-Zirich 1984. 168 S. DM 28,—.

»Santa Fu“: das ist der Spitzname der JVA Hamburg-
Fuhlisbuttel, jener Anstalt, die vor etlichen Jahren in die
Schlagzeilen geraten ist, weil sie es unternommen hat, den
Vollzug an langstrafigen und nicht selten schwierigen Ge-
fangenen zu liberalisieren. Was das heiBt, kann letztlich nur
beurteilen, wer den Strafvollzug ,von innen* kennt. Mitar-
beiter der Anstalt, Insassen, Aufsichtsbehdrde wissen ein
Lied davon zu singen, wie die Offentlichkeit, nicht zuletzt die
Massenmedien oft genug darauf reagieren, wenn innerhalb
einer solchen Anstalt etwas ,passiert”, wenn Vollzugslocke-
rungen miBbraucht, Straftaten wahrend des Urlaubs began-
gen werden. Dann geréat die Anstalt wiederum in die Schlag-
zeilen, in negative, versteht sich, weil eben im Strafvolizug
nichts ,passieren darf und weil man drauBen schnell mit
dem Urteil bei der Hand ist, daB das Ubel von der Liberalisie-
rung kommt. Téater, die schwere und schwerste Straftaten
begangen haben, verdienen in den Augen vieler kein Mit-
leid; und die Anstalt — die ja wie jede andere den gesetzli-
chen Auftrag hat, nach Kréften zur sozialen Eingliederung
ihrer Insassen beizutragen — wird wieder einmal daran erin-
nert, daB sie lieber auf ,Nummer Sicher” gehen soll als ir-
gendwelche Risiken einzugehen. In Bild und Text berichtet
das Buch, die Arbeit eines Journalisten, uber ,Santa Fu“.
Ein gewohnliches Buch? Wir sehen auf vielen Bildern die
Anstalt von auBen und innen. Die Blicke gleiten liber die Ge-
sichter von Insassen und Mitarbeitern. Da wird nichts ver-
deckt. Da sind Arbeitsraume abgebildet, Zellen, Gemein-
schafts- und Freizeitraume, Stockwerke und Flure. Da erle-
ben wir Gefangene bei der Arbeit, beim Sport, bei anderen
Freizeitbeschaftigungen, beim Besuch, beim Essenaustei-
len, beim Unterricht, bei der Trauung in der Anstaltskapelle,
bei Gesprachen in der Literaturgruppe und in der Redaktion
der Gefangenenzeitung, bei Proben in der Musikgruppe.
Und da sehen wir immer wieder Mitarbeiter, vom Anstalts-
leiter liber Abteilungsleiter bis zum Angehdrigen des allge-
meinen Vollzugsdienstes. Die Anstalt wird in Bildern vorge-
stellt—aber mehr noch werden es die Menschen: diejenigen,
die dort leben miissen, und diejenigen, die dort arbeiten.
Unter letzteren sind auch Frauen. Das Buch spart auch
dieses Problem nicht aus.

Und alle kommen zwischen den Bildern zu Wort: der An-
staltsleiter, die Studentin, die ihren inhaftierten Freund be-
sucht, die freiwillige Helferin, die Ehefrau eines Gefange-
nen, eine andere Besucherin, Abteilungsleiter(innen), Be-



amte des allgemeinen Vollzugsdienstes, Werkbeamte, An-
staltsbeiréte, Lehrer(innen), der Gefangnispastor — und im-
mer wieder Insassen: wegen Mordes zu zehn Jahren Ju-
gendstrafe oder zu langen zeitigen Freiheitsstrafen oder gar
zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilte, der wegen Dieb-
stahls zu viereinhalb Jahren, der wegen Raubes oder we-
gen Korperverletzung mit Todesfolge zu elf Jahren, der we-
gen Sexualdelikten zu fiinf Jahren und Sicherungsverwah-
rung, der wegen Raubes zu sechs Jahren oder wegen Zu-
halterei zu acht Jahren Verurteilte. Es sind ,,Selbstzeugnis-
se”, wie der Untertitel des Buches zu Recht sagt. Wir erfah-
ren aus ihnen noch einmal, wie der Vollzug von Insassen,
Angehdrigen, Besuchern und Mitarbeitern erlebt und ver-
standen wird. Wir nehmen am Alltag des Anstaltslebens, am
Lebensschicksal von Menschen teil, die eine bése Vor- und
Lebensgeschichte in schwere Kriminalitat verstrickt hat und
sich nunmehr mit den —nicht selten als ertraglich geschilder-
ten — Lebensbedingungen in der Haft und nicht zuletzt einer
schwierigen Zukunft auseinandersetzen miissen. Natirlich
gehen die Schilderungen in Eigenart, Stil und Temperament
des Verfassers auseinander. Da steht der niichterne Le-
bensbericht neben der Erzahlung vieler kleiner Ereignisse;
da finden sich Betrachtungen liber das Leben, den Strafvoll-
zug — wie er ist und wie er sein sollte — neben Auseinander-
setzungen mit sich selbst und seiner Umgebung. In den
Selbstzeugnissen der Insassen ist vor allem — wie anders! —
von Hoffnungen die Rede, von unerfiillten Sehnstichten und
Wiinschen.

Ein gewdhnliches Buch? Demjenigen, der den Vollzug
kennt, kommt vieles bekannt, vielleicht allzu bekannt vor.
Aber das Buch ist flir eine breitere Offentlichkeit bestimmt.
Sie ist ihm zu wiinschen,

Heinz Miller-Dietz

Neu auf dem Bilichermarkt

Rolf Zelter: Ohne Mauern—hinter Gittern. Ernst Klett Verlag,
Stuttgart 1985. 192 S. Kart. DM 18,80

Rolf Marschner: Psychische Krankheit und Freiheitsentzie-
hung. Eine vergleichende Kritik des geltenden Unterbrin-
gungsrechts (Rechtswissenschaftliche Forschung und Ent-
wicklung Bd. 60). Verlag V. Florentz GmbH, Miinchen 1985.
198 S. DM 34,80

Ulrich Eisenberg: Kriminologie. 2., vollstandig liberarbeite-
te und erheblich erweiterte Auflage. Carl Heymanns Verlag
KG, KéIn/Berlin/Bonn/Miinchen 1985. XXVI, 1022 S. DM 178,—

Knut Papendorf: Gesellschaft ohne Gitter. Eine Absage an
die traditionelle Kriminalpolitik. AG SPAK, Miinchen 1985.
271S8.DM 22—

Heinz-W. Wattenberg: Arbeitstherapie im Jugendstrafvoll-
zug: eine Bestandsaufnahme. Verlag R. G. Fischer, Frank-
furt a.M. 1985. 158 S. DM 28,—

Jiirgen Baumann: Entwurf eines Jugendstrafvollzugsge-
setzes (Forum Rechtswissenschaft. Beitrdge zu neueren
Entwicklungen in der Rechtswissenschaft Bd. 14). C. F.
Miiller Juristischer Verlag, Heidelberg 1985. XlI, 83 S. Kart.
DM 34—
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Aus der
Rechtsprechung

§§ 2, 3 Abs. 3, 7 Abs. 2, 8 Abs. 1 StVollzG
(Verlegung zur Férderung der
Behandlung oder Eingliederung)

1. Bei den Begriffen der Férderung der Behandlung
bzw. der Eingliederung des Gefangenen nach der
Entlassung handelt es sich um unbestimmte Rechts-
begriffe mit Folgeermessen (Mischtatbestand), bei
denen dem Gericht eine Aufklarungspflicht obliegt.

2. Die Féderung eines Gefangenen im Sinne des § 3 St-
VollzG bleibt wihrend der gesamten Haftzeit Aufga-
be des Vollzuges und ist daher nicht allein am Entlas-
sungszeitpunkt auszurichten.

BeschluB des Oberlandesgerichts Hammvom 15. 7. 1985
— 1 Vollz (Ws) 83/85 —

Griinde:

Nach den Feststellungen des angefochtenen Beschlus-
ses hat der Leiter der Vollzuganstalt den Antrag des Betrof-
fenen auf Verlegung in eine Anstalt des Landes Niedersach-
sen in die Nahe seines Heimatortes zur Aufrechterhaltung
des Kontaktes mit seiner Familie abgelehnt. Den auf den Wi-
derspruchsbescheid des Prasidenten des Vollzugsamts
KélIn eingelegten Antrag auf gerichtliche Entscheidung wies
die Strafvollstreckungskammer als unbegriindet zuriick. Sie
ist der Auffassung, daB es sich bei der Entscheidung, ob die
Verlegung abweichend vom Vollzugsplan zur Behandlung
oder zur Eingliederung des Gefangenen nach der Entlas-
sung aus Griinden der Vollzugsorganisation oder aus ande-
ren wichtigen Grinden erforderlich ist, um eine Ermessens-
entscheidung der Vollzugsbehérde handelt, die vom Gericht
nur auf fehlerfreie Ermessensausiibung hin Gberprift wer-
den kdénne. Diese Ermessensiiberprifung ergebe im vorlie-
genden Falle, daB die Anstalt ermessensfehlerfrei entschie-
den habe, da sie darauf hingewiesen habe, der Betroffene
werde erst friihestens 1987 aus der Haft entlassen, so daf
zum gegenwartigen Zeitpunkt von einer Verlegung zur For-
derung der Eingliederung nach der Entlassung nicht gespro-
chen werden kénne und daB auch familiare Griinde eine
Verlegung nicht rechtfertigen, weil der Betroffene selbst den
Bestand seiner Ehe in Frage gestellt habe und die Schei-
dung beantragt bzw. dieses angekindigt habe. Weiterhin
habe die Behérde ihre Entscheidung darauf gestiitzt, daB
der Betroffene nicht einmal ansatzweise an der Erreichung
des Vollzugszieles mitgearbeitet habe, so da3 auch unter
diesem Blickwinkel einer Verlegung nicht zugestimmt wer-
den konne. Diese Erwagungen sind nach Auffassung der
Strafvollstreckungskammer frei von Ermessensfehlern.

Gegen diesen BeschluB der Strafvolistreckungskammer
hat der Betroffene form- und fristgerecht Rechtsbeschwerde
eingelegt, die der Senat zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung zugelassen hat.

Die Rechtsbeschwerde hat auch einen vorlaufigen Erfolg.

Rechtlichen Bedenken begegnet schon die Auffassung
der Strafvollstreckungskammer, daB es sich bei der Verle-
gungsentscheidung gemaB § 8 StVollzG um eine Ermes-
sensentscheidung der Vollzugsbehérde handelt. Bei den
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Begriffen der Forderung der Behandlung oder Eingliederung
des Gefangenen nach der Entlassung handelt es sich um
unbestimmte Rechtsbegriffe, bei denen die Subsumtion nur
eine und deswegen gerichtlich vollnachprifbare richtige
Entscheidung zuladBt, so daB auf der Tatbestandsseite der
Norm kein Raum flr Ermessen vorhanden ist und sich der
Ermessensbereich auf das sog. Folgeermessen beschrankt
(vgl. OLG Hamm BeschluB vom 13. Juli 1978 — 1 Vollz (Ws)
33/78). Kann oder darf die Behdrde bei Vorliegen eines
durch einen unbestimmten Rechtsbegriff gekennzeichneten
Tatbestandes eine MaBnahme treffen, liegt somit eine Kop-
pelung von einem unbestimmten Rechtsbegriff und Ermes-
sen vor, so spricht man im Verwaltungsrecht von einem so-
genannten Mischtatbestand (OLG Hamm a.a.0. m.w.N.).
Daher hitte die Strafvollstreckungskammer im vorliegenden
Fall zunachst ndher Uberpriifen missen, ob durch die be-
gehrte Verlegung tatsachlich die Behandlung des Gefange-
nen oder seine Eingliederung nach der Entlassung nicht ge-
férdert werden, wovon die Vollzugsbehérde ausgegangen
ist. Sie durfte nicht ohne weiteres nur die Ansicht der Voll-
zugsbehdrde hierzu Gbernehmen, sondern muBte eigene
Feststellungen treffen. Flihrte das Ergebnis dazu, daB die
Voraussetzungen fir die Verglinstigung bereits auf der Tat-
bestandsseite fehlen, so ist der Antrag zu verwerfen. Ande-
renfalls ist zu prufen, ob das Folgeermessen fehlerfrei aus-
gelibt worden ist (vgl. § 115 Abs. 5 StVollzG), was indessen
durchweg zu verneinen sein diirfte, wenn vorab Uber die Tat-
bestandsseite rechtsfehlerhafte Vorstellungen bestanden.
Da die Strafvollstreckungskammer bereits die ihr obliegen-
de Priifung unterlassen hat, ob die Voraussetzungen der un-
bestimmten Rechtsbegriffe gegeben sind, war der ange-
fochtene BeschluB aufzuheben.

Fir die neue Behandlung der Sache wird flir die Ausle-
gung des § 8 Abs. 1 Ziffer 1 StVollzG auf folgendes hinge-
wiesen:

Fehlerhaft ist die Uberlegung, eine Férderung des Gefan-
genen im Hinblick auf seine Eingliederung sei schon deswe-
gen nicht erforderlich, weil er frihestens 1987 aus der Haft
entlassen werde. Wiedereingliederungsbemihungen set-
zen nicht erst am Tage der Entlassung ein. Die Kontaktpfle-
ge zu Angehérigen und anderen, dem Gefangenen naheste-
henden Personen ist wahrend der gesamten Haftzeit zu for-
dern, insbesondere bei Personen mit langen Freiheitsstra-
fen. Daher ist der Hinweis auf den Entlassungszeitpunkt im
Jahre 1987 fir fehlende Eingliederungsférderung ungeeig-
net. Bei mangelnder Mitarbeit am Vollzugsziel kann mdg-
licherweise davon ausgegangen werden, daB der Gefange-
ne an einer Eingliederung nach der Entlassung kein wirkli-
ches Interesse hat, so daB die Verlegung seine Behandlung
oder Wiedereingliederung nicht férdert. Hierzu bedarf es je-
doch stets konkreter Darlegung, da auch bei einem zur Zeit
schwierigen und nicht kooperativen Gefangenen die Verle-
gung in eine heimatnahe Anstalt seine Einstellung zur Errei-
chung des Vollzugsziels (§ 2 Satz 1 StVollzG) giinstig zu be-
einflussen vermag.

§§ 4 Abs. 1 Satz 1, 10, 13, 102 ff. StVollzG

1. Die Unterbringung im geschlossenen Vollzug soll
nach § 10 StVollzG die Ausnahme sein. Solange die
Anstaltsverhaltnisse, vor allem die bauliche Ausge-

staltung der Vollzugsanstalten, die Verwirklichung
dieses Grundsatzes noch nicht zulassen, ist zwar die
Pflicht der Vollzugsverwaltung, die Gefangenen im
offenen Vollzug unterzubringen, hinausgeschoben
(vgl. § 201 Nr. 1 StVollzG). Jedoch setzt die Riickver-
legung eines Gefangenen, der sich bereits im offe-
nen Vollzug befindet, — auBler den Fillen des § 10
Abs. 2 Satz 2 StVollzG (Behandlungsgriinde) — Um-
stinde voraus, die die Unterbringung im offenen
Vollzug nach § 10 Abs. 1 StVollzG ausschlieBen wiir-
den (Eignungsmangel).

2. Als Umsténde, die die Annahme rechtfertigen koén-
nen, daBB der Gefangene ,den besonderen Anforde-
rungen des offenen Vollzuges” nicht geniigt, kom-
men vor allem Gefahren fiir die Sicherheit oder Ord-
nung der Vollzugsanstalt durch zu erwartende er-
hebliche Pflichtwidrigkeiten des Gefangenen in Be-
tracht; auch ein befiirchteter schadlicher Einfluf3 auf
Mitgefangene (vgl. § 17 Abs. 3 Nr. 1 StVollzG, VV Nr. 2
Abs. 1 Buchst. e) zu § 10 StVol1zG) wird hierfiir in Be-
tracht zu ziehen sein. Der Umstand allein, daB der Ge-
fangene durch sein Verhalten keine Bereitschaft ge-
zeigt hat, an der Erreichung des Vollzugszieles mit-
zuwirken, kann eine Zuriickverlegung dagegen nicht
rechtfertigen.

3. Eine gesetzliche Pflicht zur Mitarbeit an der Errei-
chung des Vollzugszieles gibt es nicht; § 4 Abs. 1
Satz 1 StVollzG spricht nur eine Erwartung, aber kei-
ne Verpflichtung aus.

4. Eine ,Urlaubssperre” ist unzulassig, weil sie vom
Gesetz nicht vorgesehen ist (§§ 102 ff. StVolizG).

BeschluB3 des Oberlandesgerichts Celle vom 4. 3. 1985 —
3 Ws 495/84 —

§ 4 Abs. 2 Satz 2 StVolizG
(Beobachtung durch Sichispion)

1. Fiir die Beurteilung der Beschrdnkung der Freiheit
des Gefangenen mittels Beobachtung durch Sichts-
pion kommt § 4 Abs. 2 Satz 2 StVollzG als Eingriffs-
grundlage in Betracht.

2. Aus dem tatsidchlichen Umstand, daB Sichtspione
als bauliche Vorrichtung generell in Tiren von Haft-
rdumen vorhanden sind, 14Bt sich nicht folgern, daB
sie auch uneingeschriankt zur Beobachtung des
Haftraums benutzt werden diirfen.

3. Vielmehr hat die Vollzugsanstalt im Einzelfall zu prii-
fen, ob bei einem bestimmten Gefangenen im Kon-
kreten Tatsachen gegeben sind, aufgrund derer un-
ter den Gesichtspunkten der Aufrechterhaltung von
Sicherheit bzw. Abwendung einer schwerwiegenden
Stérung der Ordnung in der Anstalt das standige
Freihalten des Sichtspions erforderlich ist oder ob
nur zeitweise oder gar keine Sichtkontrolle durch
den Tiirspion angebracht ist.

BeschluB des Oberlandesgerichts Saarbricken vom
12.6.1985 — 1 Ws 717/83 —



Griinde: I

Der Beschwerdefiihrer ist Strafgefangener in der Justiz-
vollzugsanstalt Saarbriicken. Er befindet sich im geschlos-
senen Vollzug. Weil er mehrfach den Sichtspion in seiner
Zellentlr zugehangt hatte, war durch den Leiter der Justiz-
vollzugsanstalt am 7. Oktober 1983 als DisziplinarmaBnah-
me far die Dauer eines Monats der Entzug von Gegenstan-
den flir eine Beschaftigung in der Freizeit und der AusschiuB
von der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen
angeordnet worden.

Der Beschwerdefuhrer hatte daraufhin am 8. Oktober
1983 Antrag aus gerichtliche Entscheidung mit folgenden
Antragen gestellt:

»1. Es wird festgestellt, daB die standige Uberwachung
durch den Zellenspion auBerhalb der gesetzlichen
MaBnahmen des § 88 StVollzG rechtswidrig ist.

2. Dem Gefangenen ist daher zu gestatten, den Zellen-
spion — ggfls. zeitweise oder bis zum EinschluB3 — zu
verhangen, wenn keine Umstande vorliegen, die ei-
ne Flucht-, Selbstbeschadigungs- oder Selbstmord-
gefahr begriindeen kénnten.

3. Die am 7. Oktober 1983 verhangte Disziplinarmaf-
nahme ist rechts- und ermessensfehlerhaft und wird
daher aufgehoben.

4. Die Anstalt wird verpflichtet, den Gefangenen wah-
rend einer Freizeitsperre — analog zu den sonstigen
Fortbildungs-, Aussprache- und Trainingsgruppen —
auch in der Trainingsgruppe des Herrn C. zu belas-
sen.”

Durch den angefochtenen BeschluB hat die Strafvollstrek-
kungskammer den Antrag auf gerichtliche Entscheidung zu-
rickgewiesen, wobei sie zu dem Ergebnis gelangt war, die
einzelnen Antrage seien zuldssig aber nicht begriindet. Zum
Begehren des — eventuell auch zeitweisen — Verhangens
des Sichtspions in der Zellentlr hat sie ankniipfend an die
Regelung in § 19 1l StVollzG ausgeflhrt, es erhelle daraus,
daB die wohnliche, persénliche Komponente gegebenen-
falls gegeniiber dem Postulat der Sicherheit und Ordnung zu
weichen habe. Die Strafvollstreckungskammer fahrt dann in
ihrer Begriindung wie folgt fort:

~Dies ist hier der Fall. Der Antragsteller befindet sich im
geschlossenen Vollzug, in welchem gegeniber einer
weniger einschneidenden Vollzugsart bereits deshalb
eine engere Beaufsichtigung zu handhaben ist. Die
Kontrolimdglichkeit der Anstalt muf3 gewéhrleistet blei-
ben. Dem kdnnte zwar entgegengehalten werden, daf3
durch das Offnen der Zellentiir eine ausreichende Kon-
trollmoglichkeit gewéhrleistet sei. Hierbei ist aber nicht
beachtet worden, daB durch das Offnen der Haftraum-
tur Gerausche entstehen und Zeit verstreicht, so daf3
der méglicherweise verbotswidrig handelnde Gefange-
ne gewarnt wird und Zeit gewinnt, den Erfolg seines
Handelns zu verdecken.”

Gegen den BeschluB der Strafvollstreckungskammer
wendet sich der Beschwerdeflihrer mit seiner form- und frist-
gerecht eingelegten Rechtsbeschwerde (§ 118 StVollzG).
Er riigt mit ihr unter ndherer Darlegung die Verletzung von
Verfahrensrecht und sachlichem Recht.
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Das Rechtsmittel fihrt auf die materielle Rige hin zu ei-
nem teilweisen vorlaufigen Erfolg:

1. Unzuldssig ist die Rechtsbeschwerde, soweit der Be-
schwerdefiihrer Aufhebung der am 7. Oktober 1983 ver-
héangten DisziplinarmaBnahme begehrt hat, da das Rechts-
mittel prozessual (iberholt ist.

Die DisziplinarmaBnahme wurde namlich vom 7. Oktober
1983 bis zum 6. November 1983 vollstreckt. Der vom Be-
schwerdeflihrer im Rechisbeschwerdeverfahren aufgestell-
ten Behauptung, es handele sich bei diesem Antrag um ei-
nen Feststellungsantrag, ist angesichts dessen, daB er Auf-
hebung der MaBnahme begehrt, die Grundlage entzogen.
Die mit dem Aufhebungsbegehren in dem Antrag gewahlte
Formulierung st rechts- und ermessensfehlerhaft enthalt
kein Feststellungsbegehren sondern bedeutet lediglich ei-
nen Uberflissigen Hinweis auf die behauptete Rechtswidrig-
keit der DisziplinarmaBnahme als Voraussetzung ihrer be-
antragten Aufhebung. Fir einen zugleich mit dem Aufhe-
bungsantrag gesteliten Feststellungsantrag ergabe sich im
Gbrigen seine Unzulassigkeit im Hinblick auf § 115 Abs. 3 St-
VollzG. Im Rechtsbeschwerdeverfahren ist, wie der Senat
mehrfach entschieden hat, der Ubergang vom Aufhebungs-
begehren zu einem Feststellungsbegehren nicht moglich.

2. Soweit der Beschwerdefiihrer sich mit seiner Rechts-
beschwerde dagegen wendet, daB die Strafvollstreckungs-
kammer mit dem angefochtenen BeschluB seinen Antrag
auf gerichtliche Entscheidung unter Ziffer 4, gerichtet auf
Verpflichtung der Justizvollzugsanstalt, ihn wahrend einer
Freizeitsperre auch in der Trainingsgruppe des Herrn C. zu
belassen, zurlickgewiesen hat, ist das Rechtsmittel eben-
falls unzulassig. Die Strafvolistreckungskammer hétte die-
sen Antrag bereits als unzulassig verwerfen missen:

a) Mit einem Verpflichtungsantrag, den der Beschwerde-
fihrer ausdriicklich als solchen gestellt und aufrecht-
erhalten hat, kann nur die Verpflichtung der Behérde
zum ErlaB einer abgelehnten oder unterlassenen Mas-
nahme im konkreten Einzelfall begehrt werden (vgl. §
109 Abs. 1 S. 2 StVollzG). Es kann hingegen nicht zum
Gegenstand eines Verfahrens nach §§ 109 ff.
StVollzG gemacht werden, die Vollzugsbehdrde gene-
rell zu einem bestimmten Verhalten in kiinftigen Fallen
zu verpflichten.

b) Selbstwennder Verpflichtungsantrag als im Verfahren
nach §§ 109 ff. StVollzG grundsétzlich statthafter vor-
beugender Unterlassungsantrag anzusehen waére
(vgl. OLG Celle NStZ 1981, 250), wére es vorliegend
mangels Rechtsschutzbedirfnisses unzulassig; der
Beschwerdefiihrer kénnte gegen eine gleiche, ihn be-
schwerende MaBnahme Antrag auf Aufhebung (An-
fechtungsantrag) stellen. Im uUbrigen kann der Be-
schwerdefihrer nicht — wie von ihm dazu vorgetragen
— eine Wiederholungsgefahr damit dartun, daR er be-
hauptet, die derzeitige Freizeitsperre sei willkirlich
und zeige eindrucksvoll, daB ein Ende dieser Behand-
lungspraxis seitens der Anstalt nicht abzusehen sei,
und weiter, daB die Vollzugsanstalt standig Disziplinar-
sanktionen, bekanntermaBen exzessiv betreibe.
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Im Ubrigen fihrt die Rechtsbeschwerde auf die materielle
Rige hin zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses.

1. Insoweit sind die Zuldssigkeitsvoraussetzungen nach
§ 116 Abs. 1 StVollzG gegeben:

Die der Revision in Straf- bzw. der Rechtsbeschwerde in
Ordnungswidrigkeitenverfahren nachgebildete Rechtsbe-
schwerde des Strafvollzugsgesetzes erlaubt dem Rechts-
beschwerdegericht nur die Uberpriifung der Rechtsanwen-
dung (§ 116 Abs. 2 S. 1 StVollzG). Infolgedessen muB die
mit der Rechtsbeschwerde angegriffene gerichtliche Ent-
scheidung die ihre Nachprifung in rechtlicher Hinsicht er-
moglichenden tatsachlichen Feststellungen erhalten (vgl.
OLG Frankfurt ZfStrVo 1984, 122-123; Schwind-Bohm-
Schuler, StVollzG, § 116 Rn. 6 mit weiteren Hinweisen; Cal-
liess/Muller-Dietz, StVollzG, 3. Aufl., § 115 Rn. 3, gleichfalls
mit Hinweisen). Entspricht — wie nachfolgend aufzuzeigen
sein wird — die gerichtliche Entscheidung diesem Erfordernis
nicht, so ist die Rechtsbeschwerde zuldssig (Schuler, wie
vor; Calliess/Mller-Dietz, a.a.0., § 116 Rn. 3; beide mit Hin-
weisen).

Der angefochtene BeschluB leidet an einem auf die mate-
rielle RGge hin zu beachtenden Mangel der aufgezeigten
Art.

2. Zunéchst ist klarzustellen, daB dem Antrag unter Ziffer
1) des Antrags auf gerichtliche Entscheidung, namlich, fest-
zustellen, ,daB die stAndige Uberwachung durch den Zel-
lenspion rechtswidrig ist“, neben dem Verpflichtungsantrag
unter Ziffer 2) ,zu gestatten, den Zellenspion . . . zu verhan-
gen, .. ." keine selbstandige prozessuale Bedeutung zu-
kommt.

Der unter Ziffer 2) gestellte Antrag beinhaltet als Hauptan-
trag den Verpflichtungsantrag ,zu gestatten, den Zellen-
spion zu verhdngen mit dem Hilfsbegehren der zeitweisen
Gestattung bzw. der Gestattung bis zum EinschluB.“

3. In § 4 StVollzG, der Grundsatze (iber die Rechtsstel-
lung des Gefangenen enthalt und sie den Einzelregelungen
des Vollzugsgesetzes voranstellt (vgl. Calliess/Mller-Dietz,
StVollzG, 3. Aufl., § 4 Rn. 1), ist festgelegt (Abs. 2 S. 1), daR
der Gefangene nur denin diesem Gesetz vorgesehenen Be-
schrankungen seiner Freiheit unterliegt. Bei Fehlen einer
solchen besonderen Regelung, dirfen ihm nur solche Be-
schrankungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden
Stérung der Ordnung der Anstalt unerlaBlich sind (Abs. 2 S.
2). Da es nach Auffassung des Senats an einer besonderen
gesetzlichen Regelung fehlt, nach der die Beschrankung der
Freiheit des Gefangenen mittels Beobachtung durch Sicht-
spion zu beurteilen ist, hierflir im besonderen nicht auf § 19
Abs. 2 StVollzG zuriickgegriffen werden kann, kommt § 4
Abs. 2 S. 2 StVollzG als Eingriffsgrundlage in Betracht.

Aus dem tatsachlichen Umstand, daB Sichtspione als
bauliche Vorrichtungen generell in Tiren von Haftraumen
vorhanden sind, 14t sich nicht folgern, daf} sie auch unein-
geschrankt zur Beobachtung des Haftraumes benutzt wer-
den diirfen.

Im Ubrigen enthalt der angefochtene BeschluB keine An-
gaben dazu, welche Tatsachen die Volizugsanstalt ihrer
Entscheidung zugrundegelegt hat, dem Beschwerdefihrer
das (evtl auch zeitweise) Verhangen des Sichtspions zu ver-
sagen. Die Beeintrachtigung der Sicherheit und die schwer-
wiegende Stérung der Ordnung der Anstalt stellen unbe-
stimmte Rechtsbegriffe dar, die die Vollzugsanstait ausfil-
len muB. Sie hat in der Begriindung der Versagung anzuge-
ben, welche Beeintrachtigungen der Sicherheit bzw. welche
schwerwiegenden Storungen sie befiirchtet (vgl. in diesem
Zusammenhang auch OLG Celle NStZ 1981, 238).

Der im angefochtenen BeschluB mitgeteilte tatsachliche
Umstand, daB der Beschwerdefiihrer sich im geschlosse-
nen Vollzug befinde, und die daran anschlieBende Folge-
rung, es sei deshalb eine engere Beaufsichtigung zu hand-
haben, die anders, namlich erst nach vorherigem Offnen der
Tlre, nicht durchfiihrbar sei, 1aBt einmal nicht erkennen, dai
dies auch die der Entscheidung der Vollzugsanstalt zugrun-
degelegten Tatsachen und die daran anschlieBenden Erwa-
gungen fur ihre Entscheidung waren. Zum anderen lieBe
sich darauf allein das versagte Verdecken des Sichtspions
nicht stiitzen. Dies wiirde namlich bedeuten, daB aus-
nahmslos alle Gefangenen im geschlossenen Vollzug der
jederzeitigen Kontrolle durch den Sichtspion zuganglich
sein muBten. Die generelle Notwendigkeit eines Sichtspions
im geschlossenen Vollzug aus Sicherheitsgriinden (vgl.
OLG Frankfurt ZfStrVo SH 1977, 42; Feest-AK z. StVollzG §
19 Rn 5) enthebt die Vollzugsanstalt dennoch nicht von einer
Einzelfallprifung dahingehend, ob bei einem bestimmten
Gefangenen im Konkreten Tatsachen gegeben sind, auf-
grund derer unter den Gesichtspunkten der Aufrechterhal-
tung von Sicherheit bzw. Abwendung einer schwerwiegen-
den Stérung der Ordnung in der Anstalt das standige Frei-
halten des Sichtspions erforderlich ist oder ob nur zeitweise
oder gar keine Sichtkontrolle durch den Tirspion ange-
bracht ist (vgl. dazu OLG Zweibriicken BISteVH. 1 S. 5; LG
Koblenz StrVert 1983, 26; Schwind-Béhm StVollzG § 144
Rn 2; Feest-Ak wie vor). Feststellungen hierzu sind im ange-
fochtenen BeschluB mit der Folge seiner mangelnden Uber-
priifbarkeit nicht enthalten.

Der angefochtene BeschluB ist sonach auf die begrindete
materielle Ruge hin aufzuheben und zur erneuten Entschei-
dung an die Strafvollstreckungskammer zurlickzuverwei-
sen, da — wie dargelegt — noch tatsachliche Feststellungen
zu treffen sind, und deshalb die Sache nicht spruchreif ist (§
119 Abs. 4 S. 2, 3 StVollzG).

Anmerkung

Diese — seit Inkraftreten des StVollzG erste obergerichtli-
che — Entscheidung zum Gebrauch der Tirspione war
langst Gberfallig; insbesondere deshalb, weil es im StVollzG
selbst an einer konkreten Regelung dieses Streitgegenstan-
des fehlt. Dies zeigt auch die unterschiedliche Wahl der Ein-
griffsgrundlage, nach der die bisher einzigen obergerichtli-
chen Entscheidungen bzgl. der Frage des Turspions beur-
teilt wurden:

— die Entscheidung des OLG Zweibriicken v. 27. 11. 1974
(Az. VAs 14/74), die seinerzeit noch mit einem Antrag
nach §§ 23 ff. EGGVG angestrebt werden muBte, wurde



in BiStVollzK Heft 1/1982, Seite 5 unter der Uberschrift
der §§ 19 (Ausstattung des Haftraums) und 144 (Ausge-
staltung der Raume) StVollzG abgedruckt. Das OLG
Zweibricken ist damals von den erhdhten Eingriffsvor-
aussetzungen ausgegangen, die der Gesetzgeber spater
beispielsweise in § 88 StVollzG konkretisiert hat und hat
die Entscheidung von einer Einzelfallprifung abhangig
gemacht;

— in der ebenfalls nach §§ 23 ff. EGGVG ergangenen Ent-
scheidung vom 08. 06. 1977 (Az. 3 VAs 111/76) hat das
OLG Frankfurt lediglich als obiter dicta angemerkt, ,daB
im Rahmen der zulassigen Kontrolle des Haftraums auch
ein funktionsfahiger Sichtspion keinen unverhaltnismani-
gen Eingriff darstelle” und hierbei § 19 des wahrend der
Verfahrensdauer inkraftgstretenen StVollzG zugrunde-
gelegt (vgl. OLG Ffm ZfStrVo SH 77, 42/43).

Die nunmehr vorliegende Entscheidung des OLG Saar-
briicken, die nach fast zweijahriger Verfahrensdauer im Ver-
fahren nach §§ 109 ff. StVollzG erging, stellt nunmehr end-
gultig — mit allgemeiner Bindungswirkung (§ 121 Il GVG) —
klar, daB der Beobachtung durch Sichtspion § 4 11 2 StVollzG
als Eingriffsgrundlage zu dienen hat und daB eine strenge
Prifung im konkreten Einzelfall vorzunehmen ist.

Aus dem in § 4 [l 2 StVollzG enthaltenen ,,UneriaBlich-
keitsprinzip” folgt, daB es sich im Einzelfall bei der Méglich-
keit der Sichtiberwachung durch Tiirspion stets um die letz-
te Eingriffsmoglichkeit im Sinne einer ‘ultima ratio’ handeln
muB, eine andere Uberwachung oder Kontrolle durch milde-
re oder schonendere MaBnahme (z.B. Nachschau im Be-
darfsfalle durch die gedffnete Tir oder Kostplatte) also nicht
zu dem damit verfolgten Ziel fiihrt.

Nachdem die Tendenz von Lehre, Literatur und vielfach
auch Praxis angesichts der aus dem StVollzG sich ergeben-
den Gestaltungsgrundsatze (§ 3) schon etliche Zeit vom Ge-
brauch von Tulrspionen wegfihrt, hat sich nunmehr auch die
Rechtsprechung dieser Richtung angeschlossen.

Unter den o0.g. Voraussetzungen kann die Benutzung des
Sichtspions demnach nur noch fiir einen kleinen Insassen-
kreis — vorlibergehend — in Frage kommen, wobei die Ein-
griffsgrinde in der Regel wohl mit denen des § 88 l identisch
sein dirften. Bernd Schaaf

§§ 13 Abs. 1 Satz 1, 103 StVollzG
(Keine rechnerische Umlegung der
Hochstdauer des Urlaubs auf einzelne
Monate bei zeitweiliger Nichteignung)

1. Als BehandlungsmaBnahme stellt der Regelurlaub
keine Verguinstigung dar, die von einem besonderen,
nicht zu beanstandenden oder hausordnungsgema-
Ben Verhalten im Vollzug abhangig ist und gewisser-
maBen als Belohnung gewahrt wird. Vielmehr dient
der Urlaub der Aufrechterhaltung und Festigung der
sozialen Kontakte, der Bewdhrung in der Freiheit und
nicht zuletzt der Kompensation von schédlichen Ein-
flissen im Vollzug.
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2. §13 Abs. 1 Satz 1 StVolizG legt die Hochstzahl von 21
Tagen Urlaub fiir das gesamte Kalenderjahr fest, oh-
ne die Urlaubstage auf die einzelnen Monate zu ver-
teilen. Dementsprechend ist es unzulissig, bei zeit-
weiser Nichteighung des Gefangenen die Hochst-
zahl der Urlaubstage auf den Zeitraum der Nichteig-
nung rechnerisch umzulegen mit der Folge, daB sich
die Héchstdauer des Urlaubs automatisch verkiirzt
und sich faktisch wie eine — von § 103 StVollzG nicht
vorgesehene — Urlaubssperre auswirkt.

Beschluf3 des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 11.
4.1985 — 3 Ws 241/85 (StVollz) —

Aus den Griinden: |

Die Vollzugsbehorde hatte den Antragsteller wegen einer
Disziplinwidrigkeit und eines Hausstrafenvorganges vom
18. April 1984 bei ihrer weiteren Vollzugsplanung hinsicht-
lich der Gewé&hrung von Vollzugslockerungen fir die Dauer
von 6 Monaten als ungeeignet erachtet. Am 1. November
1984 hatte der Antragsteller bei dem Leiter der Vollzugsan-
stalt fir die Zeit vom 21. Dezember 1984 bis zum 3. Januar
1985 restlichen Urlaubs beantragt, weil er ab dem 18. April
1984 fur die Dauer von 6 Monaten keinen Urlaub erhaiten
habe.

Mit dem angefochtenen Bescheid hat der Anstaltsleiter
das Urlaubsgesuch des Antragstellers zuriickgewiesen, da
diesem flr die Dauer von 6 Monaten kein Urlaub zugestan-
den habe und deshalb der Gesamturlaub fiir das Jahr 1984
verbraucht sei.

Den gegen die Urlaubsablehnung gerichteten Antrag auf
gerichtliche Entscheidung hat die Strafvollstreckungskam-
mer mit der Begrindung zurlickgewiesen, daB ein Gefange-
ner nur fir die Zeit Urlaub erhalte, in der er sich urlaubswiir-
dig erweise. Dies habe zur Folge, daf3 der auf die Zeit entfal-
lende Urlaub, wahrend der sich der Gefangene als nicht ur-
laubswirdig erwiesen habe, nicht auf spéater Ubertragen
werden kdnne.

Mit seiner mit einem Antrag auf Gewéahrung von Proze8-
kostenhilfe verbundenen Rechtsbeschwerde gegen die Ent-
scheidung der Strafvollstreckungskammer r(igt der Antrag-
steller die Verletzung sachlichen Rechts.

Er beantragt die Aufhebung des angefochtenen Be-
schlusses und erneute Entscheidung unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Senats sowie festzustellen, daB der
restliche Sozialurlaub aus dem Jahre 1984 auf das Jahr
1985 zu Ubertragen sei.

Der Antragsteller macht u.a. geltend, daB DisziplinarmaB-
nahmen als solche kein Grund flr eine Urlaubsablehnung
sein kbnnten. Ebensowenig wie die Vollzugsbehdrde im vor-
aus festlegen kénne, fir welchen Zeitraum unabhangig von
der weiteren Entwicklung ein Strafgefangener urlaubsunge-
eignet sein werde, kénne automatisch bei voriibergehender
Nichteignung flr Sozialurlaub davon ausgegangen werden,
daB flr den Rest des betreffenden Kalenderjahres grund-
sétzlich der restliche mégliche Jahresurlaub diesem Gefan-
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genen nicht zu gewahren sei. Die Vollzugsbehdrde handha-
be die Urlaubsgewahrung als Belohnung fiir Wohlverhalten
bzw. deren Versagung als unzuldssige zusatzliche Bestra-
fung fur miBliebiges Verhalten.

Die Rechtsbeschwerde ist geméan § 116 Abs. 1 StVollzG
zulassig, weil es geboten ist, die Uberpriifung der angefoch-
tenen Entscheidung zur Fortbildung des Rechts und zur Si-
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu ermégli-
chen.

Die Rechtsbeschwerde ist auch begriindet. Ebenso sind
auch die Voraussetzungen fiir die Gewahrung von ProzeB-
kostenhilfe und die Beiordnung der Rechtsanwaltin V. fir
das Rechtsbeschwerdeverfahren erflllt (§§ 120 Abs. 2
StVollzG, 114 ff. ZPO).

Die Rechtsbeschwerde hat in der Sache Erfolg, weil der
angefochtene Bescheid des Anstaltsieiters auf den fur die
Versagung des Urlaubsgesuchs angefiihrten und von der
Strafvollstreckungskammer gebilligten Granden nicht frei
von Ermessensfehlern ist. Denn nach der dem Bescheid zu-
grundeliegenden Rechtsauffassung verkiirzte sich die nach
§ 13 Abs. 1 StVollzG flr das Kalenderjahr mégliche Héchst-
zahl von 21 Kalendertagen durch rechnerische Umiegung
auf die einzelnen Monate grundsatzlich und automatisch
aufgrund des Zeitraums, wahrend dessen ein Gefangener
als fir Lockerungen des Vollzugs und damit auch fur die Ge-
wahrung von Urlaub seitens der Anstalt fir ungeeignet beur-
teilt worden ist.

Diese Handhabung ist rechtsfehlerhaft, da sie die Bedeu-
tung des Urlaubs als BehandlungsmaBnahme verkennt und
auBer acht 1aBt, daB das Strafvollzugsgesetz die Hochstzahl
von 21 Tagen Urlaub fir das gesamte Kalenderjahr festge-
legt hat, ohne die Urlaubstage auf die einzelnen Monate zu
verteilen. Als BehandlungsmaBnahme stellt der Regelur-
laub keine Verglinstigung dar, die von einem besonderen,
nicht zu beanstandenden oder hausordnungsgeméBen Ver-
halten im Vollzug abhéngig ist und gewissermaBen als Be-
lohnung gewahrt wird. Der Urlaub dient vielmehr der Auf-
rechterhaltung und Festigung der sozialen Kontakte, der Be-
wéhrung in der Freiheit und nicht zuletzt der Kompensation
von schadlichen Einflissen im Vollzug (vgl. Calliess/Mdller-
Dietz, StVollzG 3. Aufl., § 13 Rn. 4). Deshalb kann im Einzel-
fall der Urlaub aus objektiven Behandlungsgriinden gerade
dann notwendig und geboten sein, nachdem einem Gefan-
genen wahrend eines bestimmten Zeitraums Vollzugslocke-
rungen wegen Ungeeignetheit versagt worden sind. Wird
deshalb bei zeitweiser Nichteignung des Gefangenen fir
Sozialurlaub die Hochstzahl der Urlaubstage auf den Zeit-
raum der Nichteignung rechnerisch umgelegt und hiernach
die Urlaubszahl von 21 Tagen fiir das Kalenderjahr als ver-
braucht angesehen, so stellt sich dieses als eine vom Ge-
setz nicht gedeckte unzuldssige Einengung des Ermessens
der Vollzugsbehodrde dar, weil sich damit der nach dem Ge-
setz der Vollzugsbehorde eingerdumte Handlungsspiel-
raum automatisch reduziert und damit verhindert, die Be-
handlungsmaBnahme des Urlaubs auf den jeweils individu-
ellen Stand des Behandlungsprozesses abstimmen.

Liegt der 6-monatigen Versagung jedweder Vollzugslok-
kerungen wie vorliegend eine Disziplinarwidrigkeit zugrun-
de, so wiirde sich eine hieraus ergebende automatische
Verklirzung der fir das restliche Kalenderjahr zur Verfligung
stehenden Urlaubstage neben der bereits verhangten Diszi-
plinarmaBnahme faktisch wie eine Urlaubssperre auswirken
und damit zu einer nach § 103 StVollzG nicht zuldssigen
Rechtsbeschrankung aus disziplinaren Griinden fihren.

Soweit waren sowohl der angefochtene BeschluB als
auch der angefochtene Bescheid der Vollzugsbehérde auf-
zuheben, weil die Sache insoweit spruchreif ist (§ 119 Abs. 4
Satz 1 und 2 StVollzG).

Die Vollzugsbehorde ist nunmehr verpflichtet, (ber den
Antrag des Strafgefangenen auf Gewahrung restlichen Ur-
laubs fiir das Kalenderjahr 1984 unter Beachtung des Se-
nats erneut zu befinden (§ 115 Abs. 4 Satz 2 StVolizG).

Dem Beschwerdeantrag auf Feststellung, daB der restli-
che Sozialurlaub aus dem Jahre 1984 auf das Jahr 1985 zu
Ubertragen sei, kommt nach Auffassung des Senats keine
selbstandige Bedeutung zu, da davon auszugehen ist, daB
sich die Vollzugsbehdrde bei ihrer neuen Entscheidung im
Hinblick auf die vom Senat getroffene Entscheidung nicht
auf die Unilibertragbarkeitsregelung von VV 2 Saiz2 zu § 13
StVollzG berufen wird (vgl. SenatsbeschluB vom 19. Juli
1979 — 3 Ws 475/79 (StVollz) -). . ..

§ 22 StVollzG

(MengenmaBige Begrenzung des
Nahrungsmitteleinkaufs aus Griinden
der Sicherheit und Ordnung)

1. § 22 Abs. 2 Satz 1 StVollzG findet nicht nur auf Ge-
genstinde Anwendung, die bereits ihrer Art nach die
Sicherheit und Ordnung der Anstalt gefahrden, son-
dern 148t jedenfalls dann eine mengenmagige Be-
grenzung zu, wenn die Gefahrdung gerade durch die
liber den normalen Verbrauch hinausgehende Ein-
kaufsmenge begriindet wird.

2. Die Vollzugsbehdrde darf den Einkauf von Nah-
rungs- und GenuBmitteln zur Aufrechterhaltung von
Sicherheit und Ordnung in der Anstalt allgemein be-
schranken. Dementsprechend darf sie den Zucker-
einkauf auf ein MaBl begrenzen, das iiblichen Bediirf-
nissen gerecht wird, um einer Lagerung und Weiter-
gabe von Zucker zur Herstellung von Alkohol zu be-
gegnen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Koblenz vom 15. 4.
1985 — 1 Vollz (Ws) 8/85 —

Aus den Griinden:
.

Der Beschwerdeflhrer verb{Bt in der Justizvollzugsan-
stalt Zweibriicken eine Freiheitsstrafe. Mit dem angefochte-
nen BeschluB, der ihm am 17. Januar 1985 zugestellt wor-
den ist, hat die Strafvollstreckungskammer des Landge-
richts Zweibriicken seinen Antrag auf gerichtliche Entschei-



dung zurlickgewiesen, mit dem er sich gegen die Begren-
zung seines Einkaufs von Zucker am 26. Oktober 1984 auf 3
kg...wendet. .. . Mitseiner am 29. Januar 1985 zu Proto-
koll der Geschéftsstelle des Landgerichts Zweibriicken ein-
gelegten und begriindeten Rechtsbeschwerde gegen die-
sen BeschluB riigt er die Verletzung des materielien Rechts.

Die Rechtsbeschwerde ist zuldssig, soweit sich der Be-
schwerdefOhrer unter Berufung auf die Kommentierung von
Béhm (in: Schwind/Bshm, StVollzG § 22 Rdn. 5) gegen die
Beschrankung des Zuckereinkaufs wendet.

Das Rechtsmittel ist jedoch nicht begr{indet.

1) Das Landgericht hat festgestellt: Aus AnlaB des Todes
eines Strafgefangenen im Sommer 1984 der auf ibermaBi-
gen Kohsum eines von diesem selbst angesetzten alkoholi-
schen Getréankes zuriickzufilhren war, stelite die Vollzugs-
behdrde bei Zellenkontrollen fest, daB einzelne Strafgefan-
gene erhebliche Mengen Zucker aufbewahrten. Der Leiter
der JVA 2Zweibriicken erlieB deshalb eine Verfligung, wo-
nach der monatliche Einkauf von Zucker geman § 22 Abs. 2
Satz 1 StVollzG auf eine Hochstmenge von 3 kg beschrankt
wird und bei Zellenkontrollen darauf hinzuwirken ist, daB der
Lagerbestand eine Héchstmenge von 5 kg Zucker nicht
liberschreitet. Dieser Verfligung entsprechend wurde dem
Beschwerdefiihrer am 26. Oktober 1984 der Einkauf von
Zucker auf 3 kg (statt der angemeldeten 5 kg) beschrankt.

Gegen diese MaBnahme hat der Beschwerdefilihrer Antrag
auf gerichtliche Entscheidung nach §§ 109 ff. StVollzG ge-
stellt. In seiner Stellungnahme zu diesem Antrag hat der Leiter
der Justizvollzugsanstalt Zweibriicken auf von ihm eingeholte
arztliche Gutachten hingewiesen, nach denen aus &arztlicher
Sicht keine Bedenken gegen eine generelle Beschrénkung
des Zuckereinkaufs auf 3 kg im Monat bestiinden.

Die Strafvollstreckungskammer hat den Antrag des Ge-
fangenen zuriickgewiesen und dazu ausgefiihrt, die Be-
schrankung sei aus Grinden der Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und Ordnung in der Anstalt und unter dem Ge-
sichtspunkt der Gesundheit der Strafgefangenen gerecht-
fertigt. Dem stehe nicht entgegen, daB3 der Antragsteller ver-
sichere, die Zuckermengen sinnvoll zu verwenden. Es sei
namlich nicht auszuschlieBen, daB Mitgefangene von sei-
nem Zuckervorrat profitieren und diesen zur Alkoholherstel-
lung oder als Versteck flr verbotene Gegenstande benutz-
ten. Sofern § 22 Abs. 2 Satz 1 und 2 StVollzG nicht als Ein-
griffsgrundlage zur Verfigung stiinden, sei die Vollzugs-
maBnahme durch § 4 Abs. 2 Satz 2 StVollzG gerechtfertigt.

2. Die von dem Beschwerdefiihrer beanstandete Be-
schrankung des Zuckereinkaufs auf 3 kg findet ihre Recht-
fertigung in § 22 Abs. 2 Satz 1 StVollzG. Nach dieser Vor-
schrift kann die Vollzugsanstalt Gegenstande, die die Si-
cherheit und Ordnung gefahrden, vom Einkauf ausschlie-
Ben. Diese Mdoglichkeit den Einkauf zu beschréanken, wird
durch Satz 2 der genannten Vorschrift nicht begrenzt, son-
dern erweitert. § 22 Abs. 2 Satz 2 StVollzG erméchtigt die
Volizugsbehorde, einzelnen Gefangenen oder auch be-
stimmten Gruppen von Gefangenen den Einkauf bestimm-
ter Nahrungs- und Genuf3mittel ganz oder teilweise zu unter-
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sagen, wenn eine Gefahrdung ihrer Gesundheit ernsthaft zu
besorgen ist. Darliber hinaus sieht § 22 Abs. 2 Satz 3
StVoollzG die Méglichkeit einer allgemeinen Einkaufsbe-
schrankung fir Vollzugskrankenhauser und Krankenabtei-
lungen vor, mit der sichergestellt werden soll, daB bestimmte
Nahrungs- und GenuBmittel ohne Ricksicht auf eine Ge-
sundheitsgefahrdung des einzelnen Patienten aus derarti-
gen Einrichtungen ferngehalten werden kénnen.

Aus dieser Regelung ergibt sich zwar, daB die Vollzugsbe-
hérde den Einkauf von Nahrungs- und GenuBmitteln auBBer-
halb von Krankenhausern oder Krankenabteilungen nicht
mit der Begriindung allgemein verbieten kann, sie seien fiir
andere Gefangene gesundheitsschéadlich, doch 1aBt sich
daraus nicht folgern, daB der allgemeine Vorbehalt des § 22
Abs. 2 Satz 1 StVolizG fir Nahrungs- und GenuBmittel keine
Geltung beanspruchen kénne. Das Strafvollzugsgesetz
raumt der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in
der Anstalt jedenfalls in der Regel Vorrang vor den Rechten
der Gefangenen ein (vgl. z.B. §§ 19 Abs. 2, 25 Abs. 1, 28
Abs. 2 Nr. 1 StVollzG). Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb
der Gesetzgeber hiervon bei der Regelung des Einkaufs von
Nahrungs- und GenuBmitteln abgewichen sein sollte. Aus
der von dem Beschwerdefuhrer zitierten Begrindung des
Sonderausschusses (BT-Drucks. 7/3998 S. 13) ergibt sich
vielmehr das Gegenteil. So ist es bei den Beratungen des
Strafvollzugsgesetzes als selbstverstandlich angesehen
worden, daB ,Alkohol u.s.w.“ nach § 22 Abs. 2 Satz 1
StVollzG vom Einkauf generell ausgeschlossen werden
kann (vgl. auch Abs. 1 Nr. 3 der VV zu § 22 StVollzG). Nichts
anderes kann gelten, wenn die Anstalt den Zuckereinkauf
auf ein MaB beschrankt, das Ublichen BedUrfnissen gerecht
wird, um damit einer Lagerung und Weitergabe von Zucker
zur Herstellung von Alkohol zu begegnen. Der Einkauf einer
dariiber hinausgehenden Zuckermenge gefahrdet die Si-
cherheit und Ordnung in vergleichbarer Weise wie der Ein-
kauf von alkoholischen Getranken (vgl. Senatsentschei-
dung vom 7. Marz 1974 — VAs 13/74 —; Grunau/Tiesler,
StVollzG § 22 Rdn. 2). Soweit die Auffassung von Bdhm
(aa0), dem entgegensteht, vermag ihr der Senat nicht zu
folgen.

Es geht nicht daraum, Gesundheitsschaden, die einzel-
nen Gefangenen durch unsachgemaBe Verwendung nor-
maler Nahrungsmittel entstehen kénnen, durch einen alige-
meinen AusschluB zu begegnen, sondern um die Abwehr
von Gefahren fiir die Sicherheit und Ordnung, die durch den
GenuB von ,Angesetztem“ entstehen, der unter Verwen-
dung von Zucker hergestellt ist.

Die Anwendung des § 22 Abs. 2 Satz 1 StVollzG ist auch
nicht auf Gegenstande beschrankt, die bereits ihrer Art nach
die Sicherheit und Ordnung gefahrden, sondern 148t jeden-
falls dann eine mengenméBige Begrenzung zu, wenn die
Gefahrdung gerade durch die Uber den normalen Verbrauch
hinausgehende Einkaufsmenge begrindet wird. Ein Grund
dafiir, in derartigen Fallen die Gefdhrdung der Sicherheit
und Ordnung hinzunehmen, ist nicht erkennbar. Ware eine
mengenmaBige Begrenzung unzuldssig, miBte deshalb
hier der gesamte Zuckereinkauf verboten werden. Eine der-
artige Auslegung wirde indes dem Grundsatz der Verhalt-
nismaBigkeit nicht gerecht: Da der Gefahr fir die Sicherheit
und Ordnung der Anstalt durch die Begrenzung des Ein-
kaufs auf die Menge, die voraussichtlich bis zum nachsten
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Einkauf verbraucht wird, wirksam begegnet werden kann,
darf die Beschrankung des Einkaufsrechts des Gefangenen
nicht die Gesamtmenge erfassen. Insoweit kann nichts an-
deres gelten als bei der Beschrankung aus gesundheitlichen
Griinden (§ 22 Abs. 2 Satz 2 und 3 StVollzG), bei der nach
dem ausdriicklichen Gesetzeswortlaut auch ein feilweises
Untersagen des Einkaufs einzelner Nahrungs- oder GenuB-
mittel zulassig ist.

§§ 2, 51 StVollzG

(Widerruf begiinstigender MaBnahme:
hier Uberschreitung gesetzlicher Héhe
des Uberbriickungsgeldes)

1. Der Widerruf einer begiinstigenden MaBnahme auf
dem Gebiet des Strafvollzugs richtet sich nicht nach
den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (VwVIG); allenfalls kénnen diese Vorschriften
analog angewendet werden.

2. Im Regelfall ist das Vertrauen des Gefangenen in die
Rechtsbestindigkeit beglinstigender MaBnahmen
geschiitzt. Bei offensichtlich rechtswidrigen Fehl-
entscheidungen, die dem Sinn und der Zielsetzung
des Behandlungsvollzuges (§ 2 StVollzG) zuwider-
laufen, ist der Widerruf dagegen nicht nur bei nach-
traglichem Bekanntwerden neuer Tatsachen zulas-

sig.

3. Jede Festsetzung von Uberbri‘:ckungsgeld, die Giber
die gesetzlich festgelegte Begrenzung der Hohe auf
das fiir den Lebensunterhalt von vier Wochen Not-
wendige hinausgeht, ist rechtswidrig; sie be-
schrankt einerseits die Verfligungsbefugnis des Ge-
fangenen iiber seine Beziige, andererseits die Pfan-
dungsméglichkeit der Glaubiger in gesetzwidriger
Weise. Wird das Ubergangsgeld auf DM 3.500,— zum
Zwecke des Schutzes vor Pfindungen festgesetzt,
liegt darin eine offensichtlich rechtswidrige Fehlent-
scheidung, die dem Vollzugsziel und den Grundsit-
zen des § 51 StVollzG nicht zu vereinbaren ist.

4. Bei der Festsetzung der Héhe des Uberbriickungs-
geldes auf der Grundlage der VV Nr. 1 Abs. 2 zu § 51
sind die fiir die im Zeitpunkt der Entlassung des Be-
troffenen bedeutsamen Umstande (z.B. lange Straf-
zeit, keine Bezugsperson, Unterkunft und Kleidung)
zu beriicksichtigen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Hamm vom 10. 6. 1985
— 1 Vollz (Ws) 63/85 —

Griinde:

Der Betroffene verbiift in der Justizvollzugsanstalt eine
wegen Totschlags erkannte Freiheitsstrafe von 13 Jahren.
Das Strafende ist auf den 28. Januar 1992 notiert.

Die Justizvollzugsanstalt als Einweisungsanstalt hatte auf
Antrag des Betroffenen die Héhe des Uberbriickungsgeldes
auf 3.500,— DM zur Abwehr von Pfandungen festgesetzt. Bei
diesem Uberbriickungsgeld verblieb es auch nach Verle-
gung des Betroffenen in die Justizvollzugsanstalten . . . und

.. . Nach Verlegung des Betroffenen in die Justizvollzugsan-
stalt . . .setzte der Leiter der Justizvollzugsanstalt durch die
angefochtene Verfiigung das Uberbriickungsgeld auf 712~
DM herab. Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren erhob
der Betroffenen Antrag auf gerichtliche Entscheidung.
Durch den angefochtenen BeschluB hat die Strafvollstrek-
kungskammer die Festsetzung des Uberbriickungsgeldes
auf 712,— DM aufgehoben.

Hiergegen richtet sich die form- und fristgerecht eingeleg-
te Rechtsbeschwerde des Leiters der Justizvollzugsanstalt,
die mit naheren Ausfihrungen Verletzung materiellen
Rechts rigt.

Die Rechtsbeschwerde ist auch im (brigen geman § 116
Abs. 1 StVollzG zulassig, da es geboten ist, die Nachpriifung
der angefochtenen Entscheidung zur Fortbildung des
Rechts zu ermdglichen. Soweit ersichtlich, ist in der oberge-
richtlichen Rechtsprechung zur Frage der Abanderung der
Uberbriickungsgeldfestsetzung eine Entscheidung nicht er-
gangen.

Die Rechtsbeschwerde ist begriindet, soweit die Strafvoll-
streckungskammer eine Herabsetzung des Uberbriickungs-
geldes durch den Leiter der Justizvollzugsanstalt in vollem
Umfange aufgehoben hat.

Der Auffassung der Strafvollstreckungskammer, die Fest-
setzung des Uberbriickungsgeldes auf 3.500,— DM kénne
nicht aufgehoben werden, weil der Gefangene nach den all-
gemeinen Regeln des Verwaltungsrechts Uber begunsti-
gende Verwaltungsakte eine gefestigte Position erlangt ha-
be, die ihm mangels Vorliegen der besonderen Vorausset-
zungen Uber deren Ricknahmen hier nicht genommen wer-
den kénne, kann nicht gefolgt werden. Der Senat hat bereits
in seiner Entscheidung vom 2. 1. 1984 (ZfStrVo 1984, 248,
250 = NStZ 1984, 430) ausgesprochen, daB der Widerruf ei-
nes begiinstigenden Verwaltungsaktes auf dem Gebiete
des Strafvolizuges sich nicht nach den Vorschriften des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes vom 25. 5. 1976 (BGBI. | 1253)
richtet. Allenfalls kénnen die Voraussetzungen dieses Ge-
setzes auf MaBnahmen im Strafvollzug analog angewandt
werden (vgl. OLG Hamm a.a.O.; OLG Frankfurt NStZ 1981,
116, 117; OLG Zweibrlicken Z{StrVo 1983, 55). Das wird in
der Tat regelmaBig dazu filhren, daB das Vertrauen des Ge-
fangenen in die Rechtsbesténdigkeit beginstigender MaB-
nahmen grundsatzlich geschiitzt ist. Daher kann der Voll-
zugsbehdérde auch nicht darin gefolgt werden, daB das
Recht und die Pflicht, den Vollzugsplan fortzuschreiben (§ 7
Abs. 3 StVollzG) hier als Eingriffsnorm herangezogen wer-
den kann. Bei offensichtlich rechtswidrigen Fehlentschei-
dungen, die dem Sinn und der Zielsetzung des Behand-
lungsvollzuges (§ 2 StVollzG) widersprechen, kann indes-
sen der Widerruf von MaBBnahmen nicht nur dann moglich.
sein, wenn nachtraglich neue Tatsachen bekannt geworden
sind (vgl. Senatsentscheidung a.a.0.). Andernfalls miiBte
sich die Vollzugsbehdrde an Fehlentscheidungen, die auf
Unzulanglichkeiten der Bediensteten oder auf zu unkriti-
scher Einschatzung beruhen, auch dann festhalten lassen,
wenn dies offenkundig dem Vollzugsziel oder dem berech-
tigten Sicherheitsbediirfnis der Allgemeinheit nach Schutz
vor weiteren drohenden Straftaten widersprache. DaB dies
nicht richtig sein kann, liegt auf der Hand und hat der Senat



bereits in der o0.a. Entscheidung ausgesprochen. Insoweit
setzt § 2 StVollzG immanente Rechte sowohl fir die Voll-
zugsbehdrde als auch fur den Gefangenen.

Die Festsetzung des Uberbriickungsgeldes auf 3.500,—
DM, die der Gefangene ersichtlich deshalb beantragt hat,
um in diesem Umfange Pfandungen zu entgegen, war eine
offensichtlich rechtswidrige Fehlentscheidung, deren Fort-
bestand mit dem Vollzugsziel (§ 2 StVollzG) nicht zu verein-
baren ist.

Die Bestimmung der Héhe des Uberbriickungsgeldes
richtet sich allein nach dem notwendigen Lebensunterhalt
des Gefangenen und seiner Unterhaltsberechtigten fiir die
ersten vier Wochen nach seiner Entlassung. Insoweit nur
kann die Vollzugsbehérde die Verfligungsbefugnis des Ge-
fangenen uber seine Beziige einschranken und nur insoweit
wird er auch vor dem Zugriff seiner Glaubiger geschutzt (§
51 Abs. 4 StVollzG). Das bedeutet, daB jede iber den Vier-
Wochen-Bedarf des § 51 Abs. 1 StVollzG hinausgehende
Festsetzung von Uberbriickungsgeld rechtswidrig ist, da sie
einerseits die Verfigungsbefugnis des Gefangenen (ber
seine Bezlge als auch die Pfandungsméglichkeit der Glau-
biger unangemessen beeintrachtigt. So liegt der Fall hier:
Die Festsetzung des Uberbriickungsgeldes auf 3.500,— DM
war unvertretbar. Sie dient nicht der Sicherung des notwen-
digen Lebensunterhalts fur die ersten vier Wochen und der
Entlassung, sondern stellt in Wahrheit einen unvertretbaren
Schutz vor berechtigten Anspriichen Dritter dar und dient
damit der Umgehung des Gesetzes. Zu der Befahigung des
Gefangenen, kinftig ein Leben in sozialer Verantwortung zu
fuhren, gehort es auch, daB er seine Schulden tilgt, zumal,
wenn es sich — wie hier —um Schadensersatzanspriiche aus
einer von ihm verlibten Koérperverletzung handelt.

Die offensichtlich Uibersetzte Hohe des Uberbriickungs-
geldes zum Zwecke des Schutzes vor Pfandungen wider-
spricht in eklatanter Weise dem Vollzugsziel des § 2
StVollzG allgemein und den Grundsétzen des § 51 StVollzG
speziell. Daher hat die Vollzugsbehdrde im vorliegenden
Fall zu Recht das anfanglich auf 3.500,— DM festgesetzte
Uberbriickungsgeld reduziert. Insoweit war die Rechtsbe-
schwerde erfolgreich.

Allerdings erscheint eine schematische Festlegung auf ei-
nen inden VV Nr. 1 Abs. 2 zu § 51 genannten Betrag im vor-
liegenden Fall ohne Abwagung der fiir die im Zeitpunkt der
Entlassung des Betroffenen nach langer Strafzeit bedeutsa-
men Umstande problematisch. Mag bei einer kurzen Frei-
heitsstrafe wegen der in der Regel bestehenden festen Bin-
dungen zu Angehdrigen oder anderen auBenstehenden
Dritten die Festsetzung des Uberbriickungsgeldes nach
dem Zweifachen des Mindestbetrages des Regelsatzes zu
bestimmen sein, so kdnnen aber bei langer Freiheitsstrafe —
wie hier — zusatzliche Momente hinzutreten, die eine ange-
messene Erhéhung des zweifachen Mindestsatzes rechtfer-
tigen kénnen. Der Betroffene wird voraussichtlich bei seiner
Entlassung allein stehen und keine Bezugspersonen haben,
zu der er ziehen kann. Weiterhin kann gerade bei langerer
Strafzeit ein gewisser Nachholbedarf (vgl. OLG Kéln NJW
1962, 1630; OLG Hamm Urteile vom 9. 12. 1981 — 7 Ss
1646/81 und vom 9. 6. 1982 —7 Ss 490/82) angebracht sein,
der in der Neubeschaffung von Kleidungsstiicken u.&. liegen
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kann. Weiterhin wird flir die vorlaufige Unterbringung nach
der Strafzeit zu sorgen sein. Ob dies bei der Festsetzung
des Uberbrickungsgeldes auf nur 712,— DM realitatsge-
recht sein wird und von der Vollzugsbehérde bedacht wor-
den ist, ist aus der angefochtenen Anstaltsleiterentschei-
dung nicht zu ersehen. Daher war auszusprechen, daB die
Vollzugsbehérde Uber die Neufestsetzung des Uberbriik-
kungsgeldes unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Senats entscheidet.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 121 Abs. 1 und 4
StVolizG, 473 Abs. 4 StPO.

§ 70 Abs. 2 Nr. 2 StVollzG
(Hifi-Sender mit Plattenspieler
sicherheits- und ordnungsgefahrdend)

1. Fiir die Frage des MiBbrauchs von Gegensténden fiir
die Freizeitbeschiftigung unter dem Gesichtspunkt
von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kommt es
nicht darauf an, ob die Gefahr in der Person des an-
tragstellenden Gefangenen besteht.

2. Die Uberlassung oder die Benutzung eines Hifi-Sen-
ders Panasonic gefidhrdet im Hinblick auf Beschaf-
fenheit und Funktion des eingebauten Plattenspie-
lers die Sicherheit der Anstalt.

BeschluB des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom
3.5.1985 — 3 Ws 263/85 (StVollz) —

§§ 23 ff. EGGVG, § 93 StVollzG
(Ausnahmen vom Aufrechnungs- und
Pfandungsverbot)

1. Die Aufrechnung der Vollzugsbehérde mit einer
Schadensersatzforderung gegen den Anspruch des
Gefangenen auf Arbeitsentgelt oder Ausbildungs-
beihilfe im Vollzug der Jugendstrafe greift in das 6f-
fentlich-rechtliche Beschaftigungsverhaltnis des ar-
beitspflichtigen Gefangenen ein und ist daher nach
§8§ 23 ff. EGGVG anfechtbar.

2. Die Ausnahmeregelung des § 93 Abs. 2 StVollzG gilt
nach richtiger Auffassung nur fiir die in § 93 Abs. 1
Satz 1 StVollzG geregelten Aufwendungsersatzan-
spriiche aus Selbstverletzung des Gefangenen und
Verletzung anderer Gefangener, dagegen nicht fir
Schadensersatzanspriiche wegen Sachbeschédi-
gung (§ 93 Abs. 1 Satz 2 StVolizG).

3. Die regelmiaBig nach § 850 Abs. 1 ZPO, § 394 BGB fiir
das Arbeitsentgelt und die Ausbildungsbeihilfe des
Gefangenen geltenden Pfandungs- und Aufrech-
nungsverbote haben in Anlehnung an die arbeitsge-
richtliche Rechtsprechung ausnahmsweise dann zu-
rickzutreten, wenn die Vollzugsbehérde mit einem
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Schadensersatzanspruch aus vorsatzlicher uner-
laubter Handlung aufrechnet, der aus demselben Le-
benssachverhalt stammt wie die Beziige des Gefan-
genen. Es wiirde dem Grundsatz von Treu und Glau-
ben widersprechen, wenn sich der Gefangene auf ein
gesetzliches Aufrechisverbot berufen kénnte.

4. Fir die Entscheidung (iber Grund und Héhe des zur
Aufrechnung gestellten Schadensersatzanspruchs
der Vollzugsbehdorde sind allein die ordentlichen Ge-
richte zusténdig.

Beschlu3 des Kammergerichts vom 10. 1. 1985
4 VAs 25/84 —

Griinde:

Der Antragsteller hat bis zum 16. Dezember 1984 eine Ju-
gendstrafe in der Jugendstrafanstalt Plotzensee verbiBt.
Fir die Teilnahme am Unterricht zur Erlangung des Haupt-
schulabschlusses standen ihm einschlieBllich Leistungszu-
lagen fir die Monate April und Mai 1984 Beziige von 66,98
DM und 141,04 DM zu. Gegen diese Forderungen des An-
tragstellers hat die Vollzugsbehdrde am 10. Mai und am 5.
Juni 1984 in zwei Teilbetragen mit einer Schadensersatzfor-
derung von 53,95 DM aufgerechnet. Der Anstaltsieiter hat
den Schadensersatzanspruch damit begriindet, daB der An-
tragsteller vorsatzlich Zelleninventar beschadigt habe, in-
dem er die Riickseite des Haftraumschrankes als Bastelma-
terial verwendet und den Bezug seiner Matraze durch lange
Schnitte mit einem Messer oder einer Schere aufgeschlitzt
habe. Der Antragsteller hat unter Beweisantritt bestritten, fir
diese Schaden verantwortlich zu sein. Er halt die Aufrech-
nung auch wegen Unpfandbarkeit der Ausbildungsvergi-
tung fir unwirksam. Seinen Antrag auf Ausgleichung seines
Hausgeldkontos hat die Vollzugsbehérde am 14. Juni 1984
zuriickgewiesen. Der Antragstelier begehrt gerichtliche Ent-
scheidung nach § 23 EGGVG und die Bewilligung von Pro-
zeBkostenhilfe fur diesen Antrag. Da der Antrag auf gerichitli-
che Entscheidung nicht lediglich fiir den Fall gestellt ist, daB
ProzeRkostenhilfe gewahrt wird, entscheidet der Senat tiber
beide Antrage. Sie sind beide erfolglos.

1. Der Antrag, die Vollzugsanstalt zu verpflichten, dem
Hausgeldkonto des Antragsteliers 53,95 DM nebst 4 % Zin-
sen gutzuschreiben, ist unzuldssig. Bei der Aufrechnung der
Vollzugsbehdrde mit einer Schadensersatzforderung gegen
den Anspruch des Gefangenen auf Arbeitsentgelt oder Aus-
bildungsbeihilfe handelt es sich um eine MaBnahme zur Re-
gelung einzelner Angelegenhsiten im Vollzug der Jugend-
strafe (§ 23 Abs. 1 EGGVG). Die Aufrechnung greift in das
offentlich-rechtlich geregelte Beschéftigungsverhaltnis des
zur Arbeit verpflichteten Gefangenen ein (vgl. OLG Hamm
ZfStrVo 1981, 249) und ist daher nach §§ 23 ff. EGGVG an-
fechtbar.

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung ist jedoch unbe-
grindet, weil die regelmaBig nach § 850 Abs. 1 ZPO, § 394
BGB fiir das Arbeitsentgelt und die Ausbildungsbeihilfe des
Gefangenen geltenden Pfandungs- und Aufrechnungsver-
bote (vgl. OLG Hamm NStZ 1984, 432 m. weit. Nachw.; KG,
BeschluB vom 16. Juni 1983 —5 Ws 108/83 Vollz —) hier aus-
nahmsweise zurlickzutreten haben.

Die Vollzugsbehérde kann ihre Aufrechnung gegen den
Anspruch des Antragsteller auf Auszahlung des 35— DM
Ubersteigenden Teils des Hausgeldes zwar nicht auf eine
sinngem&Be Anwendung des § 93 Abs. 2 StVollzG stiitzen.
Dabei kann dahinstehen, ob die Vorschriften des Strafvoll-
zugsgesetzes im Jugendstrafvollzug Uberhaupt entspre-
chend anzuwenden sind (vgl. Calliess/Muller-Dietz,
StVollzG 3. Aufl., § 1 Rdn. 8; a.A. Schwind/Béhm, StVolizG,
§ 1 Rdn. 7 und § 93 Rdn. 4). Denn die Ausnahmeregelung
des § 93 Abs. 2 StVollzG gilt nach richtiger Auffassung nur
fir die in § 93 Abs. 1 Satz 1 StVollzG geregelten Aufwen-
dungsersatzanspriiche aus Selbstverletzung des Gefange-
nen und Verletzung anderer Gefangener (vgl. OLG Celle
NStZ 1981, 78; Schwind/Bohm § 93 StVollzG Rdn. 5; a.A.
LG Bielefeld NStZ 1984, 527; Kaiser/Kerner/Schéch,
StVollzG 3. Aufl., Rdn. 113) und nicht auch fir Schadenser-
satzanspriche wegen Beschadigung einer Sache (vgl. § 93
Abs. 1 Satz 2 StVollzG).

In Anlehnung an die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung
(BAG NJW 1960, 1589; 1965, 70) haben jedoch Pfandungs-
und Aufrechnungsverbote zurlickzutreten, wenn die Voll-
zugsbehdrde mit einem Schadensersatz aus vorséatzlicher
unerlaubter Handlung aufrechnet, der aus demselben Le-
benssachverhalt stammt wie die Bezlge des Gefangenen.
Es wiirde dem Grundsatz von Treu und Glauben widerspre-
chen, wenn der Gefangene sich in einem solchen Fall auf ein
gesetzliches Aufrechnungsverbot berufen kénnte. Ein der-
artiger Ausnahmefall liegt hier nach dem Sachvortrag des
Anstaitsleiters vor. Von ihm muB der Senat ausgehen; denn
fUr die Entscheidung uber Grund und Hohe des zur Aufrech-
nung getellten Schadensersatzanspruches der Vollzugsbe-
hérde sind allein die ordentlichen Gerichte zustandig {vgl.
OLG Hamm ZfStrVo 1981, 249). Dem Antragsteller bleibt es
unbenommen, das einbehaltene Geld vor den ordentlichen
Gerichten einzuklagen. Die Frage des Pfandungs- und Auf-
rechnungsverbots muB dagegen unter Zugrundelegung der
Annahme geprift werden, daf3 der Antragsteller vorsatzlich
sein Zellenmobiliar zerstort hat. Dafiir hat er Ersatz zu lei-
sten, und er kann nicht verlangen, daB die Anstaltsleitung
ihm, solange er den Schaden nicht ersetzt hat, seine Beziige
wegen der gesetzlichen Pfandungsfreigrenzen in voller H6-
he auszahlt. Allein diese Betrachtungsweise wird dem das
gesamte Recht beherrschenden Grundsatz von Treu und
Glauben gerecht. Den lebensnotwendigen Bedurfnissen
des Antragstellers hat die Vollzugsbehérde dadurch hinrei-
chend Rechnung getragen, daB ihm ein Mindesthausgeld
von 35— DM monatlich fir Einkdufe belassen worden ist
(vgl. auch BVerfG NJW 1982, 1583).

Nach alledem verstief3 die von der Vollstreckungsbehdérde
erklarte Aufrechnung nicht gegen ein Pfandungs- oder Auf-
rechnungsverbot. Eine Verpflichtung der Vollzugsbehdrde
zur Gutschrift der abgebuchten Betrage kommt daher im
vorliegenden Verfahren nicht in Betracht.

Der Antrag auf Bewilligung von ProzeBkostenhilfe ist un-
begriindet, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung aus den
angefilhrten Grinden aussichtslos ist (§§ 29 Abs. 3
EGGVG, 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 30 Abs. 1
EGGVG, 130 Abs. 1 KostO.



§§ 108, 109 ff. StVollzG

(Keine Verbescheidung unzulassiger
Eingaben)

1. Fir Streitigkeiten um eine ordnungsgemifBe Be-
handlung einer Petition ist der Verwaltungsrechts-
weg, nicht der Rechtsweg nach den §§ 109 ff.
StVollzG gegeben.

2. Eine Verpflichtung zur Verbescheidung einer Peti-
tion besteht nur bei zuldssigen Eingaben.

3. Eingaben, die nach Form und Inhalt nicht den im Ver-
kehr mit Behorden liblichen Anforderungen entspre-
chen, missen nicht verbeschieden werden (VV Nr. 2
Abs. 1 Satz 1 zu § 108 StVolIzG).

4, Eine unzuldssige Petition liegt vor, wenn sie beleidi-
genden, herausfordernden oder erpresserischen
Charakter hat.

BeschluB des Landgerichts Miinchen | vom 6. 5. 1985
— StVvK 113/85 —

§§ 118 Abs. 3, 120 Abs. 1 StVollzG,
§ 146 StPO

(Verbot der Mehrfachverteidigung in
Strafvollzugsangelegenheiten)

1. Der Beistand eines Rechtsanwalts in Strafvollzugs-
angelegenheiten ist Verteidigung; die Verteidiger-
aufgaben erstrecken sich auch auf den Beistand in
den an eine Verurteilung sich anschlieBenden Ab-
schnitten der Strafvolistreckung und des Strafvoll-
zuges.

2. Die Verteidigung ist nicht auf Streitigkeiten {iber be-
stimmte MaBnahmen zur Regelung einzelner Angele-
genheiten im Strafvollzug beschréankt. Vielmehr
kann Gegenstand des Verteidigungsverirages das
gesamte Rechtsverhaltnis zwischen dem Gefange-
nen und der Vollzugsbehdérde sein.

3. Das Verbot der Mehrfachverteidigung (§ 146 StPO)
gilt auch fir die Verteidigung im Strafvollzug. Es
dient zugleich dem Interesse des Mandanten an einer
effektiven Verteidigung und der Sicherung einer
rechtsstaatlichen Strafrechtspflege.

4. Das vollzugsrechtliche Verbot der Mehrfachverteidi-
gung beschrankt sich nicht auf Gefangene, die we-
gen derselben Tat verurteilt worden sind. Es umfaBt
auch die Verteidigung mehrerer Gefangener, die in
so groBer Nihe untergebracht sind, daB sie von den
meisten VollzugsmaBnahmen gemeinsam betroffen
werden (z.B. gemeinsame Unterbringung mehrerer
Gefangener in einer kleinen, abgeschlossenen Ab-
teilung, einer Hochsicherheitsstation einer Vollzugs-
anstalt).
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5. Die ProzeBhandlungen eines Verteidigers, der unter
VerstoB gegen das Verbot der Mehrfachverteidigung
tatig geworden ist (hier: Einlegung einer Rechtsbe-
schwerde), sind unwirksam.

BeschluB des Oberlandesgerichts Celle vom 25. 7. 1985
— 3 Ws 339/85 Strvollz) —

Grinde:

Die Antragsteller sind in Strafhaft. Sie haben der Rechts-
anwaltin T. Vollmacht fiir die Verteidigung in Volizugsange-
legenheiten erteilt. Die Vollzugsanstalt hatte die Rechtsan-
wéltin durch Verfligung vom 15. 2. 1985 als Verteidigerin zu-
rickgewiesen. Nach erfolglosem Widerspruch haben die
Antragsteller Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt
(Anfechtungsantrag). Diesen Antrag hat die Strafvolistrek-
kungskammer durch den angefochtenen BeschluB als unzu-
lassig verworfen. Sie ist der Auffassung, daB die Antragsbe-
grindung keine aus sich heraus verstandliche Darstellung
einer VollzugsmaBnahme der Anstalt ergebe.

Die Rechtsbeschwerden sind unzuldssig. Da die Rechts-
anwaltin T. wegen unzulassiger Mehrfachverteidigung als
Verteidigerin zuriickgewiesen war, sind die Rechtsbe-
schwerden nicht in der durch § 118 Abs. 3 StVollzG vorge-
schriebenen Form eingelegt und begriindet. Die Rechtsan-
waéltin darf die Antragsteller nach §§ 120 Abs. 1 StVollzG,
146 StPO nicht gemeinschatftlich vertreten. Das Verbot der
Mehrfachverteidigung des § 146 StPO gilt auch fur die Ver-
teidigung im Strafvollzug. Der Senat schlieBt sich der Auffas-
sung des Oberlandesgerichts Minchen an (Beschl. v. 23. 4.
1985 — 1 Ws 1100/84 —).

1. Der Beistand eines Rechtsanwalts in Strafvollzugsan-
gelegenheiten ist nach der standigen Rechtsprechung des
Senats Verteidigung. Das ergibt schon der Wortlaut der §§
27 Abs. 3, 29 Abs. 1 8. 1 StVollzG. Es entspricht dem histo-
risch gewachsenen Verstandnis von den Aufgaben des
Rechisanwalts im Strafrecht. Danach enden die Verteidiger-
aufgaben nicht stets mit der Rechtskraft des Strafurteils.
Auch der Beistand in den sich an eine Verurteilung anschlie-
Benden Abschnitten der Strafrechtspflege, in Strafvollstrek-
kung und Strafvollzug, gehdrt dazu (vgl. OLG Miinchen NJW
1978, 654; Senatsentsch. NStZ 1981, 116; Kleinknecht/
Meyer, StPO, § 148 Rz 5; Calliess/Miiller-Dietz, StVollzG, §
26 Rz 1; Schwind in: Schwind/Béhm, StVollzG, § 26 Rz 3;
Volckart/Schmidt in: AK StVollzG, § 112 Rz 9, § 120 Rz 4).

2. Die Verteidigung ist nicht auf Streitigkeiten (iber be-
stimmte MaBnahmen zur Regelung einzelner Angelegen-
heiten im Strafvollzug beschrankt. Aus der in den Griinden
der angefochtenen Entscheidung wiedergegebenen An-
tragsschrift und der Rechtsbeschwerdebegriindung ergibt
sich, daB Vollzugsanstalt und Aufsichtsbehdrde die Auffas-
sung verireten, ohne Bezug auf eine bestimmte Vollzugs-
maBnahme sei keine Verteidigung gegeben. Deswegen diir-
fe ein Rechisanwalt einen Gefangenen nicht ohne weiteres
aufgrund einer allgemein gehaltenen Verteidigungsvoll-
macht besuchen. Um einen Verteidigerbesuch handele es
sich nur, wenn die Vollmacht sich konkret auf ein Verfahren
nach §§ 109 ff. StVollzG oder auf ein Widerspruchsverfah-
ren nach § 9 NdsAGGVG beziehe. Den von der Strafvoll-
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streckungskammer angenommenen Mangel der Verstéandlich-
keit der Antragsschrift vermag der Senat nicht festzustellen.

Die danach von den Vollzugsbehorden vertretene Auffas-
sung trifft nicht zu. Ein Gefangener kann sich im Strafvollzug
auch zu anderen Zwecken als wegen eines vollzugsrechtli-
chen Rechtsstreits oder eines zu dessen Vorbereitung erfor-
derlichen Widerspruchverfahrens des Beistands eines Ver-
teidigers bedienen. Zu den méglichen Anlassen fir anwaltli-
che Beratung und Hilfe zahlen z.B. auch die Verteidigung in
Disziplinarverfahren nach § 106 Abs. 1 StVollzG, die Mitwir-
kungsbefugnisse des Gefangenen nach §§ 4 Abs. 1 und 6
Abs. 3 StVollzG sowie das Recht, Winsche, Anregungen
und Beschwerden (auch solche, die keine MaBnahmen i.S.
des § 109 Abs. 1 StVollzG betreffen) anzubringen. Dabei
handelt es sich nicht um einzelne Angelegenheiten, die jede
fir sich den AbschluB eines Verteidigungsvertrages erfor-
dern. Gegenstand des Verteidigungsvertrages zwischen
Rechtsanwalt und Gefangenem kann vielmehr auch das ge-
samte Rechtsverhdltnis zwischen dem Gefangenen und der
Vollzugsbehérde sein.

3. §146 StPOist nach § 120 Abs. 1 StVollzG im Strafvoll-
zug entsprechend anzuwenden, weil Interessenkollisionen,
die fir die Einfiihrung des Verbots der Mehrfachverteidigung
den AnlaB gegeben haben, nicht nur im strafrechtlichen Er-
kenntnisverfahren, sondern auch im Strafvollzug vorkom-
men kdnnen. Das Verbot der Mehrfachverteidigung dient
zugleich dem Interesse der Mandanten an einer effektiven
Verteidigung und der Sicherung einer rechtsstaatlichen
Strafrechtspflege. Diese Interessen gilt es auch im Strafvoll-
zug zu wahren. Verteidigungshandlungen, die einem Gefan-
genen nutzen, kdnnen den Interessen eines anderen vollig
entgegenstehen. Das ist nicht nur bei Disziplinarverfahren
mdglich, wo die Verteidigung derjenigen im strafrechtlichen
Erkenntnisverfahren besonders dhnlich ist. Es kann auch
bei allen MaBnahmen der Vollzugshehdrde vorkommen, de-
nen die Annahme einer Gefahr fiir die Sicherheit oder Ord-
nung der Vollzugsanstalt zugrundeliegt und es ist schlieBlich
auch im Rahmen der prognostischen Beurteilung mdglich,
die den zugunsten der Gefangenen zu erlassenden Voll-
zugsmaBnahmen oder einer Verlegung vorausgehen.

4. Das vollzugsrechtliche Verbot der Mehrfachverteidi-
gung beschrankt sich nicht auf Gefangene, die wegen der-
selben Tat verurteift worden sind. Die mdglichen Interessen-
gegensatze und Konfliktlagen im Strafvollzug héngen nicht
von der Verurteilung wegen eings Tatgeschehensi.S. des §
264 StPO ab. Die nach § 120 Abs. 1 StVollzG gebotene ent-
sprechende Anwendung ergreift auch die Verteidigung
mehrerer Gefangener, die in so groBer Nahe zueinander un-
tergebracht sind, daB sie von den meisten VolizugsmaBnah-
men gemeinsam betroffen werden. Das ist bei Unterbrin-
gung mehrerer Gefangener in einer kleinen, nur wenige
Haftraume umfassenden Abteilung einer Justizvollzugsan-
stalt jedenfalls dann der Fall, wenn diese Gefangenen von
anderen abgesondert sind und standig zusammenkommen.

5. Nach diesen Grundsatzen kann die Rechtsanwaltin T.
die Antragsteller nicht gemeinsam verteidigen.

Die Antragsteller T. und D. sind am 20. 7. 1977 durch das
Oberlandesgericht Diisseldorf wegen zweier gemeinschaft-

licher Morde in Tateinheit mit Geiselnahme und versuchter
Notigung eines Verfassungsorgans (Anschlag auf die Bot-
schaft der Bundesrepublik in Stockholm am 24. 4. 1975) zu
lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt worden. Hiernach be-
steht bei diesen Antragstellern Verbot der Mehrfachverteidi-
gung schon aufgrund ihrer Verurteilung.

Der Antragsteller F.ist am 31. 7. 1980 durch das Oberlan-
desgericht Stuttgart wegen dreier Morde in Tateinheit mit
Bildung einer terroristischen Vereinigung und wegen ver-
suchten Mordes in Tateinheit mit schwerem Raub und Bil-
dung einer terroristischen Vereinigung (ErschieBung des
Generalbundesanwalts Buback und seiner Begleiter am 7.
4. 1977 sowie Uberfall auf den Waffenhandler Fischlein am
1.7.1977) zulebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt worden.
Er ist mit den beiden anderen Antragstellern zusammen in
einer besonderen Abteilung der Justizvollzugsanstalt Celle |
untergebracht (Hochsicherheitsstation). Wie der Senat aus
vielen Strafvollzugsverfahren weiB3, kommen die Antragstel-
ler praktisch taglich mehrere Stunden zusammen. Von an-
deren Gefangenen sind sie getrennt. Das Verbot der Mehr-
fachverteidigung nach §§ 146 StPO, 120 Abs. 1 StVollzG gilt
im Strafvollzug auch fir den Antragsteller F. in Verbindung
zu den beiden anderen Antragstellern.

6. Das Verbot der Mehrfachverteidigung flihrt zur Zurtick-
weisung der Verteidigerin im ganzen. Im allgemeinen sind
zwar nur die spater ibernommenen Verteidigungen unzu-
lassig, wahrend die zuerst (ibernommene zulassig bleibt.
Hier ist die Verteidigerin aber von den drei Antragstellern am
19. 2. 1985 zugleich beauftragt worden; die drei der Voll-
zugsbehdrde vorgelegten Volimachtsurkunden tragen das-
selbe Datum. AuBerdem hat die Verteidigerin mit ihrer
Rechtsbeschwerdeschrift noch drei weitere Vollmachtsur-
kunden vorgelegt. Auch diese Urkunden tragen dasselbe
Datum des 14. 6. 1985. Infolge der gleichzeitigen Beauftra-
gung ist die Verteidigung aller drei Antragsteller unzulassig
(vgl. OLG Hamm NJW 1980, 1059; OLG KdIn NStZ 1983,
560).

7. Die ProzeBhandlungen der Verteidigerin, die zu der
Zurlickweisung den AnlaB8 gegeben haben, sind damit un-
wirksam. Der Senat, sieht keinen AnlaB3 dafiir, den Antrag-
stellern Gelegenheit zu geben, Antrage auf Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gegen die Versdumung der Frist
fiir die Einlegung einer zulassigen Rechtsbeschwerde nebst
Begriindung zu stellen, weil schon die Zurlickweisung der
Verteidigerin ihm Gelegenheit gibt, die zwischen den An-
tragstellern und der Vollzugsbehérde streitige Rechtsfrage
zu beantworten. Nach Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand und formgerechter Rechtsbeschwerdebegrindung
wiirde einer sachlichen Entscheidung § 116 Abs. 1 StVollzG
entgegenstehen; die Nachprufung der angefochtenen Ent-
scheidung ware dann nicht mehr zur Fortbildung des Rechts
oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung er-
forderlich.

Die Rechtsbeschwerden waren deshalb als unzuldssig zu
verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 121 Abs. 4
StVollzG, 473 Abs. 1 StPO. Der Streitwert ist nach den §§
48a, 25 Abs. 1 Satz 3, 13 GKG festgesetzt worden.



	Inhaltsverzeichnis
	Kosten des Verbrechens
	Stellung und Bedeutung der Freiheitsstrafe aus             rechtsvergleichender Sicht
	Zur Situation im Strafvollzug und Perspektive der Sozialarbeit in den Vollzugsanstalten
	Zur Situation und Entwicklung von Untersuchungshaft und Untersuchungshaftvollzug in der Bundesrepublik Deutschland
	Kunst und Sozialisierung
	Psychotherapie bei sexueller Delinquenz
	Zur Frage der medizinischen Versorgung und Kostentragungspflicht von krankenversicherten Gefangenen
	Bericht aus der praktischen Arbeit
	 Wahlpflichtangebot: Kreatives Training

	Aktuelle Informationen
	Für Sie gelesen
	Neu auf dem Büchermarkt
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